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VON RENÉ NEHRING

E s liegt eine eigenartige Stim-
mung in diesen Tagen über dem 
Land. Obwohl die wirtschaftli-
chen Rahmendaten erschre-

ckend sind und die Bürger eigentlich 
höchst besorgt sein müssten, ist es allent-
halben ruhig im Volk. Und obwohl die Re-
gierung wie selten zuvor ein Bundeskabi-
nett schwächelt und mit der FDP – durch 
die Verabschiedung ihrer „12 Punkte zur 
Beschleunigung der Wirtschaftswende“ – 
gerade ein Koalitionspartner den Ausstieg 
aus dem ungeliebten Bündnis einleitet, 
kommt auch die Opposition nicht vom 
Fleck. Zwar geht die Zustimmung für die 
Ampelparteien in den Umfragen kontinu-
ierlich zurück, doch kann von einem Auf-
bruch bei den nichtregierenden Parteien 
wahrlich nicht die Rede sein. 

Die Ursachen für diese Situation sind 
vielfältig – und je nach Partei durchaus 
verschieden. Vornean dürfte fast überall 
ein Gefühl der Ohnmacht stehen; der 
Glaube, dass „die da oben“ ohnehin ma-
chen, was sie wollen und selbst gröbstes 
Versagen und Fehlverhalten folgenlos 
bleibt – womit jedes Engagement für eine 
andere Politik vergebens scheint. 

Die jüngsten Beispiele dafür sind mit 
dem Namen des Kanzlers verbunden. Ob-
wohl zu Beginn der Woche BDI-Präsident 
Siegfried Russwurm in seltener Klarheit 
die Wirtschaftspolitik der Regierung kriti-
sierte und die vergangenen zwei Jahre gar 
als „verlorene Jahre“ bezeichnete sowie 
zugleich darauf verwies, dass sich deut-
sche Unternehmen im Ausland deutlich 
besser entwickeln, behauptete Olaf Scholz 
im Rahmen der Hannover-Messe, dass das 
Land auf einem guten Weg sei. Auch dass 
die als „Cum-ex-Jägerin“ bekannt gewor-
dene Kölner Oberstaatsanwältin Anne 
Brorhilker am Montag ihren Job hin-
schmiss, weil sie es leid war, wie ihr die 
Politik in die Ermittlungen zum größten 
Finanzskandal in der Geschichte des Lan-
des hineinpfuschte, kratzte Scholz wenig, 

obwohl sein Name an verschiedenen Zeit-
punkten und Orten der Affäre auftaucht. 

Dass keinesfalls nur der Kanzler mit 
schweren Verfehlungen davonkommt, 
zeigt die Einstellung des Strafverfahrens 
gegen den ehemaligen Landrat des Kreises 
Ahrweiler, Jürgen Pföhler, wenige Tage zu-
vor. Obwohl belegt ist, dass Vertreter der 
betroffenen Bundesländer und Landkrei-
se in der Unglücksnacht vom 14. auf den 
15. Juli 2021 reihenweise fahrlässig handel-
ten und viele Opfer hätten gerettet wer-
den können, wenn sie rechtzeitig gewarnt 
oder evakuiert worden wären, soll der Tod 
von insgesamt 188 Menschen somit ohne 
juristische Konsequenzen bleiben. 

Die Schwäche der Opposition
Dass die Oppositionsparteien verschiede-
ner Couleur von der Schwäche der Ampel-
koalition nicht profitieren können, hat je-
weils eigene Gründe. So leiden CDU und 
CSU bis heute darunter, dass sie es nach 
dem Abtreten ihrer langjährigen Frontfrau 
Angela Merkel versäumten, sich von der 
„Übermutti“ zu emanzipieren. Anders als 
Merkel, die 1999 beim Ausbruch der CDU-
Spendenaffäre keine Skrupel hatte, sich 
von ihrem einstigen Förderer Helmut 
Kohl loszusagen und ihre Partei aufzufor-
dern, es ihr nachzutun, zögert die Union 
bis heute, sich selbst von offensichtlich 
gröbsten Fehlentwicklungen der Ära Mer-
kel – wie der faktischen monatelangen 
Öffnung der Grenzen 2015 oder dem Aus-

stieg aus der Atomenergie – zu distanzie-
ren. Mit der Folge, dass der Union eine 
grundsätzliche Kurskorrektur und die 
Rückkehr zu klassischen christdemokrati-
schen Positionen nicht möglich ist – und 
ihr am Ende nur Koalitionen mit den Grü-
nen und/oder den Sozialdemokraten blei-
ben, die eigentlich ihre politischen Rivalen 
sind, seit Jahren jedoch wie natürliche 
Verbündete erscheinen. 

Die AfD wiederum, die ihrem Namen 
nach behauptet, eine Alternative für dieses 
Land zu sein, hat seit ihrer Gründung ein 
unschlagbares Talent dafür entwickelt, 
bürgerliche Köpfe zu verdrängen – wahl-
weise auf die Hinterbänke oder gleich ganz 
aus der Partei. Mit kernigen Parolen und 
einer Kultur der Provokation hatte sie es 
in Zeiten schwacher Bundesregierungen 
leicht, sich eine feste Stammwählerschaft 
unter all jenen aufzubauen, die von den 
etablierten Parteien „die Nase voll“ haben. 
Doch da die „Alternative“ – außer einer 
absoluten Mehrheit – auf absehbare Zeit 
keinerlei Option für eine Regierungsbetei-
ligung hat, spielt sie einstweilen auch kei-
ne gestaltende Rolle in diesem Land. 

Ein Experiment ganz eigener Art ist 
das Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW). 
Dieses gibt zwar vor, die Unzufriedenen 
verschiedener politischer Lager anspre-
chen zu wollen. Doch stammt das bisher 
zu sehende Spitzenpersonal durchgehend 
aus der Linkspartei, womit das BSW am 
Ende auch nichts anderes ist als das Pro-

dukt einer weiteren Häutung in der lan-
gen Geschichte der deutschen Linken, die 
schon zur Gründung von USPD, KPD, 
SED, PDS, WASG und „Die Linke“ geführt 
hatte. Womit freilich das BSW als Alter-
native gerade für bürgerliche Wähler 
kaum infrage kommen dürfte. 

Doch wie weiter? Je nach Problem 
sind die Lösungsansätze verschieden. Das 
Scheitern einer Regierung auf dem Gebiet 
der Wirtschafts- und Energiepolitik ver-
langt andere Konsequenzen als eine et-
waige Verwicklung eines Ersten Bürger-
meisters und Bundesfinanzministers in 
einen Finanzskandal erfordern würde. 

Ein wichtiger Ansatz für alle Bereiche 
wäre eine Rückkehr zum Prinzip echter 
Verantwortlichkeit. War es früher gang 
und gäbe, dass etwa Minister und Spit-
zenbeamte auch ohne eigenes Fehlver-
halten zurücktraten, wenn in ihrem Ver-
antwortungsbereich etwas schiefging 
(das prominenteste Beispiel hierfür ist 
der Einsatz der GSG 9 in Bad Kleinen 
1993, der zum Amtsverlust des Bundes-
innenministers, des Generalbundesan-
walts sowie des BKA-Vizepräsidenten 
führte), so ist in den vergangenen Jahren 
die Übernahme politischer Verantwor-
tung zur hohlen Phrase verkommen, die 
selbst bei schweren Verfehlungen meis-
tens ohne Folgen bleibt. 

Kann es da verwundern, wenn sich 
Bürger mit Grausen abwenden und in ihre 
privaten Refugien zurückziehen? 

POLITISCHE KULTUR

Die dramatische Stille in 
dramatischen Zeiten

Warum trotz massiver Probleme und einer historisch schwachen Regierung  
bei den Bürgern kaum Hoffnung auf bessere Zeiten aufkommt

Lesen Sie die PAZ  
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Webseite paz.de
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Sozialprojekte Dieser Ausgabe liegt 
ein Überweisungsträger der  
Landsmannschaft Ostpreußen für  
die Bruderhilfe bei.

HINWEIS

Die Vertreibung geht weiter
Rund achtzig Jahre nach dem Exodus der Ostdeutschen aus ihrer Heimat sollen  

sie nun auch aus der Erinnerungskultur ihrer Landsleute verdrängt werden  Seite 3
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VON WOLFGANG KAUFMANN

N ach dem Terroranschlag auf 
das Veranstaltungszentrum 
Crocus City Hall im Mos-
kauer Vorort Krasnogorsk 

am Abend des 22. März, zu dem sich der 
afghanische Ableger des Islamischen 
Staates (IS) namens Daesh-Khorasan be-
kannt hat, beschuldigte die russische Re-
gierung den ukrainischen Militärgeheim-
dienst HUR, die Attentäter rekrutiert 
und bezahlt zu haben. Hierfür fehlen bis-
lang aber belastbare Belege. Dahingegen 
steht eindeutig fest, dass die Streitkräfte 
Kiews mit islamischen Gruppierungen 
kooperieren.

Der Beginn dieser Zusammenarbeit 
datiert auf das Jahr 2014, als es in der 
Ostukraine zu militärischen Auseinan-
dersetzungen zwischen separatistischen 
prorussischen Milizen und regulären 
russischen Truppen auf der einen sowie 
ukrainischen Regierungssoldaten und 
proukrainischen Freiwilligenverbänden 
auf der anderen Seite kam. Zu den letzte-
ren gehörten das Tschetschenische Frie-
denssicherungsbataillon Dschochar Du-
dajew, das den Namen des ersten Präsi-
denten der nur von der Ukraine aner-
kannten Tschetschenischen Republik 
Itschkerien erhielt, und das Tschetsche-
nische Friedenssicherungsbataillon 
Scheich Mansur, benannt nach einem 
populären Imam und Militärführer, der 
im 18.  Jahrhundert gegen Russland ge-
kämpft hat.

Von Homogenität keine Spur
Das von Muslim Tscherberlojewskij ge-
führte Scheich-Mansur-Bataillon ope-
rierte zunächst im Verbund mit dem Uk-
rainischen Freiwilligenkorps, dem para-
militärischen Arm der nationalistischen 
Partei Rechter Sektor, und dann als auto-
nome Einheit. Das heißt, es verweigerte 
den Eintritt in die am 27. Februar 2022 
gegründete Internationale Legion der 
Territorialverteidigung der Ukraine (IL), 
die dem Kommando der Territorialen 
Verteidigungskräfte der Ukraine unter-
steht und zurzeit angeblich 30.000 Kämp-
fer aus rund 50 Staaten zählt. Dahinge-
gen trat das Dschochar-Dudajew-Batail-
lon unter Adam Osmajew, dem auch 
Nichttschetschenen wie der japanische 
Konvertit Shamil Tsuneoka Tanaka an-
gehören, der IL bei. Zu diesen zwei Ein-

heiten gesellte sich im April 2017 das 
gleichermaßen selbstständig agierende 
und von Siroshiddin Mukhtarow befeh-
ligte Imam-Schamil-Bataillon. Darin die-
nen vor allem Moslems aus der zur Rus-
sischen Föderation gehörenden nord-
kaukasischen Republik Dagestan.

Nach Beginn der sogenannten Militä-
rischen Spezialoperation Russlands in 
der Ukraine formierte sich im Juli 2022 
zudem noch das Separate Spezialbatail-
lon des Verteidigungsministeriums der 
Tschetschenischen Republik Itschkeria 
(OBON), das wie das Dschochar-Duda-
jew-Bataillon zum Verband der IL gehört 
und von Hadschi-Murad Zumso kom-
mandiert wird. Drei Monate später 

tauchte dann mit dem Ajnad al-Kawkas 
der nächste neue und offenbar auch nie-
mandem organisatorisch zugeordnete 
Akteur mit islamischem Hintergrund auf 
dem Kriegsschauplatz in der Ukraine auf, 
nachdem er zuvor an der Seite lokaler 
syrischer Dschihadisten bei Idlib, Alep-
po, Hama, Latakia und anderswo gegen 
die Regierungstruppen von Baschar al-
Assad Krieg geführt hatte. Der Wechsel 
war die Folge von Querelen mit weiteren 
islamischen Zusammenschlüssen, deret-
wegen der Anführer des einflussreichen 
Komitees zur Befreiung der Levante dem 
Ajnad-al-Kawkas-Chef Abd al-Rahman 
al-Shishani nahelegte, mit seinen Män-
nern in die Ukraine abzuziehen. 

Darüber hinaus kämpfen tschetsche-
nisch-muslimische Freiwillige auf der 
Seite Kiews, die vier weiteren Verbänden 
angehören, nämlich der Abteilung Kham-
sat Gelajew, der Spezialeinsatztruppe 
SOG, dem 34. Sturmbataillon „Mad Pack“ 
und dem Muslimischen Korps Kaukasus. 
Die Gesamtzahl der Mitglieder all dieser 
Gruppierungen soll bei rund 2000 liegen. 
So lauteten jedenfalls entsprechende 
Meldungen vom November 2022.

Obwohl es hier also um relativ wenige 
Personen geht, ist deren Motivation zur 
Teilnahme an den Kämpfen in der Ukrai-
ne nicht immer die gleiche. Zwar besteht 
Einigkeit, was den Hass auf Russland be-
trifft, der aus dem brutalen Vorgehen 

Moskaus in den beiden Tschetschenien-
kriegen von 1994 bis 1996 beziehungswei-
se 1999 bis 2009 resultiert. Darüber hin-
aus folgen die Anführer des Dschochar-
Dudajew- und Scheich-Mansur-Bataillons 
sowie des OBON jedoch eher der säkula-
ren Vision von einem freien Tschetsche-
nien, das nicht mehr unter der Fuchtel 
Moskaus und der Putin-Marionette Ram-
san Kadyrow steht. Das heißt, der Islam 
rangiert hier maximal an zweiter Stelle. 
Dahingegen sind die Angehörigen des Aj-
nad al-Kawkas Glaubenskrieger reinsten 
Wassers. Sie kennen nur fundamentalisti-
sche und dschihadistische Ziele wie die 
weltweite Durchsetzung des Islam und 
der Scharia. Deswegen ist es ihnen auch 
relativ egal, wo sie kämpfen, solange es 
nur gegen vermeintlich Ungläubige geht. 
Insofern hat die christlich-orthodox do-
minierte Ukraine hier einen besonders 
problematischen Verbündeten.

Die Moral scheint ungebrochen
Wenn man den jeweiligen Berichten vom 
Kriegsschauplatz in der Ukraine glauben 
darf, nahmen die islamischen Verbände, 
die auf Seiten Kiews agieren, bereits an 
zahlreichen Kampfhandlungen gegen 
russische Truppen teil. Dazu gehören 
neben den Scharmützeln im Osten der 
Ukraine vor der russischen Invasion vom 
Februar 2022 die Schlachten um Kiew 
und Charkiw, die bis zum April bezie-
hungsweise Mai 2022 andauerten, das pa-
rallel verlaufene Gefecht von Isjum, die 
Belagerung von Mariupol, die im Mai 
2022 mit einer Kapitulation der ukraini-
schen Verteidiger endete, die nur teilwei-
se erfolgreiche ukrainische Gegenoffensi-
ve vom Herbst 2022 sowie die verlustrei-
chen Schlachten von Sjewjerodonezk, 
Soledar und Bachmut. Außerdem war das 
OBON an den Einfällen in die russische 
Oblast Belgorod ab Mai 2023 und den 
Kommandoaktionen im Raum Belgorod 
und Kursk im März/April 2024 beteiligt. 
Dabei agierte es Seite an Seite mit der Le-
gion des Freien Russlands, der Rumäni-
schen Kampfgruppe Getica, dem Polni-
schen beziehungsweise Weißrussischen 
Freiwilligenkorps sowie dem weißrussi-
schen Bataillon „Terror“.

Anzeichen dafür, dass sich der aus-
bleibende Sieg der Ukraine negativ auf 
die Moral der islamischen Kampfverbän-
de auf Seiten Kiews auswirkt, gibt es bis-
lang keine.

Kiews muslimische Verbündete
Eine Vielzahl islamischer Milizen beteiligt sich in unterschiedlichster Form am Kampf gegen die Russen im Ukrainekrieg

Ukrainische Dschihadisten „Not kennt kein Gebot“ lautet ein Sprichwort, und ein anderes: „Der Zweck heiligt die 
Mittel“. Kiew schreckt bei der Wahl seiner Verbündeten im Ukrainekrieg auch vor Gotteskriegern nicht zurück

Ein muslimischer Verbündeter Kiews im Ukrainekrieg: Der Angehörige des Dschochar-Dudajew-Bataillons trägt an seiner Uniform 
sowohl die Farben und den Dreizack der Ukraine als auch die Flagge der Tschetschenischen Republik Itschkerien Foto: ddp images

Der Islam ist seit rund siebeneinhalb 
Jahrhunderten in der Ukraine präsent. 
Deshalb leben auch heute noch etliche 
Muslime in dem osteuropäischen Land. 
Ihre Zahl liegt je nach Quelle zwischen 
400.000 und einer Million. Radikale Mos-
lems hatten bis zum Jahre 2014 keine 
Chance, in der Ukraine Fuß zu fassen. Sie 
wurden teilweise sogar an Russland oder 
andere Länder ausgeliefert. Dann aller-
dings griff Kiew auf islamische Kampfver-
bände zurück (siehe oben), deren Verbin-
dungen zu ausländischen Dschihadisten 
kein Geheimnis darstellen und in russi-
schen wie westlichen Medien themati-
siert wurden.

Beispielsweise gab es enge Kontakte 
zwischen dem Imam-Schamil-Bataillon 
und der sunnitischen Terrormiliz al-Kai-
da. Deren Anführer Ayman al-Zawahiri er-
klärte, dass der Selbstmordanschlag auf 
die U-Bahn in Sankt Petersburg vom 
3. April 2017 mit 15 Toten auf das Konto 
des von ihm beauftragten Imam-Schamil-
Bataillons gehe. Des Weiteren konnte eine 
Zusammenarbeit zwischen dem Islami-
schen Staat und dem Scheich-Mansur-
Bataillon nachgewiesen werden. So er-
hielten etliche von dessen Kämpfern eine 
Ausbildung in syrischen IS-Lagern.

Außerdem war der nunmehrige stell-
vertretende Oberbefehlshaber der exil-

tschetschenischen Sondereinheit OBON, 
Rustam Ashiew, um 2013 Mitglied der is-
lamischen syrischen Terrorgruppe Ansar 
al-Sham gewesen, die gute Beziehungen 
zum al-Kaida-Ableger Jabhat al-Nusra 
und zum IS unterhielt.

Und dann wäre da noch der Ajnad al-
Kawkas, der im Oktober 2022 vom syri-
schen auf den ukrainischen Kriegsschau-
platz wechselte. Er ging aus den Dschiha-
distenmilizen und al-Sham-Ablegern Ja-
maat al-Khalifa al-Qawqazia und Jamaat 
Jund al-Qawqaz hervor und agierte spä-
ter gemeinsam mit der Jabhat al-Nusra. 
Dem Ajnad al-Kawkas wird nachgesagt, 
dass er vom US-amerikanischen Aus-

landsgeheimdienst CIA unterstützt wor-
den sei. Das gilt gleichermaßen für die 
rund 90 Angehörigen des IS, die im März 
2022 unter Aufsicht des dschihadisti-
schen Bündnisses Hai’at Tahrir asch-
Scham über die syrisch-türkische Grenze 
gingen, um dann in die Ukraine weiter-
zureisen.

Angesichts all dessen warnen Exper-
ten wie der Islamwissenschaftler Guido 
Steinberg von der Berliner Stiftung Wis-
senschaft und Politik davor, dass die Uk-
raine zu einem Rückzugsgebiet oder 
Drehkreuz für radikale Moslems werden 
könne. Und tatsächlich sprechen die 
schnellen Wechsel zwischen Syrien und 

der Ukraine für sich. Es besteht die Ge-
fahr, dass Glaubenskrieger die Ukraine 
künftig dazu nutzen, um – möglicherwei-
se getarnt als Flüchtlinge – unkompliziert 
nach Mittel- und Westeuropa zu gelan-
gen. Vor diesem Hintergrund richtete der 
CDU-Bundestagsabgeordnete Christoph 
de Vries folgende Anfrage an die Bundes-
regierung: „Wie viele mutmaßliche Isla-
misten bzw. islamistische Terroristen … 
sind seit Beginn des Ukrainekrieges nach 
Deutschland über die deutschen Grenzen 
eingereist (bitte die jeweiligen Her-
kunftsstaaten angeben)?“ Angeblich aus 
„Staatswohlerwägungen“ erhielt er dar-
auf keine konkrete Antwort. W.K.

UKRAINE

Moslems gibt es seit dem Mittelalter, Dschihadisten erst seit 2014
Seit der russischen Annexion der Krim greift Kiew auf islamische Kampfverbände zurück
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VON MANFRED KITTEL

I st es vorstellbar, dass das große Mu-
seum für die französische Sprache im 
Schloss von Villers-Cotterêts nahe 
Paris aus Unbehagen an der eigenen 
Nation in ein „Museum der Sprache“ 
umgemodelt würde? In Deutschland 

ist so etwas ähnliches nicht nur möglich, es ist 
jüngst auch geschehen: Das Oldenburger 
„Bundesinstitut für Kultur und Geschichte der 
Deutschen im östlichen Europa“ (BKGE) ent-
ledigte sich kurzerhand „der Deutschen“ in 
seinem Namen. Mancher rieb sich ungläubig 
die Augen. War nicht gerade das Kulturerbe 
der vertriebenen Deutschen der eigentliche 
Seinsgrund des umbenannten Hauses?  

Wem imponiert, welch klare Kante grüne 
Politiker gegen Putins Ukrainekrieg zeigen, 
fand es besonders schade, dass ein grünes 
Kulturstaatsministerium ausgerechnet die 
„aggressive Geschichtspolitik Russlands“ ge-
gen seinen südwestlichen Nachbarn und die 
daraus folgende „Aufgabenerweiterung“ des 
BKGE als Begründung für die Umbenennung 
ins Felde führte. Es war eine Steilvorlage für 
die CDU/CSU-Opposition im Bundestag an-
gesichts der Bedrohung auch der heimatver-
bliebenen deutschen Minderheit in der Uk-
raine durch Putins barbarischen Krieg. 

Andere öffentliche Begründungsversuche 
legten zumindest nahe, dass die Ukraine als 
eine Art Nebelkerze diente. Über eine Umbe-
nennung war nämlich schon jahrelang disku-
tiert worden, nachdem das BKGE sich 2005 im 
Rahmen des Europäischen Netzwerks Erinne-
rung und Solidarität „transnationaler europäi-
scher Geschichtsbetrachtung“ verschrieben 
hatte. Dabei handelt es sich um eben jenes 
Netzwerk, dessen Zweck auch darin bestand, 
ein zu vertriebenenfreundliches „Zentrum 
gegen Vertreibungen“ in Berlin – erfolgreich 
– zu verhindern. Schien in der jetzigen Kons-
tellation die Gelegenheit gekommen, wie 
Reinhard Müller in der „FAZ“ befürchtete, 
sich auch noch „der Geschichte der Deut-
schen im Osten schleichend zu entledigen“?

Kein Bewusstsein für den Verlust 
Das Ganze rührt jedenfalls grundsätzlich an 
Fragen unserer nationalen Identität, mit der 
sich die Deutschen seit 1945 und trotz eines 
kurzen schwarz-rot-goldenen Sommermär-
chens 2006 bis heute so schwertun. Zur Er-
innerung: Am Ende des Zweiten Weltkrieges 
waren aus den Staats- und Siedlungsgebieten 
der Deutschen im östlichen Europa an die 
15 Millionen Menschen vertrieben worden. 
Aus Heimaten, in denen ihre Vorfahren oft 
seit 800 Jahren gelebt hatten, die untrennbar 
mit Geschichte und Kultur unseres Volkes 
verbunden waren und es auch immer bleiben 
werden. Aber hat der Umgang der deutschen 
Gesellschaft mit diesem „ungeheuren Ver-
lust“ im Osten (Louis Ferdinand Helbig) der 
Größe der Amputation jemals Rechnung ge-
tragen? War es auch nur annähernd so, als ob 
1945 – quantitativ vergleichbar – im Süden 
Bayern, Baden und Württemberg wegge-
schnitten worden wären?

Noch in den 1950er Jahren tauchte erst-
mals das Wort vom „Ghetto der Landsmann-
schaften“ auf. Es wollte sagen, dass sich das 
„kommunikative Gedächtnis“ der Ostvertrie-
benen, denen ihre Heimat besonders am Her-
zen lag, von dem der alteingesessenen west-
deutschen Mehrheit schroff unterschied. Die-
se Mehrheit wurde politisch noch dadurch 
vergrößert, dass es die Vertriebenen nie schaff-
ten, ihrer Zahl entsprechend im Bundestag 
und in den Landtagen vertreten zu sein. 

Minderheiten in einer Demokratie haben 
es schwer, zumal wenn sie keinem Zeitgeist 
entsprechen. Der aber wehte in eine andere 
Richtung, nicht nur weil auch Millionen Alt-
Westdeutsche als Kriegsversehrte oder Aus-
gebombte mit der materiellen Bewältigung 
der NS-Katastrophe mehr als beschäftigt wa-

Ostdeutsches Kulturerbe und Identität
Die Verdrängung der Vertriebenen aus der Erinnerung der Deutschen setzt sich fort. Doch wohin will eine Nation, die manche 

nur noch als Einwanderungsgesellschaft verstehen, Zuwanderer integrieren, wenn sie selbst nicht mehr weiß, woher sie kommt?  

ren. Sondern auch wegen der für die Bundes-
republik im Kalten Krieg überlebenswichti-
gen Ausrichtung gen Westen: politisch, mili-
tärisch, ökonomisch und eben auch kulturell. 
Glücklich darüber, dass nach 1945 wenigstens 
der größere Teil Deutschlands – nach langen 
„Sonderwegen“ vorher – endlich im Westen 
angekommen war, mochte sich die Gesell-
schaft der Bundesrepublik nicht gern von 
komplizierten – östlichen – „Erinnerungen 
behelligen lassen“ (Christoph Stölzl).

War der Umgang mit Flucht und Vertrei-
bung womöglich nur ein Unterkapitel der von 
Psychologen diagnostizierten „Unfähigkeit 
(der Deutschen), zu trauern“: Wie gegenüber 
den Opfern des Nationalsozialismus eben 
auch gegenüber den Opfern seiner Folgen? 
Vielleicht gibt es hier sogar einen noch weiter 
reichenden Kausalbezug, und die Abwendung 
vom verlorenen Osten war die radikalste 
Form der eben doch schon früh, teils eher 
unterbewusst auch im breiten Volk vorhan-
denen Ahnung, welch schwere Schuld die 
Deutschen mit Holocaust und NS-Besat-
zungsterror im Osten auf sich geladen hatten. 
Je stärker dann ab Ende der 1950er Jahre das 
„Dritte Reich“ in den Fokus der öffentlichen 
Aufmerksamkeit geriet, desto mehr galt die 
große Vertreibung von 1945 ff. vielen nur 
noch als Ergebnis ausschließlich dieser deut-
schen Katastrophe und letztlich als Gesche-
hen nachgeordneter Bedeutung.

Die zweite Vertreibung 
Die Tendenzen verdichteten sich noch in der 
Zeit der sogenannten neuen Ostpolitik, als 
die Vertriebenenverbände beim Schlussstrich 
unter die Oder-Neiße-Grenze den national-
kommunistischen Machthabern in Moskau 
oder Warschau weniger weit entgegenkom-
men wollten als damals eine gesellschaftliche 
Mehrheit. Obwohl mit rein friedlichen Mit-
teln vorbildlich demokratisch protestierend, 
wurden sie im medialen Hauptstrom nun oft 
so behandelt, als hätten sie – und nicht Links-
radikale nach 1968 – ihrer Ziele wegen Pflas-
tersteine auf Polizisten geworfen. Üble Ge-
schichtsklitterung half dem Negativimage 
notfalls noch nach, indem etwa suggeriert 
wurde, der deutsche Osten mit seinen „Jun-
kern“ hätte die schlimmsten Nazis hervorge-
bracht. Als ob die NS-Bewegung nicht zuerst 
in Bayern groß geworden wäre. 

Die Zeitenwende 1989/90 und die jugosla-
wischen Zerfallskriege mit neuen „ethni-
schen Säuberungen“ brachten zwar dann vie-

les in Bewegung. Das Alter Ego von Günter 
Grass gestand 2002 in seiner Novelle über 
den Untergang der „Wilhelm Gustloff“ frei-
mütig: Niemals hätte man über das Leid der 
Ostvertriebenen schweigen, das Thema den 
„Rechtsgestrickten“ überlassen dürfen, nur 
weil die eigene Reue vordringlich gewesen 
sei. Aber wurde jetzt, lange nachdem 1990 die 
letzten Grenzfragen völkerrechtlich definitiv 
geklärt waren, endlich wahr, was SPD-Kanz-
lerkandidat Willy Brand schon 1969 als Trost-
pflaster für die angestrebten Ostverträge ver-
heißen hatte? Das Ziel mithin, „der ganzen 
Nation die kulturelle und geistige Substanz 
der Ostgebiete zu erhalten“, um im Inneren 
zu gewinnen, „was draußen verloren ging“ – 
einschließlich einer neuen Heimstatt für die 
traditionsreichen „ostdeutschen Universitä-
ten und Kultureinrichtungen“?

Rhetorische Fragen. Denn die seit jeher 
kargen Geldquellen für den im Paragra-
phen  96 Bundesvertriebenengesetz formu-
lierten Auftrag sprudelten fortan nicht mun-
terer.  Das ostdeutsche Kulturerbe „im Be-
wusstsein des gesamten deutschen Volkes 
und des Auslands erhalten“? Bund und Län-
der zusammen hatten 1968 gerade einmal 
sechs Millionen D-Mark für diese Zwecke 
aufgebracht, so viel wie das Auswärtige Amt 
allein zur Rettung des ägyptischen Tempels 
Abu Simbel beisteuerte, und in etwa der Jah-
resetat eines einzigen Großstadttheaters. Das 
fiel damals aber nicht so stark ins Gewicht, 
weil sich noch viele aus der Erlebnisgenera-
tion der Vertriebenen ehrenamtlich kulturell 
engagierten.  Als ihre Zahl abnahm, kam es 
unter Kanzler Kohl in den Jahren nach 1990 
immerhin zu einer Verdoppelung der Mittel 
auf an die 50 Millionen D-Mark. Nur wurden 
diese Zusatzgelder infolge des legendären 
„Kahlschlags“ nach dem Regierungswechsel 
1998 wieder weitgehend abgewickelt. 

Erinnerungspolitische Verschiebungen
Fragwürdige inhaltliche Weichenstellungen 
folgten. Im Bemühen, das alte Deutschtums-
Paradigma unseligen völkischen Angeden-
kens in der Ostforschung zu überwinden, 
schüttete man vielfach das Kind mit dem Ba-
de aus. Fast nur noch interethnische, multi-
kulturelle und transnationale Themen stan-
den im Vordergrund, während „nationalge-
schichtliche Fragestellungen“ als antiquiert 
galten und die Bezüge der Vertreibungsgebie-
te zur allgemeinen deutschen Geschichte 
mehr und mehr verblassten. 

Und so muss heute noch immer zur ver-
dienstvollen, nur keineswegs erschöpfenden 
Überblicksdarstellung von Wilhelm Matull 
von 1973 greifen, wer sich über die traditions-
reiche Arbeiterbewegung im preußischen Os-
ten, der Heimat eines Ferdinand Lassalle oder 
des großen Weimarer SPD-Ministerpräsiden-
ten Otto Braun, informieren möchte. Einen 
Lehrstuhl für ostpreußische Geschichte gibt es 
bis heute nicht. Gewiss, Ost- und Westpreu-
ßen, Pommern, Schlesien und Ostbranden-
burg, die Gegenstände der Landesgeschichte 
Ostdeutschlands, sind nach 1945 zum größten 
Teil in „andere nationale Lebenszusammen-
hänge“ hineingeraten; komplett „aus dem his-
torischen Lebenszusammenhang der deut-
schen Geschichte herausgetreten“ (Klaus Zer-
nack) sind sie damit aber eben nicht. Und für 
die alte Heimat der Sudetendeutschen oder 
Donauschwaben gilt sinngemäß ähnliches.  

Die jüngste Oldenburger Metamorphose 
weckt zudem Erinnerungen an eine traurige 
Episode während der Debatte um den Wie-
deraufbau des Berliner Hohenzollernschlos-
ses. Der Osteuropahistoriker Karl Schlögel 
hatte damals vorgeschlagen, auf einem Teil 
der gigantischen 16.000 Quadratmeter Aus-
stellungsfläche ein Museum der preußischen 
Geschichte einzurichten. Auf vielleicht 
1000 Quadratmetern wäre es natürlich auch 
um die östlichen Provinzen Preußens jenseits 
von Oder und Neiße gegangen. Man hätte et-
wa erfahren, dass dort 15 Prozent der damali-
gen deutschen Staatsbürger lebten, aber 
gleichzeitig, nicht zuletzt wegen der jüdischen 
Breslauer, ein Drittel der deutschen Nobel-
preisträger. Die geringe Resonanz auf den 
überzeugenden Vorschlag sprach Bände. Heu-
te erwartet den Besucher im Humboldt-Fo-
rum stattdessen ein kosmopolitisches Sam-
melsurium, in dem die drei kurzen Jahrzehnte 
unserer Kolonialhistorie derart in den Mittel-
punkt rücken, als ließen sich mit ihnen die 
dunklen Rätsel deutscher Geschichte lösen.

Die Folgen verweigerten Gedenkens
Angesichts des Vorlaufs kann die jüngste Dis-
tanzierung vom östlichen Kulturerbe unserer 
Nation kaum überraschen. Einem eben in 
Berlin entworfenen, 43 Seiten langen „Rah-
menkonzept Erinnerungskultur“ sind Flucht 
und Vertreibung nur wenige Zeilen wert, und 
auch das nur als Teil einer ja „schon immer 
von Mobilität und Migration geprägt[en]“ 
Gesellschaft. Die Geschichte unseres mühsa-
men, aber letztlich erfolgreichen Weges zur 
Demokratie wird – wen das tröstet – ebenfalls 
eher stiefmütterlich abgehandelt. 

Eine Kernfrage unserer nationalen Identi-
tät dagegen ist durchaus richtig formuliert: 
Wie kann deutsche Erinnerungskultur in ei-
ner Einwanderungsgesellschaft überhaupt 
aussehen? Antworten darauf bekommt man 
nur leider kaum. Denn wie soll ein stolzer, Er-
dogan-naher Türke in Kreuzberg zum deut-
schen Patrioten werden, wenn ihm nichts an-
deres verheißen wird, als damit Teil einer „Tä-
ternation“ zu sein, deren Geschichte aus einer 
einzigen Abfolge brauner oder roter Diktatu-
ren und weißer Kolonialverbrechen besteht? 
Statt wirklich alles zu erzählen, was unsere 
gemeinsame Heimat heute durch größte Hö-
hen und finsterste Tiefen hindurch erst zu 
dem hat werden lassen, was es auch künftig 
sein sollte: Demokratie der europäischen Mit-
te sowie Brücke zwischen West und Ost.

b Prof. Dr. Manfred Kittel war Gründungs-
direktor der Stiftung Flucht, Vertreibung,  
Versöhnung und ist Professor für Neuere und 
Neueste Geschichte an der Universität Regens-
burg. Zu seinen Werken gehören „Preußen und 
sein Osten in der Weimarer Republik“ (Dun-
cker & Humblot 2022, zusammen mit Gabriele 
Schneider und Thomas Simon) sowie „Stief-
kinder des Wirtschaftswunders? Die deutschen 
Ostvertriebenen und die Politik des Lasten- 
ausgleichs (1952 bis 1975)“ (Droste 2020).

„Ungeheuer Verlust“: Neben mangelnder Empathie für das Leid der Heimatvertriebenen zeigte die deutsche Nachkriegs
gesellschaft auch wenig Bewusstsein für die im Osten verlorenen Kulturlandschaften. Im Bild die in den 1990er Jahren auf  
Initiative Marion Gräfin Dönhoffs als Kopie zurückgekehrte KantStatue von Christian Daniel Rauch in Königsberg
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Erst Ende März hatte der Berliner Senat 
eine Liste mit Standorten für 16  neue 
Containerdörfer für sogenannte Geflüch-
tete vorgelegt. Berlins Regierender Bür-
germeister Kai Wegner (CDU) hat nun 
bereits weiteren Bedarf für Container-
unterkünfte angekündigt. Nach Angaben 
von Berlins Flüchtlingskoordinator  
Albrecht Broemme werden „in dieser 
zweiten Runde“ Unterkünfte geplant, die 
für eine längerfristige Nutzung geeignet 
sind. Der Senat denkt daran, dass diese 
Unterkünfte später als Wohnungen ge-
nutzt werden. 

Im Falle eines der geplanten Standor-
te aus der Liste, die der Senat Ende März 
veröffentlichte, hat Flüchtlingskoordina-
tor Broemme inzwischen einen Protest-
brief erhalten. In dem Schreiben von An-
drea Güttner, der Kanzlerin der Freien 

Universität Berlin (FU), geht es um die 
Thielallee  63 in Berlin-Dahlem. Dabei 
handelt es sich um eine mehrere tausend 
Quadratmeter große Fläche, die von der 
FU derzeit als Parkplatz genutzt wird. 
Nach den Vorstellungen Broemmes sol-
len auf der Fläche Wohncontainer zur 
Unterbringung von 260 Personen aufge-
stellt werden. Wie mehrere Hauptstadt-
zeitungen berichtet haben, lehnt die FU 
dies allerdings ab und verweist dabei auf 
eigene Pläne mit dem Areal. Demnach 
will die Universität auf der Fläche Gebäu-
de für Lehre und Forschung errichten.

Broemme erklärte, die Erweiterung 
der FU nicht blockieren zu wollen, „doch 
solange das Grundstück brachliegt, kön-
nen dort doch Flüchtlinge untergebracht 
werden“. Laut einem Bericht der „B.Z“ 
kommt für die Universität im Südwesten 

Berlins aber nicht einmal eine befristete 
Aufstellung von Containern in Betracht. 
So soll die FU-Kanzlerin an Broemme ge-
schrieben haben: „Eine auch befristete 
Unterbringung von Flüchtlingen ist für 
die Fläche nicht möglich.“ 

Der FU-Präsident Günter Ziegler hat 
als Reaktion auf den Container-Plan des 
Senats auf ein Gebäude der Bundesan-
stalt für Immobilienaufgaben in der Thie-
lallee verwiesen. Laut dem FU-Chef steht 
dieses leer und ist bereits bis 2017 schon 
einmal für die Unterbringung von Flücht-
lingen genutzt worden. Obendrein fühlt 
sich die Führung der Universität in Dah-
lem offenbar auch übergangen. Laut ei-
nem Bericht der „Berliner Zeitung“ hat 
sich FU-Präsident Ziegler beklagt, von 
den Senatsplänen erst aus der Zeitung er-
fahren zu haben.

Gegenwind gegen den Plan des 
schwarz-roten Senats kommt inzwischen 
auch von der CDU Steglitz-Zehlendorf. 
Diese verteilte am Wochenende des 13. und 
14. April an Anwohner Flugblätter, in de-
nen sie die geplante Containerunterkunft 
auf dem FU-Gelände kritisierte. Auf den 
verteilten Blättern erklärt die CDU, zwar 
sei eine menschenwürdige Unterbringung 
von Asylsuchern wichtig“, aber das FU-Ge-
lände sei nicht geeignet. 

Zudem seien die Anwohner nicht an-
gehört worden. Aufgefordert werden die 
Bürger von der CDU schließlich, sich ei-
nem Appell an die Bezirksbürgermeisterin 
Maren Schellenberg (Grüne) anzuschlie-
ßen, um „von dem „unzureichend durch-
dachten und intransparenten Vorhaben 
Abstand zu nehmen“. Hermann Müller

 (Siehe auch Kommentar auf Seite 8.)

BERLIN

FU gegen Asylcontainer auf einem ihrer Parkplätze
Laut Uni-Kanzlerin ist selbst eine „befristete Unterbringung von Flüchtlingen ... für die Fläche nicht möglich“

b MELDUNGEN

Arbeitsfähige 
arbeiten nicht 
Nürnberg – In Deutschland lebten 
vergangenen Juni 3,9 Millionen Men-
schen ohne Arbeit, die als „erwerbs-
fähige Leistungsberechtigte“ Bürger-
geld bezogen. 1,5  Millionen davon 
erhielten die Grundsicherung bereits 
seit mehr als fünf Jahren. Davon wa-
ren 39 Prozent Nichtdeutsche, ob-
wohl deren Anteil an der Gesamtbe-
völkerung nur 15 Prozent betrug. Dies 
ergab eine Sonderauswertung der 
Bundesagentur für Arbeit im Auftrag 
des arbeits- und sozialpolitischen 
Sprechers der AfD-Bundestagsfrakti-
on, René Springer. Rund 270.000 der 
nichtdeutschen Dauerarbeitslosen 
stammten aus Afghanistan, Eritrea, 
dem Irak, dem Iran, Nigeria, Pakis-
tan, Somalia und Syrien. 763.000 Men-
schen bekamen sogar seit mehr als 
zehn Jahren Bürgergeld oder 
Hartz IV. Und 441.000 Personen kas-
sierten seit über 15  Jahren Stütze. 
Den höchsten Anteil an Langzeitar-
beitslosen aller Art meldete die Bun-
deshauptstadt Berlin. W.K.

Neue Masche 
bei Einbruch
Berlin – Die Polizei registriert in der 
deutschen Hauptstadt seit Dezember 
verstärkt Wohnungseinbrüche, bei 
denen sich Diebe durch Verätzen der 
Türschlösser lautlos Zugang ver-
schaffen. Die Einbrecher verwenden 
dazu hochgiftige Salpetersäure. Im 
Vorfeld der Einbrüche erkunden die 
Diebe mit künstlichen Spinnenfäden 
an den Türen, ob die Wohnungsbe-
wohner über längere Zeit abwesend 
sind. Das Berliner Landeskriminal-
amt empfiehlt, auf auffällige Verfär-
bungen an Wohnungs- oder Haustü-
ren insbesondere im Türschlossbe-
reich zu achten. Zudem warnt die 
Polizei dringend davor, verätzte Tür-
schlösser zu berühren. Selbst Hand-
schuhe schützen nicht ausreichend 
vor der stark ätzenden und atem-
wegsreizenden Säure. Auch sollte die 
Reinigung nur durch Fachfirmen 
durchgeführt werden. Erste Fälle der 
lautlosen Einbruchsmethode mit Sal-
petersäure hatte 2023 das Landeskri-
minalamt Niedersachsen festgestellt.
 H.M.

Kupferklau bei 
Windrädern
Dardesheim – Unbekannte Täter ha-
ben im Windpark Druiberg unweit 
der Ortschaft Dardesheim in Sach-
sen-Anhalt Kupferkabel im Wert von 
160.000  Euro gestohlen. Ähnliche 
Vorkommnisse gab es vorher bereits 
in einem Windpark in Schleswig-Hol-
stein und mehreren Photovoltaikan-
lagen in Sachsen-Anhalt und Rhein-
land-Pfalz. Dort lagen die Schadens-
summen ähnlich hoch. Da der Ver-
kauf des Diebesgutes an Metallhänd-
ler oder Recyclingbetriebe in der Eu-
ropäischen Union nahezu unmöglich 
ist, stecken hinter den Taten höchst-
wahrscheinlich Kriminelle, die den 
Rohstoff containerweise nach Über-
see verschiffen. Da eine Windturbine 
pro Megawatt Nennleistung fünf bis 
neun Tonnen Kupfer enthält, sind 
weitere derartige Diebstähle zu be-
fürchten. Bislang wurde das Problem 
von den Sicherheitsbehörden in kei-
ner Weise thematisiert. W.K.

VON WOLFGANG KAUFMANN

D ie Polizeiliche Kriminalstatis-
tik (PKS) für 2023 ist hochbri-
sant und alarmierend. 41 Pro-
zent aller Tatverdächtigen 

besaßen keinen deutschen Pass, obwohl 
der Anteil der Ausländer an der Gesamt-
bevölkerung lediglich bei 15 Prozent lag. 
Und 44 Prozent der nichtdeutschen Kri-
minellen kamen als Asylbewerber in die 
Bundesrepublik. Angesichts dessen muss-
te Innenministerin Nancy Faeser (SPD) 
bei der Vorstellung der PKS einräumen: 
„Mehr Migration hat zu mehr Straftaten 

geführt.“ Das galt insbesondere für Tö-
tungsdelikte und Raub. Dort betrug die 
Quote der Immigranten unter den Tätern 
sogar rund 54 beziehungsweise 46 Pro-
zent. Dennoch versuchten die Main-
stream- und Staatsmedien, die Ausländer-
kriminalität sofort mit aller Kraft kleinzu-
reden.

„Statistik abschaffen“
Dazu gehörte massive Kritik an der PKS 
an sich. So zitierte das Wochenblatt „Die 
Zeit“ den Frankfurter Kriminologen Tobi-
as Singelnstein mit den Worten: „Die PKS 
wird behandelt wie der Goldstandard der 

Kriminalitätsmessung. Sie ist aber nur der 
Blechstandard.“ 

In die gleiche Richtung argumentierte 
Singelnsteins Kollege Martin Thüne von 
der Fachhochschule für Verwaltung und 
Dienstleistung des Landes Schleswig-Hol-
stein in der „Frankfurter Rundschau“, in-
dem er die PKS als „unvollständig, ver-
zerrt, potentiell manipulierbar und unge-
wichtet“ bezeichnete und eine Abschaf-
fung dieser „problematischen Daten-
grundlage“ in ihrer jetzigen Form forderte. 

Weg mit dem „Angstwort“
Diese Kritik an der PKS griffen andere Me-
dien wie die öffentlich-rechtliche ARD 
und die Internetplattform T-Online un-
verzüglich auf. Letztere klagte zudem: 
„Die ‚Ausländerkriminalität‘ als Begriff 
wird inzwischen vor allem als Angstwort 
verwendet“, während die „Zeit“ titelte: 
„Es ist bizarr, wie die Zahlen überinterpre-
tiert werden“, wonach Singelnstein noch 
von „rassistischen Diskursen“ berichtete.

Außerdem vertrat er die Ansicht, die 
gestiegenen Fallzahlen seien darauf zu-
rückzuführen, „dass mehr angezeigt 
wird“. Das gelte vor allem für Verdächtige, 
„die man nicht als zur eigenen Gruppe ge-
hörend wahrnimmt“. Ebenso brachte die 
Kriminologin und Soziologin Nicole Bö-
gelein das angeblich einseitige Anzeige-
verhalten in der ZDF-Sendung „Markus 
Lanz“ zur Sprache.

Ablenkung auf Touristen
Um eine weitere Relativierung der Aussa-
gen der PKS bemühte sich auch Thüne, 
indem er behauptete, viele der Tatver-
dächtigen würden überhaupt nicht in 
Deutschland leben: „Das sind reisende 
Tätergruppen, das sind Touristen, das 
sind Stationierungskräfte, das sind Pend-
ler. Deswegen wird der Anteil an den Tä-
tern immer größer sein als der Anteil an 
der Wohnbevölkerung.“ Dies freilich war 
definitiv eine Fehlinterpretation der Sta-
tistik, denn die nur kurzzeitig in der Bun-
desrepublik weilenden ausländischen 
Straftäter machen innerhalb der Gruppe 
der Kriminellen ohne deutschen Pass le-
diglich 0,09  Prozent aus. Dennoch kol-
portierte die „Tagesschau“ der ARD in 
ihren Abendnachrichten Thünes Aussage: 
„Und eine weitere Zahl in der Statistik 
lässt aufhorchen: die der nichtdeutschen 
Tatverdächtigen – zu denen auch Touris-
ten und Arbeitspendler zählen.“

Bei der Interpretation der PKS gab es 
zudem noch sehr viel Verständnis für die 
Delinquenz der Immigranten hierzulan-
de. Hierbei tat sich besonders der Mode-
rator und Leiter des ARD-Politmagazins 
„Monitor“ Georg Restle hervor, der gerne 
für einen „werteorientierten“, sprich par-
teiischen Journalismus plädiert: „Ob je-
mand kriminell oder gewalttätig wird, hat 
nichts damit zu tun, ob jemand deutsch 
oder nicht deutsch ist. Dafür jede Menge 
damit, unter welchen Bedingungen wir 
hier zusammenleben.“ Und die Lebenssi-
tuation der Immigranten sei nun einmal 
prekär. 

Tätern helfen statt durchgreifen
Das sah Nicole Bögelein im ZDF ganz ge-
nauso: Die Eingewanderten fühlten sich 
oft „nicht aufgenommen“. Daraus zog sie 
den Schluss: „Es geht nicht darum, jetzt 
hart durchzugreifen, sondern es geht um 

mehr Unterstützung.“ Parallel dazu un-
ternahm die ARD noch weitere Versuche 
der Relativierung der PKS: „Wesentliche 
Gruppen von Straftaten“ wie „Staats-
schutzdelikte, Ordnungswidrigkeiten, 
Verkehrsdelikte sowie Delikte, die nicht 
zum Aufgabenbereich der Polizei gehö-
ren, also etwa Finanz- und Steuerdelikte“, 
fehlten in der Statistik. Dazu kämen 
„zahlreiche Fälle, die sich bereits im Jahr 
zuvor oder noch früher zugetragen haben 
können“.

Der 1. stellvertretende Vorsitzende der 
DPolG Bundespolizeigewerkschaft Manu-
el Ostermann bezeichnete diese und ähn-
liche Aussagen als Teil der „üblichen poli-
tischen Taschenspielertricks“, mit denen 
„man jetzt versucht, die Fakten erneut zu 
verniedlichen“.

KRIMINALSTATISTIK

„Übliche Taschenspielertricks“
Wie Medien versuchen, die gemessene Ausländerkriminalität kleinzureden

Die Zahlen sprechen eine deutliche Sprache, aber viele aus dem Lager der Bundesin-
nenministerin wollen sie nicht hören: Nancy Faeser mit der PKS Foto: pa
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VON HERMANN MÜLLER

D ie nördlich von Berlin gelege-
ne Stadt Oranienburg macht 
als Beispiel für schlechte Pla-
nung in der Energiewende 

bundesweit Schlagzeilen. Für die Bürger 
überraschend hatten die Stadtwerke am 
10. April mitgeteilt: „Um das Stromnetz in 
Oranienburg weiter stabil zu halten, kön-
nen die Stadtwerke ab sofort keine Neu-
anmeldungen oder Leistungserhöhungen 
von Hausanschlüssen mehr genehmigen.“ 

Von der Maßnahme betroffen sind 
auch Anschlüsse für Wärmepumpen und 
Autoladesäulen sowie neu geplante Ge-
werbe- und Industrieflächen. Wie es in 
der Pressemitteilung der Stadt heißt, hat 
sich der Strombedarf „unserer wachsen-
den Stadt“ enorm entwickelt, „schneller, 
als es in der Vergangenheit vorausgesehen 
wurde“. Anteil am gestiegenen Strombe-
darf hatte nach Angaben der Stadt neben 
dem Zuzug von Neubürgern und dem star-
ken wirtschaftlichen Wachstum auch der 
verstärkte Einbau von Wärmepumpen.

Stadtwerke haben geschlafen
Die im Kreistag Oberhavel und im Kom-
munalparlament von Oranienburg vertre-
tene Piratenpartei Brandenburg bestreitet 
dagegen, dass sich der Strombedarf der 
Stadt schneller entwickelt habe als prog-
nostiziert wurde. Die Partei sieht im Fall 
Oranienburgs vielmehr ein „Problem mit 
Ansage“. Demnach soll bereits im Jahr 
2017 der übergeordnete Netzbetreiber 
EDIS die Stadtwerke Oranienburg darauf 
aufmerksam gemacht haben, dass ein be-
stehendes Umspannwerk an seine Leis-
tungsgrenze komme und zusätzliche Ka-
pazitäten benötigt würden. Nach Darstel-
lung der Piratenpartei soll allerdings der 
inzwischen entlassene Stadtwerkechef 
Alireza Assadi trotz mehrmaliger Auffor-
derung nicht reagiert haben, um ausrei-
chende Kapazitäten zu sichern. 

„Es steht der Verdacht im Raum, dass 
die notwendigen Investitionen in die Infra-
struktur zugunsten eines höheren Ge-
winns der Stadtwerke bewusst nicht vor-
genommen wurden“, so die Partei in einer 
Mitteilung. Erst nachdem im Jahr 2023 der 
aktuelle Chef der Stadtwerke ins Amt ge-
kommen sei, habe er „im Eiltempo“ dafür 
gesorgt, dass ein neues Umspannwerk in 
Auftrag gegeben wurde, so die Darstellung 

der Piratenpartei. Gegenüber der Lokalzei-
tung „MAZ“ räumte Oranienburgs partei-
loser Bürgermeister Alexander Laesicke 
inzwischen tatsächlich ein, dass die neue 
Schnittstelle zum Hochspannungsnetz viel 
zu spät geplant worden sei. Zugleich kün-
digte er an: „Das werden wir aufarbeiten.“

Auch die Bundesnetzagentur will den 
Stromengpass in Oranienburg untersu-
chen. Die Behörde mahnte zudem, Netz-
betreiber seien gesetzlich verpflichtet, 
das Stromnetz rechtzeitig und voraus-
schauend zu ertüchtigen. Klaus Müller, 
Chef der Agentur, fordert wegen der 
Stromengpässe in Oranienburg auch eine 
„schnelle Abhilfe“. Sollte es diese nicht 
geben, „dann werden wir uns aufsichts-
rechtliche Konsequenzen vorbehalten“. 
Sogar das Bundeswirtschaftsministerium 
hat sich mittlerweile in den Fall einge-
schaltet. Minister Habecks Parlamentari-
scher Staatssekretär Michael Kellner sag-
te, es sei absolut inakzeptabel, dass Pri-
vathaushalte und Unternehmen in Ora-

nienburg nicht mehr ans Stromnetz an-
geschlossen werden könnten. Der Grü-
nen-Politiker erklärte, deutschlandweit 
wisse er von keinem weiteren Fall.

Oranienburg sucht derzeit nach Zwi-
schenlösungen, die das Stromproblem 
kurzfristig lösen sollen. Mit dem Bau des 
neuen Umspannwerkes wurde zwar ver-
gangenes Jahr begonnen, bereitstehen 
wird es voraussichtlich aber erst im Jahr 
2026. Nachgedacht wird nun darüber, als 
Zwischenlösung ein kleineres Umspann-
werk zu nutzen, das schnell errichtet wer-
den kann.

Warnung für ganz Deutschland
Ungeachtet der Versäumnisse der Lokal-
politik kann der Stromengpass in Orani-
enburg durchaus als Denkanstoß und 
Warnsignal für ganz Deutschland gelten. 
Sehr deutlich wird am Beispiel der Stadt, 
welche Rückwirkungen eine stark wach-
sende Bevölkerungszahl auf die Infra-
struktur hat. Die Stadt mit derzeit rund 

47.000 Bürgern zählte um die Jahrtau-
sendwende nur knapp 30.000 Einwohner. 
Deutschland hat nun innerhalb kurzer 
Zeit noch über eine Million Flüchtlinge 
aus der Ukraine aufgenommen, dies, 
nachdem schon seit 2015 eine große Asyl-
sucher- und Einwandererwelle zu verkraf-
ten war. Auch dies zieht einen massiven 
Investitionsbedarf nach sich, der sich im-
mer mehr bemerkbar macht. 

Oranienburg zeigt zudem auf, welches 
Risiko in einer Fokussierung auf einen 
einzigen Energieträger steckt. Die von der 
Bundesregierung und der EU vorangetrie-
ben Dekarbonisierung aller Lebensberei-
che führt zwangsläufig zu einem drastisch 
steigenden Strombedarf. Die vier großen 
deutschen Netzbetreiber gehen bis zum 
Jahr 2045 von einer Verdoppelung des 
Strombedarfs aus. Dieser steigende Be-
darf und die zunehmende Dezentralisie-
rung der Stromerzeugung machen hohe 
Milliardeninvestitionen in den Ausbau 
der Stromnetze erforderlich.

ENERGIEWENDE

Das Menetekel von Oranienburg
Krise bei der Stromversorgung erzwingt die abrupte Vollbremsung bei der Entwicklung einer Stadt

Das Risiko wird sichtbar: Strom-Verteilerkasten am Oranienburger Schloss Foto: pa/Paul Zinken

b KOLUMNE

Brandenburgs Innenminister Michael 
Stübgen (CDU) will ausreisepflichtige 
Asylbewerber auf der Oderinsel Küstrin-
Kietz unterbringen. Nutzen will der Mi-
nister dafür die ehemalige Wehrmachts-
kaserne auf der Insel. Die unter Denkmal-
schutz stehende Anlage an der Bundes-
straße B 1 ist seit dem Abzug der Sowjet-
truppen im Jahr 1991 ungenutzt. Bevor auf 
dem frühere Militärgelände das Abschie-
bezentrum entstehen kann, müssen aller-
dings Altlasten entsorgt werden. Dies 
kann zehn Millionen Euro kosten und be-
nötigt offenbar einige Zeit: „Neun bis 
zwölf Monate nach Baubeginn können wir 
fertig sein“, so der Chef der Zentralen 
Ausländerbehörde des Bundeslandes, 
Olaf Jansen.

Der Plan des Ministers weist eine Be-
sonderheit auf: Brandenburgs erstes Aus-
reisezentrum soll offenbar keine ge-

schlossene Umzäunung bekommen. Laut 
„B.Z“ räumt Jansen mit Blick auf das ge-
plante Zentrum ein: „Dorthin kommen 
nur alleinstehende Männer, auch Straftä-
ter. Das wird keine geschlossene Einrich-
tung. Wir können niemand am Verschwin-
den hindern.“ Wie Jansen zudem erklärte, 
sollen in der neuen Einrichtung in drei 
oder vier Containern 150 bis 200 vollzieh-
bar Ausreisepflichtige untergebracht wer-
den: „Die einen werden abgeschoben, die 
anderen sollen freiwillig ausreisen.“

Vorgestellt hatte Innenminister Stüb-
gen seinen Plan zum Aufbau von insge-
samt drei Ausreisezentren bereits im ver-
gangenen November. Die Idee habe er 
sich in Schleswig-Holstein abgeschaut, so 
Stübgen im Herbst. Grundidee ist es, aus-
reisepflichtige Personen zentral in Sam-
melunterkünften unterzubringen und 
mit einer Residenzpflicht zu belegen. 

Dies soll verhindern, dass die Ausländer 
vor ihrer Abschiebung untertauchen. 
Derlei kommt bislang bei der dezentralen 
Unterbringung in den Landkreisen im-
mer wieder vor. 

Angst vor der eigenen Klientel?
Die Ankündigung des Chefs der Zentralen 
Ausländerbehörde, das Ausreisezentrum 
in Küstrin-Kietz solle keine geschlossene 
Einrichtung sein, lässt in der Bevölkerung 
inzwischen Befürchtungen vor Kriminali-
tät wachsen. Tatsächlich wird bei der bis-
herigen Konzeption des Ausreisezent-
rums nicht auszuschließen sein, dass ein 
Teil der Ausländer sich weder für die frei-
willige Ausreise entscheidet noch seine 
Abschiebung abwartet, sondern eine drit-
te Möglichkeit wählt: das Abtauchen in 
die Illegalität. Ungeachtet der Ankündi-
gung, das Abschiebezentrum werde keine 

geschlossene Einrichtung, sprach die 
Grünen-Politikerin Antje Töpfer laut 
„B.Z.“ von „unmenschlichen Plänen“ und 
einem „Alcatraz“, das auf der Oderinsel 
entstehen solle. 

Töpfer, Staatssekretärin unter der In-
tegrationsministerin Ursula Nonnema-
cher (Grüne), kündigte bereits an, dem 
Plan des Innenministers nicht zuzustim-
men. Wenige Monate vor der Landtags-
wahl ist dies auch ein Signal an die eige-
nen Anhänger. Brandenburgs Grüne ha-
ben in der laufenden Wahlperiode näm-
lich bereits der Finanzierung eines ge-
meinsamen Behördenzentrums von Bund 
und Land am BER zugestimmt, um dort 
Ausreisen zu organisieren. Als daraufhin 
vor dem Landtag eine Demonstration 
stattfand, waren prompt Plakate zu se-
hen, auf denen die Grünen als „Abschie-
bepartei“ bezeichnet wurden.  H.M.

AUSREISEPFLICHTIGE

„Alcatraz“ mit offenen Türen 
Brandenburgs Innenminister plant Abschiebezentrum – Grüner Koalitionspartner wehrt sofort ab 

Linke Schlappe 
VON THEO MAASS

Bei der Mitgliederbefragung in der 
Berliner SPD wurde der bisherige Co-
Landesvorsitzende und Chef der Ab-
geordnetenhausfraktion Raed Saleh 
gedemütigt. Nur 15,7 Prozent der ab-
gegebenen Stimmen entfielen auf ihn 
und seine Co-Bewerberin Luise Leh-
mann. Während linke Kreise dahinter 
ein Missfallen der Mitglieder über die 
von ihm mitverantwortete Regie-
rungsbildung mit der CDU vermutet 
haben, dürften die wahren Gründe für 
Salehs Desaster woanders liegen. 

Denn ausgerechnet der als „rechts“ 
bezeichnete Neuköllner Bezirksbür-
germeister Martin Hikel und seine Co-
Kandidatin, die Ex-Sportstaatssekre-
tärin Nicola Böcker-Giannini, mach-
ten mit mehr als 48 Prozent das Ren-
nen. Das dritte weit links verortete 
Bewerberteam mit Kian Niroomand 
und Jana Bertels kam nur auf 36 Pro-
zent. Damit dürfte nach der Stichwahl 
vom 2. bis 17. Mai kein Koalitions-
wechsel in Berlin zu erwarten sein. Be-
obachter erwarten eine klare Mehrheit 
für Hickel und Böcker-Giannini. 

Niroomand und Bertels hätten 
Schwarz-Rot womöglich in Frage ge-
stellt. Das steht in der Berliner SPD 
aller Voraussicht nach nicht mehr zur 
Debatte. Möglicherweise könnte sich 
der Verzicht auf eine Kandidatur von 
Salehs bisheriger Co-Vorsitzenden 
Franziska Giffey als clever erweisen. 
Hickel erklärte inzwischen, Bezirks-
bürgermeister von Neukölln bleiben 
zu wollen. Irgendwann könnte Giffey, 
die zur rechten Zeit Demut und Be-
scheidenheit demonstriert hat, erneut 
gefragt werden, ob sie in den Landes-
vorstand der Partei aufrücken möchte. 

Für Grüne und Linkspartei ist die 
Mitgliederbefragung in der SPD eine 
Katastrophe. Rot-Rot-Grün ist in Ber-
lin auch mittelfristig nicht mehr zu er-
warten. Raed Saleh hingegen, der „gro-
ße Steuermann“ der Sozialdemokra-
ten, scheint sich verzockt zu haben. 
Rien ne va plus – nichts geht mehr. Bei 
der letzten Wahl eines Fraktionsvor-
sitzenden wurde Saleh noch nicht in 
Frage gestellt. Das könnte nun anders 
werden. 

b MELDUNG

Rechnungshof 
rügt Berlin
Berlin – Der Landesrechnungshof hat 
Berlins Senat gewarnt, dass bis Ende 
2025 fast sämtliche Haushaltsrückla-
gen aufgebraucht sein werden. Laut 
Rechnungshofpräsidentin Karin Klin-
gen enthält der aktuelle Doppelhaus-
halt Berlins zwar pauschal Minderaus-
gaben in Höhe von fast zwei Milliar-
den Euro jährlich. Doch offenbar ist 
weitgehend ungeklärt, wo dieses Geld 
konkret eingespart werden soll. Die 
Rechnungshofchefin sagte: „So darf 
ein Haushalt nicht aussehen.“ Klinger 
warnt, dass bei einer Weiterführung 
des bisherigen Ausgabenniveaus 2026 
und 2027 enorme Defizite auftreten 
würden. Auch das Programm des Se-
nats, in Berlin ein Nahverkehrsticket 
für 29 Euro monatlich anzubieten, hat 
scharfe Kritik ausgelöst. Bayerns Ver-
kehrsminister Christian Bernreiter 
(CSU) erklärte, das Ticket werde mit 
bayerischem Geld finanziert. Der Frei-
staat ist größter Geldgeber im Länder-
finanzausgleich. Berlin ist größter 
Empfänger.  H.M. 
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Giorgia Meloni macht ernst
EU-Mitglied Italien hat im Nicht-EU-Mitglied Albanien mit dem Bau eines Asylzentrums begonnen

US-REPUBLIKANER

John Paulsen trommelt für Biden-Herausforderer
Spendengala in der Villa des Hedgefonds-Managers brachte 50 Millionen US-Dollar für Trumps Kriegskasse

b MELDUNGEN

VON BODO BOST 

D ie Ortschaft Gjadër liegt 
zwanzig Kilometer von der 
nordalbanischen Hafenstadt 
Shëngjin entfernt. Zwischen 

einem katholischen Friedhof und einem 
heute verlassenen ehemaligen Luftwaf-
fenstützpunkt soll bis zum 20.  Mai ein 
Zentrum für Immigranten eröffnet wer-
den, so die Vereinbarung, die im Novem-
ber letzten Jahres von den Regierungs-
chefs Albaniens und Italiens, Edi Rama 
und Giorgia Meloni, unterzeichnet wurde. 

Eröffnung am 20. Mai geplant
Letztere will damit ihr Wahlversprechen 
einlösen, die Zahl der in Italien aufge-
nommenen Immigranten, die bis 2023 auf 
über 150.000 gestiegen ist, zu reduzieren. 
Das Zentrum ist für 3000 Personen kon-
zipiert. Da die Verweildauer bei einem 
Monat liegen soll, könnten also bis zu 
36.000 Personen pro Jahr die Einrichtung 
durchlaufen. Ausschließlich erwachsene 
Männer aus Ländern, die als sicher gelten, 

sollen hier während ihres Asylverfahrens 
kaserniert werden. Dort werden ihre Asyl-
anträge geprüft und sie werden gegebe-
nenfalls in ihre Herkunftsländer zurück-
geschickt, wobei die Rückflüge von Italien 
aus erfolgen müssen. Familien oder Frau-
en mit Kindern sollen nicht nach Albani-
en ausgelagert werden.

„Im Moment ist Italien wegen der 
vielen illegalen Migranten in Schwierig-
keiten, und Albanien kann helfen“, sagt 
der albanische Abgeordnete Denis Deliu, 
Mitglied der in Tirana regierenden Sozia-
listischen Partei (SP). Für ihn ist das Ab-
kommen eine klare Win-Win-Situation, 
eine Symbiose. Albanien hat Italien die 
freie Nutzung von zwei Grundstücken 
gewährt, eines innerhalb des Luftwaffen-
stützpunkts Gjadër und eines im Hafen 
von Shëngjin. Sie werden als italieni-
sches Hoheitsgebiet betrachtet, wie es 
auch die ausländischen Botschaften sind. 
Im Hafen wird ein Hot Spot eingerichtet, 
wie es ihn bereits in Italien auf der Insel 
Lampedusa gibt. Dort wird Erste Hilfe 
geleistet und werden Identifizierungs-

maßnahmen durchgeführt. In Gjadër 
wird derzeit ein Bereitschaftszentrum 
für die Rückführung (CPR) gebaut. Dort 
werden ausländische Staatsbürger inhaf-
tiert, die auf die Vollstreckung eines Ab-
schiebebefehls warten. 

Kosten von gut 650 Millionen Euro
Die Kosten für die italienische Regierung 
belaufen sich auf gut 650 Millionen Euro 
für fünf Jahre. Eine Verlängerung ist 
möglich. Die gute halbe Milliarde Euro 
beinhaltet den Bau und die Verwaltung 
der Zentren, die Überwachung, die den 
albanischen Behörden übertragen wird, 
sowie Personal- und Transportkosten. 

Während in Italien Nichtregierungs-
organisationen und die Opposition das 
Abkommen kritisieren, bildet sich auch in 
Albanien Widerstand. Viele der heute 
dort lebenden Albaner haben selbst ein-
mal versucht, in Italien einzuwandern. 
Einige kennen sogar Lampedusa aus eige-
ner Erfahrung. Sie fürchten um den Tou-
rismus, von dem diese Region im Norden 
von Albanien zurzeit eher schlecht denn 

recht lebt. Die Eröffnung des Zentrums 
wird auch dazu führen, dass etwa 50 Fi-
scher vom Hafen Shëngjin in den 70 Kilo-
meter weiter südlich gelegenen Hafen 
Durrës umgesiedelt werden. Während 
man im Norden von Albanien katholisch 
ist, ist Durrës bereits muslimisch, wie fast 
das gesamte Land. Dass die beiden Zen-
tren für fast ausschließlich muslimische 
Immigranten ausgerechnet im katholi-
schen Teil Albaniens gebaut werden, lässt 
tief blicken, denn die Katholiken im Nor-
den und die orthodoxen Christen im Sü-
den haben im muslimischen Albanien 
kaum Rechte. Sie stellen das Gros der Mi-
granten aus Albanien.

Die Gemeinde Lezhë, in der die beiden 
Orte liegen, hat bereits Erfahrung mit der 
Aufnahme von afghanischen Immigran-
ten. Auf Bitten der USA hatte sich Alba-
nien 2021 bereit erklärt, etwa 3000  aus 
Kabul ausgeflogene Afghanen aufzuneh-
men. Hunderte von ihnen befinden sich 
noch immer in einem Luxusresort und 
warten darauf, ein Visum für die USA zu 
erhalten. Vor den Afghanen gab es irani-
sche Dissidenten und vor ihnen Uiguren 
aus China, die auf der Balkanroute in Al-
banien hängengeblieben sind. Albanien 
möchte mit dem Deal mit Italien zeigen, 
dass es ein verlässlicher Partner sei und 
somit den Beitritt zur Europäischen Uni-
on verdiene. Noch nie hat ein Gericht die 
Aufnahme von Asylsuchern in Albanien 
blockiert. Die ersten Asylsucher werden 
voraussichtlich Ende Mai eintreffen, kurz 
vor den Europawahlen am 9. Juni.

Entscheidung des EuGH steht aus
Das Abkommen mit Italien hängt jedoch 
ab vom Urteil des Gerichtshofs der Euro-
päischen Union über die Gültigkeit des 
sogenannten Cutro-Dekrets der Regie-
rung Meloni von Ende 2023, auf dem das 
italienisch-albanische Abkommen beruht. 
Dieses Dekret sieht vor, dass die italieni-
schen Behörden einen Asylsucher bis zu 
achtzehn Monate inhaftieren können, so-
fern dieser nicht eine Kaution in Höhe 
von 5000 US-Dollar hinterlegt. Sollte der 
Gerichtshof zu dem Schluss kommen, 
dass die italienische Regelung nicht mit 
den EU-Vorschriften übereinstimme, 
würde das gesamte Abkommen in Frage 
gestellt werden. Trotz dieses Risikos hat 
die italienische Regierung Ende März mit 
den Bauarbeiten begonnen.

Italiens Regierungschefin hat vergangenen November mit ihrem albanischen Amtskollegen die bilaterale Grundlage geschaffen: Edi 
Rama und Giorgia Meloni am 6. November in Rom Foto: action press 

Lega wieder 
Lega Nord? 
Rom – Umberto Bossi, Gründer der 
Lega Nord, hat sich für einen Füh-
rungswechsel bei der Lega ausgespro-
chen. Kurz vor dem 40. Gründungsju-
biläum der Partei erklärte der 82-Jäh-
rige in einem Interview: „Die Lega 
braucht einen neuen Leader – einen, 
der wieder die Interessen Norditaliens 
ins Zentrum stellt.“ Der frühere Lega-
Justizminister Roberto Castelli warf 
dem aktuellen Lega-Vorsitzenden 
Matteo Salvini sogar vor, den Traum 
der Lega-Anhänger von einer Autono-
mie des Nordens verraten zu haben. 
Der frühere Minister sagte, Salvinis 
Zeit sei abgelaufen. Bereits im März 
hatten ehemalige Lega-Parlamenta-
rier und frühere Amtsträger Salvini in 
einem offenen Brief zu einem Kurs-
wechsel aufgefordert. Salvini hatte im 
Jahr 2013 die Führung der Lega Nord 
übernommen. In seiner Amtszeit 
gründete die Partei in der gesamten 
Republik Sektionen und strich das 
„Nord“ aus dem Namen. In aktuellen 
Umfragen liegt die Lega nur noch bei 
sieben Prozent. H.M.

Saudi-Projekt 
schrumpft
Riad – Das derzeit ehrgeizigste und 
teuerste Siedlungsprojekt der Welt, der 
Bau der futuristischen Stadt The Line 
in Saudi-Arabien, ist ins Stocken gera-
ten. Als Kernstück des Vorhabens gilt 
ein 500  Meter hoher Wolkenkratzer, 
der sich vom Roten Meer 170 Kilome-
ter schnurgerade in die Wüste erstre-
cken und neun Millionen Menschen 
beherbergen soll. Als Zwischenziel war 
vorgesehen, bis 2030 Wohnraum für 
1,5  Millionen Personen zu schaffen. 
Wie das Informationsdienstleistungs-
unternehmen Bloomberg nun gemel-
det hat, verlaufen die Arbeiten aber viel 
zu langsam, und eine Baufirma hat be-
reits zahlreiche Beschäftigte abgezogen 
oder entlassen. Damit dürften 2030 le-
diglich 2,4 Kilometer von The Line mit 
Wohnungen für 300.000  Menschen 
bezugsfertig sein. Als Grund hierfür 
nennt Bloomberg finanzielle Probleme 
des saudischen Staatsfonds, der das 
Projekt finanziert. W.K.

Preisexplosion 
wegen „Grün“
Sacramento – Wie das Energieportal 
Master Resource meldet, sind die 
Strompreise im US-Bundesstaat Kali-
fornien infolge des immer größeren 
Anteils von Windkraft- und Solaranla-
gen explodiert. Im Jahre 2011 kostete 
die Kilowattstunde für Privathaushalte 
noch 13 US-Cent, während diesen Ja-
nuar bereits 29,5 Cent fällig waren. Das 
ist der höchste Strompreisanstieg in 
den Vereinigten Staaten, in denen die 
Stromkosten Anfang dieses Jahres an-
sonsten bei durchschnittlich 15,4 Cent 
lagen. Kalifornien betreibt eine ähnli-
che Energiepolitik wie die Bundesre-
publik und will ab 2045 nur noch Er-
neuerbare Energien für die Stromer-
zeugung nutzen. In diesem Zusam-
menhang kam es zur Stilllegung von elf 
Kohlekraftwerken, und das letzte 
Kernkraftwerk steht kurz vor der Ab-
schaltung. Viele Abgeordnete des kali-
fornischen Parlaments sehen nun die 
Schmerzgrenze überschritten und ver-
langen „eine vernünftige Gestaltung 
der Strompreise“. W.K.

Von einer derart hohen Tageseinnahme 
träumen wohl viele Gastronomen. Die 
Villa des höchst einflussreichen Hedge-
fonds-Managers und US-Milliardärs John 
Paulsen platzte an diesem Tag aus allen 
Nähten, und das Ziel, mehr als 50 Millio-
nen US-Dollar einzunehmen, wurde er-
reicht. Einen festen Spendenbetrag gab es 
nicht, aber allen Gästen war klar, was von 
ihnen erwartet wurde: so viel Geld wie 
möglich für die Wahlkampagne von Do-
nald Trump zu spenden.

Dessen Kriegskasse ist durch eine 
Vielzahl von juristischen Auseinanderset-
zungen arg in Mitleidenschaft gezogen. 
Paulsen will dem Abhilfe schaffen. Nur 
die Reichsten der Reichen lud er deshalb 
in seine Villa zu einer Spendengala, und 
wer bei dem ehemaligen und möglicher-
weise auch zukünftigen US-Präsidenten 
am Tisch sitzen wollte, musste rund 

800.000 US-Dollar extra zahlen. Dem 
Vernehmen nach gab es deutlich mehr 
Anwärter als Stühle. 

„Rob“ Bigelow, ein milliardenschwe-
rer Hotelier und Raumfahrt-Investor, war 
ebenso dabei wie Tiktok-Investor Jeff 
Yass und der Multiunternehmer John 
Catsimatidis. Sie alle eint die Ablehnung 
des Sozialismus. Die derzeitige Regierung 
von Präsident Joe Biden ist ihnen zu libe-
ral, zu sozial, zu unamerikanisch. 

Und mittendrin zieht Paulsen die 
Strippen, ein Mann, von dem Kritiker sa-
gen, der Begriff Heuschrecke sei seinet-
wegen erfunden worden. Der 68-Jährige 
ist als Spekulant vermögend geworden, 
weil er die US-Immobilienblase und den 
Einbruch des Häusermarktes 2007, der 
später das gesamte Finanzsystem ins 
Wanken brachte, vorhersah. Durch die 
Zockerei auf die Pleite soll er alleine einen 

Privatgewinn von 3,8 Milliarden US-Dol-
lar eingefahren haben. Zuletzt wurde sein 
Vermögen auf mehr als zwölf Milliarden 
Dollar geschätzt. Damit reicht es zwar 
nicht für einen Platz unter den reichsten 
100 der Welt, aber als Spenden-Guru für 
Trump erfüllt er seinen Zweck. 

Der republikanische Herausforderer 
hinkt hinterher. Laut US-Medien hat der 
demokratische Amtsinhaber bislang mehr 
als doppelt so viel an Spenden eingenom-
men. Mittels Paulsens Einsatz soll die Lü-
cke nun geschlossen werden. Als Dank 
soll Trump seinem Mitstreiter den Posten 
des Finanzministers in Aussicht gestellt 
haben, sollte er im Herbst gegen Biden 
gewinnen und erneut ins Weiße Haus ein-
ziehen. 

Paulsen hat eine typische Börsenkarri-
ere hingelegt. Er hat Wirtschaft in Harvard 
studiert und zu Beginn seiner Laufbahn für 

diverse Beratungsfirmen gearbeitet. Genau 
wie Trump neigt er dazu, seinen Reichtum 
zur Schau zu stellen. So gönnte er sich ein 
Gemälde Vincent van Goghs für 45 Millio-
nen Dollar und ein Hotel auf Puerto Rico, 
das er mit seinem Gefolge schon einmal 
alleine bezieht. Der Schmuck seiner Ehe-
frau wurde kürzlich auf 20 Millionen Dol-
lar geschätzt. Das Paar liefert sich derzeit 
einen Scheidungskrieg. 

Denn parallel zu seinen politischen 
Ambitionen hat sich Paulsen auch privat 
umorientiert. An seiner Seite tritt nun 
eine 38  Jahre jüngere Influencerin auf. 
Politisch ist er bisher kaum in Erschei-
nung getreten, allerdings wird erwartet, 
dass er sich Trump treu ergeben zeigt. Der 
hatte während seiner ersten Amtszeit ei-
ne Steuerreform aufgelegt, bei der Spit-
zenverdiener und Großunternehmer am 
stärksten profitierten. Peter Entinger
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Ihre Häuser sind bei der Forschungsförderung der Bundesregierung zum Themenkomplex Erneuerbare Energien federführend: Der 
Minister für Wirtschaft und Klimaschutz Robert Habeck und die Ministerin für Bildung und Forschung Bettina Stark-Watzinger

VON DAGMAR JESTRZEMSKI

D ie Bundesregierung verteilt 
über verschiedene Ministeri-
en, Ämter und parteinahe Stif-
tungen in großem Umfang 

Forschungs- und Fördermittel, die dem 
Ausbau der sogenannten erneuerbaren 
Energien zweckdienlich sind oder sein 
sollen. Wie viel Geld der Staat dafür ins-
gesamt ausgibt, dürfte selbst intern kaum 
nachzuvollziehen sein. Nur durch gezielte 
Nachfragen öffnet sich für die Bürger ge-
legentlich ein Fenster, und man gewinnt 
einen Eindruck von der Förderpraxis der 
Regierung, also wer von ihr in welcher Hö-
he gefördert wird – und wer leer ausgeht.   

2021 plante der Deutsche Wetter-
dienst (DWD) erstmals grundlegende 
Forschungen über den Einfluss der ex-
pandierenden Nordsee-Windparks auf 
das atlantische Wettersystem auch im 
Hinblick auf die Wettervorhersage. Wie 
der Sprecher des DWD im Frühjahr 2021 
auf eine diesbezügliche Anfrage mitteilte, 
bereitete sein Haus „zusammen mit Pro-
jektpartnern“ ein Forschungsprojekt 
beim Bundeswirtschaftsministerium vor. 
Laut Mitteilung der Pressestelle sollte 
„der Einfluss der Windenergieanlagen in 
der Nordsee im hochauflösenden Wetter-
vorhersagemodell ICON-D2 des DWD 
durch geeignete Parametrisierungen be-
rücksichtigt werden. Die Ergebnisse die-
ses Projektes werden eine quantitative 
Bewertung des potentiellen Einflusses 
der Windenergieanlagen auf die kurzfris-
tige Wettervorhersage auf verschiedenen 
räumlichen Skalen erlauben. Diese For-
schungsarbeit soll auf mehrere Jahre aus-
gelegt sein“. 

Wer bekommt staatliche Förderung?
Eine Anfrage beim Wirtschaftsministeri-
um unter der damaligen Leitung des Mi-
nisters Peter Altmeier (CDU) ergab die 
Auskunft, dass im Ministerium von einem 
derartigen Forschungsprojekt nichts be-
kannt sei. Zwei Jahre später, im Frühjahr 
2023, wurde bei der Pressestelle des DWD 
um Informationen zum Stand dieses For-
schungsvorhabens gebeten. Eine Antwort 
blieb aus. Nochmalige Nachfragen bis 
zum August 2023 führten schließlich zur 
Auskunft eines Wissenschaftlers aus der 
Abteilung Hydrometeorologie des DWD: 
„Nach interner Rücksprache kann ich Ih-
nen dazu mitteilen, dass der Antrag in der 
ursprünglich angedachten Konstellation 
nicht eingereicht wurde. Es wurde jedoch 
ein thematisch verwandter Forschungs-
antrag gemeinsam mit mehreren europäi-
schen Partnern bei der EU gestellt. Dieser 
Antrag wurde jedoch abgelehnt. Die Mit-
teilung der abschließenden Entscheidung 
erfolgte im Februar 2023.“ 

Demnach hat der aktuelle Wirt-
schaftsminister Robert Habeck in Ab-
sprache mit der EU-Kommission eine 
möglicherweise essentiell wichtige Stu-
die über die Auswirkungen der Nordsee-
Windindustrie auf die atlantische Wet-
terküche und damit auf das Wetterge-
schehen in Europa unterbunden. Offen-
bar will die Regierung um jeden Preis 
einen Stolperstein bei ihrem Energie-
wendeprogramm verhindern. Laut einer 
privat übermittelten Information unter-
hält der DWD inzwischen eine eigene 
Abteilung für die Auswertung des Wind-
energie-Entzugs durch die Windparks. 
Diese Abteilung dürfe aber nicht öffent-
lich in Erscheinung treten, und man ar-
beite daher quasi inkognito.

Wie hoch ist die Förderung?
Demgegenüber wurden im vergangenen 
Jahr, Stand November 2023, über diverse 

Förderprogramme des Bundesministeri-
ums für Wirtschaft und Klimaschutz 
(BMWK) und des Bundesministeriums 
für Bildung und Forschung (BMBF) Zu-
wendungen des Bundes an Tochtergesell-
schaften von Siemens Energy sowie an 
den Windenergieanlagenhersteller Nor-
dex in Höhe von rund 112 Millionen Euro 
ausgezahlt oder bewilligt. Dies ging aus 
der Antwort des BMWK auf eine Frage 
des AfD-Bundestagsabgeordneten Enrico 
Komning hervor. Hauptprofiteur ist das 
Energietechnikunternehmen Siemens 
Energy Global. Es erhielt über elf von ins-
gesamt 17  verschiedenen Fördertöpfen 
86  Millionen Euro aus dem Staatshaus-
halt. Die Windenergieanlagenhersteller 
Siemens Gamesa Renewable Energy und 
Nordex wurden mit neun beziehungswei-
se sechs Millionen Euro bedacht. Mit der 
vergleichsweise bescheidenen Summe 
von 12.500 Euro wurde der Biokraftstoff-

hersteller Verbio Vereinigte Bioenergie 
unterstützt. Die Anfrage des Abgeordne-
ten bezog sich nur auf diese Unterneh-
men und dementsprechend wurden keine 
Auskünfte hinsichtlich Zuwendungen an 
weitere Unternehmen der Branche erteilt. 

Noch weit stärker als die Unterstüt-
zung der Privatwirtschaft fällt Jahr für 
Jahr die staatliche Mittelvergabe an die 
kaum überschaubare institutionelle For-
schung zur Transformation des Energie-
sektors ins Gewicht. Eine Kontrolle über 
die zweckgebundene Verwendung der 
Gelder ist kaum denkbar.

In der Zusammenschau ergibt sich 
ein konträres Gebaren bei der staatli-
chen Hilfe für den „erneuerbaren Sek-
tor“ von „Hand auf“ und „Hand zu“. Die 
wenigen Beispiele lassen erkennen, wie 
die Regierung vorgeht und dabei ihrem 
Auftrag der Vorsorgepflicht seit Jahren 
nicht nachkommt.

ENERGIEWENDE

Forschungsförderung  
mit doppeltem Standard

Die Bundesregierung unterstützt Forschung zum Bereich Erneuerbare 
Energien, sofern sie ihrem Energiewendeprogramm dienlich ist

TESLA

In Grünheide geht die Angst um
E-Mobil-Flaute: Widersprüchliche Aussagen zur Zukunft der Elektro-Auto-Fabrik in Brandenburg
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EU-Geldsegen 
für Warschau
Brüssel – Mit zwei Jahren Verzöge-
rung hat Polen erste Gelder aus dem 
NextGenerationEU-Fonds erhalten. 
Bei der ersten Auszahlung handelt es 
sich um 6,3 Milliarden Euro. Katarzy-
na Pełczyńska-Nałęcz, Ministerin für 
Entwicklungsfonds und Regionalpoli-
tik, sprach angesichts des Geldsegens 
vom „größten Einzeltransfer in den 
20 Jahren der EU-Mitgliedschaft Po-
lens“ und einem wichtigen „Tag für die 
polnische Wirtschaft […] und für das 
polnische Volk, um zu erkennen, dass 
sich die EU-Mitgliedschaft für uns alle 
auszahlt“. Bis zum Jahresende erhält 
Polen nach Angaben der Ministerin 
noch 23 Milliarden Euro aus dem 
750  Milliarden Euro schweren Wie-
deraufbaufonds der EU. Angeblich we-
gen Bedenken hinsichtlich der Rechts-
staatlichkeit Polens vor dem Regie-
rungsantritt des früheren Präsidenten 
des Europäischen Rates und Vorsit-
zenden der Europäischen Volkspartei 
Donald Tusk als polnischer Minister-
präsident hatte die EU insgesamt 
137  Milliarden Euro an EU-Mitteln 
eingefroren. Die EU-Kommission hat 
im Februar entschieden, diese Gelder 
freizugeben. H.M.

Absatz bricht 
massiv ein
Berlin – Der Absatz von Wärmepum-
pen ist EU-weit im vergangenen Jahr 
um fünf Prozent zurückgegangen. Die 
Branchenvereinigung European Heat 
Pump Association (EHPA) sieht nach 
einer Analyse der größten europäi-
schen Märkte „billiges Gas und teure 
Bankkredite“ als die Hauptursachen 
für den Absatzrückgang bei Wärme-
pumpen. Über ein Jahrzehnt waren 
die Hersteller an kontinuierliches 
Wachstum gewöhnt gewesen. Nach 
Ansicht der EHPA haben die hohen 
Zinssätze dazu geführt, dass fremdfi-
nanzierte Wärmepumpen unattrakti-
ver geworden sind. Zudem habe sich 
der Neubau von Häusern mit Wärme-
pumpen verlangsamt. Weiter erklärte 
der Verband, die meisten EU-Maß-
nahmen zur Förderung der Wärme-
pumpenindustrie seien entweder in 
Brüssel blockiert oder in den Mit-
gliedstaaten verwässert worden. In 
Polen und der Slowakei habe sich 
überdies auch der Anstieg der Strom-
preise auf den Absatz von Wärme-
pumpen ausgewirkt. H.M.

Russen-Aktien 
stark gestiegen
Moskau – An der Moskauer Börse hat 
der Kurs des rubelbasierten Moscow 
Exchange Index (MOEX), der die 50 li-
quidesten Aktien der größten russi-
schen Unternehmen beinhaltet, Mitte 
April mit 3422 Punkten den höchsten 
Stand seit dem Beginn des Ukrainekrie-
ges erreicht. Anschließend stabilisierte 
er sich im Bereich kurz darunter. Im 
Herbst 2022 hatte er noch bei weniger 
als 2000 Punkten gelegen. Am 22. Sep-
tember 1997 hatte er mit 100 Punkten 
gestartet. Zu den Gründen des Kursan-
stiegs gehört, dass den russischen In-
vestoren aufgrund der Wirtschafts-
sanktionen gegen Russland und des 
politischen Drucks von Seiten des 
Kremls kaum eine andere Möglichkeit 
bleibt, als ihr Geld im eigenen Lande 
anzulegen. W.K.

Seit die Bundesregierung die bis dahin er-
folgende Subventionierung des Kaufs von 
Elektroautos Ende letzten Jahres gestri-
chen hat, steckt der Markt in einer Krise. 
Im Januar brachen die Verkaufszahlen in 
Deutschland im Vergleich zum Vorjahres-
monat um mehr als 60 Prozent ein. Auch 
im Februar und März lagen die Zulas-
sungszahlen für Elektroautos deutlich 
unter den Zahlen der Vorjahresmonate.

Sinkende Nachfrage und wachsende 
Konkurrenz durch andere Hersteller so-
wie ein damit zusammenhängender Fall 
des Börsenkurses bringen inzwischen den 
US-Autobauer Tesla unter Druck. Der Pio-
nier unter den E-Autobauern lieferte im 
vergangenen Quartal weltweit mehr als 
acht Prozent weniger Fahrzeuge aus als 
im Vorjahreszeitraum. Noch zum Jahres-
beginn hatten Analysten mit einem neuen 
Rekord beim Tesla-Verkauf gerechnet. 

Am 15. April kündigte der Tesla-Chef 
Elon Musk zudem in einer internen  
E-Mail an alle Beschäftigten an, aus Kos-
tengründen weltweit zehn Prozent der 
Stellen zu streichen. „Das wird uns 
schlank, innovativ und hungrig für die 
nächste Wachstumsphase machen“, so 
Musk in seiner Nachricht an die Mitar-
beiter.

Laut einem Bericht des „Handels-
blatts“ ist auch der deutschen Tesla-
Standort im brandenburgischen Grün-
heide vom Stellenabbau betroffen. Dort 
sind derzeit 12.500  Menschen beschäf-
tigt. Für Unruhe sorgten Medienberich-
ten, denen zufolge in Grünheide sogar 
3000  Stellen abgebaut werden sollen. 
Dies wäre deutlich mehr als der von 
Musk angekündigte Personalabbau von 
einem Zehntel. Kommentatoren wiesen 
auch darauf hin, dass der Tesla-Manager 

Rohan Patel den Autobauer verlassen 
hat. Patel hatte sich bislang um Teslas 
Gigafabrik bei Berlin gekümmert. Nach 
Einschätzung des „Tagesspiegel“ war Pa-
tel „in der Tesla-Zentrale auch so etwas 
wie eine schützende Hand für die deut-
sche Fabrik“ gewesen.

Tesla selbst erklärte, die in Medienbe-
richten genannte Zahl von 3000 Stellen, 
die in Grünheide wegfallen sollen, „ent-
behrt dabei jeder Grundlage“. Es werde 
geprüft, wie sich der von Musk angekün-
digte Stellenabbau auf Grünheide aus-
wirke, so Tesla. Bereits zum 22. April hat 
der US-Elektroautobauer nun bei seinem 
Werk in Grünheide 300 Leiharbeiter ab-
gemeldet. Zuletzt hatte Tesla in Grünhei-
de fast 2000 Leiharbeiter beschäftigt. 

Erst im März hatte Musk einen Aus-
bau der „Gigafactory Berlin-Branden-
burg“ angekündigt. Noch bevor das Un-

ternehmen sein Etappenziel einer Jah-
resproduktion von 500.000 Fahrzeugen 
erreicht hatte, kündigte Tesla für Grün-
heide eine Ausweitung der Produktion 
auf eine Million Autos jährlich an. Das 
Unternehmen erklärte auch mehrfach, 
dass die Zahl der Beschäftigten im Bran-
denburger Werk auf 22.500 aufgestockt 
werden soll. 

Sebastian Walter, Fraktionsvorsitzen-
der der Linken im Landtag Brandenburg, 
warf Tesla und Firmenchef Musk inzwi-
schen vor, von Anfang an Planvorgaben 
gemacht zu haben, die mit der Realität 
nichts zu tun hätten. Der Linke-Politiker 
fordert eine staatliche Beteiligung des 
Landes Brandenburg an dem Tesla-Werk. 
Vorbild soll nach den Vorstellungen des 
Linke-Politikers die Beteiligung Nieder-
sachsens bei Volkswagen sein.  
 Hermann Müller
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ROBERT MÜHLBAUER

S elten hat es um ein konservatives 
Treffen so viel Aufregung gege-
ben wir um die „National Con-
servatism Conference“ (Nat-

Con) vorige Woche in Brüssel. Polizei 
marschierte auf. Die Tagung mit konser-
vativen und rechten Politikern wie Un-
garns Regierungschef Viktor Orbán oder 
dem Brexit-Vorkämpfer Nigel Farage, mit 
Intellektuellen und Publizisten sollte ver-
boten werden. Die Polizisten blockierten 
einen halben Tag lang die Türen des Ge-
bäudes; Hunderte Teilnehmer mussten 
im Saal ausharren, andere Gäste kamen 
nicht mehr rein. Der deutsche Kardinal 
Gerhard Ludwig Müller, einer der Podi-
umsteilnehmer, zeigte sich fassungslos 
und zog sogar Vergleiche zu NS-Deutsch-
land und zu SA-Methoden.

Linke Aktivisten und Politiker haben 
alle Hebel gezogen, um die NatCon zu 
verhindern, auf der über Grenzschutz und 
Migrationskontrolle, Familienpolitik, 
christlich-jüdische Kultur und die Rolle 
des Nationalstaats in Zeiten der Globali-
sierung gesprochen werden sollte. Erst 
haben Antifa-Gruppen und eine „Men-
schenrechtsliga“ zwei Veranstaltungsorte 
im Europaviertel so lange unter Druck 
gesetzt, bis diese ihre Raumzusagen zu-
rückzogen. Auch der sozialistische Bür-
germeister Philipp Case setzte sich für 
eine Absage der konservativen Konferenz 

ein. Schließlich fanden die NatCon-Orga-
nisatoren in letzter Minute einen Aus-
weichsaal im Claridge-Zentrum. Das liegt 
im ärmeren Stadtviertel Saint-Josse-ten-
Noode mit einem sehr hohen Ausländer-
anteil und vielen Dönerbuden. Nun 
schickte der lokale linke Stadtteilbürger-
meister mit Namen Emir Kir die Polizei 
los und wollte die laufende Konferenz 
verbieten – angeblich wegen der öffentli-
chen Sicherheit. Die „extreme Rechte“ sei 
„nicht willkommen“, trötete Kir (der, ne-
benbei bemerkt, vor Jahren wegen seiner 
Nähe zu türkischen Rechtsextremen aus 
der Sozialistischen Partei geflogen ist). 

Verbotsversuch ging nach hinten los
Nicht nur der britische Premierminister 
Sunak zeigte sich „äußerst beunruhigt“ 
über das versuchte Verbot der Konferenz, 
wo seine Ex-Innenministerin anwesend 
war. „Veranstaltungen zu canceln, die 
Teilnahme zu verhindern und Rednern 
die Bühne zu entziehen, beschädigt die 
Redefreiheit und die Demokratie“, ließ 
Sunak über einen Sprecher ausrichten. 

Italiens Ministerpräsidentin Giorgia 
Meloni telegrafierte an ihren belgischen 
Amtskollegen. Was in Brüssel geschehe, 
erfülle sie mit Unglauben und Abscheu. 
Belgiens Ministerpräsident De Croo äu-
ßerte sich dann per X/Twitter und schrieb: 
„Die Vorgänge heute im Claridge waren 
inakzeptabel.“ Es sei verfassungswidrig, 
eine friedliche politische Versammlung zu 

verbieten. So entschied dann auch der 
belgische Staatsrat, das oberste Verwal-
tungsgericht, in einer Eilentscheidung.

Linke Medien wie die „Süddeutsche 
Zeitung“ konnten sich Häme mal wieder 
nicht verkneifen. „Glücklich in der Opfer-
rolle“ seien die Konservativen und Rech-
ten und genössen nun einen „giganti-
schen PR-Erfolg“, weil sie Zensur und 
Cancel Culture beklagen könnten. 

Aber es war tatsächlich ein Skandal, 
dass wildgewordene linke Politiker ver-
suchten, mit Polizeigewalt eine Konfe-
renz zu verbieten und sie mundtot zu ma-
chen, auf der demokratisch gewählte eu-
ropäische Politiker, Parlamentarier, Pro-
fessoren und Journalisten auftreten, die 
dem linken Zeitgeist nicht gefallen – ne-
ben Orbán der ehemalige polnische Mi-
nisterpräsident Morawiecki, die frühere 
britische Innenministerin Suella Braver-
man, der französische Rechtspolitiker 
und Journalist Eric Zemmour, ein israeli-
scher Diaspora-Minister, der Ex-Verfas-
sungsschutzchef Hans-Georg Maaßen, 
die konservative Fürstin Gloria von Thurn 
und Taxis und viele andere. Brexit-Politi-
ker Farage musste dem tunesischen Cla-
ridge-Besitzer danken, dass wenigstens er 
den Einschüchterungen durch Antifa und 
Linkspolitiker standhielt.

Für die EU-Kapitale und die Demokra-
tie in Europa war das ein Schwarzer Tag. 
Um die Rede- und Versammlungsfreiheit 
ist es nicht zum Besten bestellt.

„Dem Industriestandort Deutschland 
geht es nicht gut.“ Seit Monaten mahnt 
das einer, der es wissen muss: der Präsi-
dent des Bundesverbands der Deutschen 
Industrie (BDI), Siegfried Russwurm.

Zum Auftakt der Hannover-Messe hat 
der seit drei Jahren amtierende BDI-Chef 
der Bundesregierung einen weiteren ver-
balen Schuss vor den Bug verpasst. Mit 
Blick auf die bisherige Legislaturperiode 
der Ampelregierung stellte er fest: „Es wa-
ren zwei verlorene Jahre – auch wenn 
manche Weichen schon in der Zeit davor 
falsch gestellt wurden.“ 

Die Botschaft kam beim Bundeskanz-
ler Olaf Scholz an. Denn der sah sich bei 
seiner Rede auf der Messe dazu genötigt, 
seine Regierungszeit als „Turnaround-
Jahre“ zu verteidigen, also Jahre des – an-
geblichen – Umschwungs.

Davon kann nicht nur Russwurm 
kaum etwas erkennen. Auch die gesamte 

Wirtschaft klagt über zu hohe Produkti-
onskosten durch fehlgeleitete Energiepo-
litik, überbordende Bürokratie, Fachkräf-
temangel und etliche weitere Ärgernisse.

„Die Klage ist das Lied des Kauf-
manns“, zitiert Russwurm das Totschlag-
argument des Kanzlers. Wohl auch des-
halb läutet außer ihm kaum jemand die 
Alarmglocken. Man muss wohl aus Bayern 

kommen, um mit dem CSU-Ministerprä-
sidenten und Möchtegern-Kanzler Mar-
kus Söder im Rücken Klartext zu spre-
chen. Russwurm ist gebürtiger Franke aus 
Marktgraitz, geht mit seinen 60 Jahren 
auf die Rente zu und verfügt als Aufsichts-
ratschef bei Thyssenkrupp und der Voith 
Group inzwischen über genug Rückgrat, 
um der Regierung die Leviten zu lesen.

Dabei arbeitete er sich aus einfachen 
Verhältnissen nach oben. Seine Eltern wa-
ren Arbeiter, trotzdem schaffte er das 
Gymnasium, studierte Fertigungstechnik 
und durchlief bei Siemens fast seine ge-
samte berufliche Karriere bis hin zum 
Vorstandsmitglied. Neben einer Honorar-
professur für Mechatronik an der Univer-
sität Erlangen-Nürnberg steht er seit An-
fang 2021 dem BDI vor. Seine kompetente 
Stimme in diesem einflussreichen Ver-
band sollte Scholz nicht überhören. Es 
wäre fatal für Deutschland. H. Tews

„Gigantischer PR-Erfolg“: Ungarns Premier Viktor Orbán bei der „NatCon“ in Brüssel Foto: imago/Le Pictorium

BDI-Chef Siegfried Russwurm

PORTRÄT

LEITARTIKEL

Ehrliche Klage eines Kaufmanns

Linke Cancel Culture

HERMANN MÜLLER

Die Ankündigung des Berliner Senats, 
verteilt über das Stadtgebiet 16 neue 
Containerdörfer für Asylsucher aufzu-
bauen, ist bislang vor allem bei den Bür-
germeistern der betroffenen Bezirke auf 
scharfe Kritik gestoßen. Lichtenberg 
und Reinickendorf wiesen auf eine hohe 
Zahl von Asylsuchern hin, die vor Ort 
schon untergebracht wurden.

Beide Bezirke erinnerten den Senat 
auch daran, dass die Pläne für neue Con-
tainerunterkünfte bestehende Pläne für 
eine Schule in Lichtenberg und einen 
Gewerbe- und Handelswerkhof in Rei-
nickendorf unmöglich machen. „Wenn 
dort ein Container hinkommen sollte, 
ist das Konzept obsolet“, kritisierte die 
CDU-Bezirksbürgermeisterin Emine 
Demirbüken-Wegner. 

Mittlerweile liegt dem Berliner 
Flüchtlingskoordinator Albrecht  
Broemme auch ein Protestbrief der 
Freien Universität (FU) vor. Geht es 
nach dem Koordinator, soll die Univer-
sität für eine Containerunterkunft eine 
Universitätsfläche zur Verfügung stel-
len, die derzeit als Parkplatz genutzt 
wird. Unterbringen will der Senat auf 
dem Gelände 260 Asylsucher.

Die Leitung der Universität hat mit 
der Fläche allerdings andere Pläne. Sie 
will das Gelände nutzen, um dort Ge-
bäude für Lehre und Forschung zu bau-
en. In einem Brief an den Flüchtlings-
koordinator schrieb die FU-Kanzlerin 
Andrea Güttner, dass selbst eine befris-
tete Unterbringung von Flüchtlingen 
auf dieser Fläche nicht möglich sei.

Asylsucher im Flughafen Tegel
Möglicherweise spielt bei der ablehnen-
den Haltung der Universität auch eine 
Vorahnung eine Rolle, dass die proviso-
rischen Anlagen mit Wohncontainern 
doch länger bestehen bleiben könnten, 
als dies vom Senat dargestellt wird. 

Auch das „Ukraine-Empfangszent-
rum“ auf dem ehemaligen Flughafen 
Tegel war von der Berliner Landesregie-
rung zunächst als kurzes Provisorium 
angekündigt worden. Mittlerweile ist 
aus den „Ankunftszentrum“ längst auch 
eine dauerhafte Massenunterkunft ge-
worden, deren Betrieb bis Ende 2025 
verlängert wurde. 

Ursprünglich sollte die Hochschule 
für Technik in das frühere Flughafenter-
minal einziehen. Auf den ersten Blick 

schien es, dass der Senat mit dem Stand-
ort in Berlin-Dahlem eine perfekte Wahl 
getroffen habe. Die FU könnte ganz 
nach ihrem gepflegten Selbstverständ-
nis ein neues Zeugnis liefern, wie welt-
offen, multikulturell und vielfältig sie ist 
und wie Hilfsbereitschaft gegenüber 
„Geflüchteten“ aussieht. 

Schon bei der Zuwanderungswelle 
von 2015 hatte die FU unter dem Namen 
„Welcome@FUBerlin“ eigens ein Pro-
gramm für Asylsucher aufgelegt. Oben-
drein müsste es die Führung der Univer-
sität auch begrüßen, wenn mit dem Bau 
des Containerdorfs eine große Zahl von 
Autoparkplätzen verschwindet. Die FU 
selbst preist auf ihrer Internetseite 
Fahrradfahren als „zeitsparend, leise, 
gesund und sehr klimafreundlich“ an. 
Passend dazu steht FU-Angehörigen 
auch eine „FUrad-Fahrrad Selbsthilfe-
werkstatt“ zur Verfügung.

Kritik an Bürgerkritik
Erstaunlich zurückhaltend haben bis-
lang viele Medien auf die ablehnende 
Haltung der FU reagiert: Zwar stellte die 
„Berliner Zeitung“ in einem Artikel 
gleich in der Überschrift die Frage: 
„Bröckelt die woke Fassade?“ Auch die 
„B.Z“ berichtete: „Freie Universität 
wehrt sich gegen Flüchtlings-Contai-
ner“. Für viele Redaktionen war der 
Brief der FU-Leitung an Senats-Flücht-
lingskoordinator Broemme allerdings 
nicht einmal eine kurze Meldung wert.

Damit wurde eine Chance vertan, 
den Bürger an einem konkreten Beispiel 
ganz differenziert zu zeigen, dass es für 
die Ablehnungen von neuen Asylsucher-
unterkünften durchaus sachlich nach-
vollziehbare Gründe geben kann. Weh-
ren sich Bürger gegen Pläne für neue 
Massenunterkünfte, wird ihnen allzu oft 
ein „Nicht in meiner Nachbarschaft“-
Denken oder sogar Rassismus vorge-
worfen.

Solche Bekämpfung von Bürgerkri-
tik dürfte allerdings zunehmend schwie-
riger werden. Auch Deutschlands Land-
kreise signalisieren inzwischen, dass sie 
mit der Unterbringung weiterer Immig-
ranten überfordert sind und eine Integ-
ration der eingewanderten Menschen 
nicht mehr möglich ist. Reinhard Sager, 
der Präsident des Deutschen Landkreis-
tages, forderte einen konsequenten 
Schutz der deutschen Grenzen und so-
gar einen Aufnahmestopp für weitere 
Asylsucher aus der Ukraine.

KOMMENTAR

Die Doppelmoral der FU
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Moderne Blicke 
auf Modigliani
Potsdam – Vom 27. April bis 18. Au-
gust präsentiert das Museum Barberi-
ni die Ausstellung „Modigliani. Mo-
derne Blicke“. Sie versammelt rund 
100 Werke des italienischen Künstlers 
mit Werken von unter anderem Gus-
tav Klimt und Pablo Picasso. Infos: 
www.museum-barberini.de tws

Kultur auf der 
Elephantine
Berlin – Mit „Elephantine. Insel der 
Jahrtausende“ befasst sich vom  
26. April bis 27. Oktober eine Ausstel-
lung in der James-Simon-Galerie und 
dem Neuen Museum auf der Berliner 
Museumsinsel mit einer Nil-Insel im 
Süden Ägyptens. Die Sprache, Kultur 
und Religion der dortigen Bevölke-
rung kann auf Papyrus und Tonscher-
ben „nachgelesen“ werden. Die Aus-
stellung des Ägyptischen Museums 
und Papyrussammlung präsentiert 
dabei herausragende Objekte. tws

Junge Leute erzeugen heute solche Un-
mengen an Kurznachrichten in den sozia-
len Medien, dass diese zusammengefasst 
am Ende eines Lebens ganze Bände füllen 
würden. Da für den Autor Karl Kraus das 
Internet noch nicht zur Verfügung stand, 
veröffentlichte er seine Satiren, Gedichte, 
Essays, Dramen, Reden, Nachrufe – und 
was er sonst noch so alles der Welt mit-
teilen wollte – einfach in einer Zeitschrift. 
In der Zeit von 1899 bis 1936 sind dabei 
922 Nummern erschienen, die rund 
20.000 Seiten umfassen.

„Die Fackel“ nannte der am 28. April 
1874 im nordböhmischen Gitschin gebo-
rene Publizist sein Lebenswerk, in dem er 
anfangs auch andere Autoren zu Wort 
kommen ließ. Neben den Dramatikern 
Frank Wedekind und Else Lasker-Schüler 
oder dem Kulturphilosophen Egon Frie-
dell taucht auch Houston Stewart Cham-
berlain als Autor auf. Dass der jüdisch-
stämmige Kraus dem deutsch-englischen 
Rassentheoretiker und Antisemiten ein 
Forum gab, zeigt seine Toleranz gegen-
über konträren Meinungen. Andererseits 
hegte der in Wien lebende Kraus für den 
Austrofaschismus der Dollfuß-Regierung 

durchaus einige Sympathien, hielt er die-
sen gegenüber dem hitlerischen National-
sozialismus doch für das kleinere Übel.

Zu Hitler fiel dem wortmächtigen Sa-
tiriker und Nörgler nichts ein. Im Jahr der 
„Machtergreifung“ erschien nur eine ein-
zige Ausgabe der „Fackel“ mit mageren 
vier Seiten. Darin enthalten ist ein Ge-

dicht, das mit den Worten endet: „Das 
Wort entschlief, als jene Welt erwachte.“ 

Ansonsten war Kraus nicht gerade auf 
den Mund gefallen. Ab 1912 verfasste er 
die „Fackel“ im Alleingang, mitunter gab 
es Mehrfachnummern mit über 300 nur 
von ihm geschriebenen Seiten. Dabei fie-
len literarische Früchte ab, die später ge-

sondert in Buchform erschienen. So etwa 
das Mammutdrama „Die letzten Tage der 
Menschheit“, das mit 220 Szenen ein Pa-
norama des Ersten Weltkriegs entwickelt. 
Dieses Pandämonium ist eine Collage aus 
Zitaten, Zeitungsmeldungen und militäri-
schen Tagesbefehlen, die Kraus vom un-
bekannten Soldaten bis hin zu den Kai-
sern Wilhelm II. und Franz Joseph über 
1000 Figuren in den Mund legt. 

In der aktuellen Weltlage erlebt dieses 
Stück eine Renaissance, so wie auch Kraus 
selbst zuvor eine Art Wiedergeburt erleb-
te, nachdem es nach seinem Tod im Jahr 
1936 rasch still um ihn geworden war. 1977 
legte der Verlag Zweitausendeins die „Fa-
ckel“ in zwölf Bänden neu auf, die auf An-
hieb viele Käufer fanden. Manche Leser 
sehen in Kraus einen würdigen Nachfol-
ger des Aphoristikers Georg Christoph 
Lichtenberg, was sich sogar bis in die USA 
herumgesprochen hat. Dort hat der Best-
seller-Autor Jonathan Franzen, der 2001 
mit seinem Roman „Die Korrekturen“ be-
kannt wurde, mit „The Kraus Project“ 
Texte des österreichischen „Fackel“-Au-
tors ins Englische übertragen. Die Fackel 
lodert also weiterhin. Harald Tews

JUBILÄUM

Die Fackel brennt
Satiriker und Zeitschriften-Herausgeber aus Böhmen – Vor 150 Jahren wurde Karl Kraus geboren

Unermüdlicher Kommentator des Weltgeschehens: Karl Kraus im Jahr 1921

VON RENÉ NEHRING

E s war ein überaus würdiger Rah-
men. Wenige Tage vor dem 
300. Geburtstag Immanuel 
Kants startete das Ostpreußi-

sche Landesmuseum mit einem Festakt 
im Fürstensaal des Lüneburger Rathauses 
und mit der Eröffnung einer Sonderaus-
stellung in das Jubiläumsjahr zu Ehren 
des Königsberger Philosophen. 

Zunächst begrüßte Oberbürgermeis-
terin Claudia Kalisch (Bündnis 90/Die 
Grünen) die Anwesenden, zu denen ne-
ben zahlreichen Vertretern aus Politik 
und Gesellschaft auch der neue polnische 
Botschafter in Deutschland, Dariusz 
Pawłoś, gehörte, und gab ihrer Freude 
Ausdruck, dass die altehrwürdige Salz-
stadt Lüneburg mit der sich entwickeln-
den Erweiterung des Ostpreußischen 
Landesmuseums nunmehr auch „Kant-
Stadt“ sei, was sowohl ihre Stadt als auch 
das Museum ungemein aufwerte. 

Es folgten die Grußworte von Maria 
Bering, Abteilungsleiterin Erinnerungs-
kultur bei der Beauftragten der Bundesre-
gierung für Kultur und Medien, sowie Co-
rinna Fischer, Leiterin der Kulturabteilung 
im Niedersächsischen Ministerium für 
Wissenschaft und Kultur, die als Vertreter 
der beiden Hauptförderer des Ostpreußi-
schen Landesmuseums und der Ostpreu-
ßischen Kulturstiftung als Trägerin die 
Wertschätzung von Bund und Land für die 
kulturelle Erinnerungsarbeit versicherten. 
An sie schlossen sich die Worte des lang-
jährigen Lüneburger Oberbürgermeisters 
Ulrich Mädge (SPD) an, der seit Kurzem 
Vorsitzender des Stiftungsrates der Ost-
preußischen Kulturstiftung ist. Mädge be-
grüßte insbesondere die anwesenden Ost-
preußen, vor allem den Sprecher der 
Landsmannschaft, Stephan Grigat, und 
Klaus Weigelt als Vorsitzenden der Stif-
tung Königsberg, die Inhaberin und Leih-
geberin zahlreicher Kant-Exponate ist. 

Die Konzeption der Ausstellung 
Im Anschluss daran führte Joachim Mäh-
nert, Direktor des Ostpreußischen Lan-
desmuseums, mit in die neue Ausstellung 
seines Hauses ein. Dabei äußerte er zu-
nächst sein Bedauern darüber, dass er der 

Öffentlichkeit vorerst nicht den geplan-
ten Erweiterungsbau mitsamt einer neu-
en Dauerausstellung – durch die Lüne-
burg zum zentralen Erinnerungsort für 
Kant in Deutschland wird – übergeben 
kann. Vor allem Verzögerungen durch die 
Corona-Zeit hatten dazu geführt, dass die 
Planungen und Arbeiten für dieses Pro-
jekt soweit ins Stocken geraten waren, 
dass die Erweiterung nicht rechtzeitig 
zum 300. Geburtstag Kants fertig wurde. 
Um dennoch zum großen Jubiläum nicht 
mit leeren Händen dazustehen, werde 
nun eine kleine Sonderausstellung eröff-
net. Immerhin, so Mähnert, habe dieses 
Manko den Vorteil, dass das Landesmu-
seum dadurch auch Leihgaben bekam, die 
für eine Dauerausstellung nicht erhältlich 
gewesen wären. Für wenige Monate, so 

der Direktor, seien Leihgeber bereit, sich 
von wertvollen Exponaten zu trennen, für 
mehrere Jahre eher weniger.

Anders als in der späteren Daueraus-
stellung, in der es vorwiegend um die Phi-
losophie gehen werde, stelle die Sonder-
ausstellung den Menschen Kant in den 
Vordergrund. Mähnert erinnerte in die-
sem Zusammenhang daran, dass dieser 
Tage nicht die „Kritik der reinen Ver-
nunft“ 300 Jahre alte werde, diese habe 
noch nicht einmal 250 Jahre auf dem Bu-
ckel, sondern das vierte Kind einer einfa-
chen Handwerkerfamilie aus Königsberg. 
Ein Ansatz für die Ausstellung sind die 
zahlreichen hartnäckigen Klischees von 
und über Kant, die mit der historischen 
Person nicht übereinstimmen. So sei Kant 
keineswegs der schrullige Pedant gewe-

sen, als der er oft dargestellt werde. Viel-
mehr sei der Philosoph durchaus ein ge-
selliger Zeitgenosse gewesen, der gute 
Gespräche und gute Kleidung genauso 
geliebt habe wie das Spiel mit Karten und 
Billardkugeln. Und so gäbe es in der nun 
eröffneten Ausstellung einiges zu Her-
kunft und Alltag Kants sowie zum geselli-
gen Kant zu entdecken. 

Eine „große Stadt“ wird  
wieder lebendig
Lebendig werde dabei auch das Königs-
berg jener Zeit, das keineswegs eine ver-
schlafene Provinzstadt war, sondern – 
wie es Kant selbst sagte – „eine große 
Stadt“, die durch ihre Universität und die 
Lage zum Seehandel sowie zu anderen 
Ländern als schicklicher „Platz zu Erwei-

terung sowohl der Menschenkenntnis als 
auch der Weltkenntnis genommen wer-
den“ könne. Da es dieses Königsberg be-
kanntermaßen heute nicht mehr gibt, sei 
es umso erfreulicher, dass das Landesmu-
seum nun eine zusammen mit der Bun-
deskunsthalle in Bonn und dem Studio 
Men@Work entwickelte digitale Rekons-
truktion der Pregelstadt zeigen könne. 

Im Anschluss widmete der Philosoph 
und Verfasser der gegenwärtig relevantes-
ten Kant-Biographie, Marcus Willaschek, 
in seinem Festvortrag Kant als „bedeu-
tendsten Philosophen“ der Neuzeit, des-
sen Werke wie die 1781 erschienene „Kri-
tik der reinen Vernunft“ „Meilensteine 
der Geistesgeschichte“ seien. In der Ge-
schichte der Philosophie, so Willaschek, 
sei Kants Einfluss nur mit dem von Platon 
und Aristoteles zu vergleichen, in der 
deutschen Geistes- und Wissenschaftsge-
schichte mit dem Luthers, Goethes und 
Einsteins. Es sei deshalb auch mehr als 
angemessen, wenn Kant zu seinem 
300. Geburtstag mit einem Festakt, einer 
Sonderausstellung sowie demnächst mit 
einem architektonisch ansprechenden 
und didaktisch vorbildlichen Erweite-
rungsbau gewürdigt werde. 

In seinen weiteren Ausführungen ging 
Willaschek dann auf den revolutionären 
Grundgedanken, auf dem Kants Philoso-
phie beruht, des Weiteren auf die prakti-
sche und politische Zielrichtung des Kant-
eschen Denkens sowie schließlich auf eini-
ge aktuelle Lehren für Politik und Gesell-
schaft, die sich aus dem Denken des Kö-
nigsberger Philosophen ziehen lassen, ein. 
Da all dies im Rahmen eines Artikels nicht 
wiedergegeben werden kann, sei an dieser 
Stelle auf Willascheks Biographie „Kant. 
Die Revolution des Denkens“ verwiesen. 

Zu erwähnen ist an dieser Stelle noch 
die großartige musikalische Umrahmung 
des Festaktes. Denn mit Werken aus dem 
Königsberg Immanuel Kants von Chris-
tian Wilhelm Podbielski (1741–1792) und 
Johann Friedrich Reichardt (1752–1814) 
ließ die Pianistin Mira Lange heutzutage 
nur noch äußerst selten gespielte Stücke 
erklingen – und gewährte damit zugleich 
einen weiteren wunderbaren Eindruck 
von einem großen Zeitalter Königsbergs 
und Ostpreußens.

Auftakt ins Kant-Jahr
Festakt und Eröffnung einer Sonderausstellung  

im Ostpreußischen Landesmuseum
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Ein Provisorium, das mehr verheißt: Blick in die Sonderausstellung des Ostpreußischen Landesmuseums zum Kant-Jahr, die einen 
ersten Eindruck von der Dauerausstellung im künftigen Erweiterungsbau des Hauses zu Ehren Kants vermittelt Foto: nehring



VON BODO BOST

H ermann Schulz wurde am 
29. Oktober 1939 im ostpreu-
ßischen Memel geboren. 
Sein Vater Hans Schulz war 

ein protestantischer Deutscher, seine 
Mutter Else Schulz eine katholische Li-
tauerin. Seine Großmutter Elena 
Mockienė stammte aus Abakai. Im Som-
mer 1944 verließ die Familie ihre Heimat 
per Schiff nach Pommern. Dort kam sein 
Vater vor den Augen der beiden Kinder 
durch einen Bombensplitter ums Leben. 

Die ersten Jahre als Flüchtlinge in 
Westdeutschland waren eine schreckliche 
Zeit der Tränen, des Hungers und der Käl-
te. Die Witwe mit ihren zwei kleinen Kin-
dern musste betteln. Die Familie fand in 
Emlichheim im Landkreis Grafschaft 
Bentheim im heutigen Bundesland Nie-
dersachsen Aufnahme. Dort besuchten 
Hermann und sein älterer Bruder Erik die 
Grundschule und später das litauische 
Gymnasium bei Lampertheim im südhes-
sischen Kreis Bergstraße. Der Unterricht 
fand dort zu einer Hälfte auf Deutsch, und 
zur anderen auf Litauisch statt. 

Dieses Gymnasium wurde hauptsäch-
lich von Kindern wohlhabender Eltern be-
sucht. Sie verspotteten die Neuankömm-
linge, weil sie in abgetragenen Kleidern 
zur Schule kamen und weil sie barfuß wa-
ren, da ihre Mutter ihnen keine Schuhe 
kaufen konnte. 

Schulz fühlte sich zum Priestertum 
hingezogen. Aber seine Bewerbungen 
scheiterten zunächst am Geld. Er ging 
nach Italien und trat in den Orden der 
Salesianer ein. Er studierte Pädagogik, 
Philosophie und Theologie. 1968 wurde 
er zum Priester geweiht und ging als Kap-
lan zum Praktikum drei Jahre lang an das 
litauische Gymnasium in Lampertheim, 
dessen Schüler er einst war. 

Nach den Kaplansjahren in Lampert-
heim ging er für seinen Orden in die 
Großstadtseelsorge nach Sao Paulo in 
Brasilien und 1979 dann nach Ruanda, das 
Land der tausend Hügel, das dichtbesie-
delste und katholischste Land Afrikas, in 
dem selbst die Hauptstadt Kigali noch 
wie ein riesiges Dorf wirkt. In Musha 
gründete Schulz eine neue Pfarrei. Er 
baute eine Kirche mit einer Landwirt-
schaft zum Unterhalt der Menschen. Als 
1982 das Bundesland Rheinland-Pfalz und 
Ruanda Partner wurden, gehörte Schulz, 
der den damaligen Ministerpräsidenten 
von Rheinland-Pfalz, Bernhard Vogel, bei 
dessen offiziellem Staatsbesuch im Part-
nerland begleitete, zu den ersten Förde-
rern der neuen Partnerschaft, die zu-
nächst stark kirchlich geprägt war. 

Pionierarbeit in Ruanda
Schulz wurde auch der erste offizielle 
Seelsorger der deutschen Gemeinde in 
Ruanda, die entstand, da infolge der Part-
nerschaft immer mehr deutsche Entwick-

lungshelfer mit ihren Familien nach Ru-
anda kamen. Immer wenn ein Staatsbe-
such aus Deutschland kam, wurde auch 
Hermann von der deutschen Botschaft 
eingeladen. Diese Kontakte konnte Schulz 
für seine Bautätigkeiten nutzen. Sogar die 
Bundeswehr half, und die ersten privaten 
Spenden trafen ein. 

So entstand in 60  Kilometer Entfer-
nung von der Landeshauptstadt das Dorf 
Umudugudu. Das Dorf bekam durch 
Schulz ein Pflegeheim, eine Turnhalle 
und eine Handwerksschule. Viele seiner 
Schützlinge schickte er nach dem Ende 
der Sowjetherrschaft auch zur Ausbil-
dung nach Litauen, um später wieder 
nach Afrika zurückzukehren. Auch seine 
Mutter lud er ein, nach Ruanda zu kom-
men, wo sie auf dem Jugendhof aushalf. 
Als sie Krebs bekam, ging sie jedoch nach 
Litauen zurück, wo sie starb. 

Zehn Jahre lang hatte der Salesianer-
pater Kraft, Geld und Idealismus inves-
tiert – dann fiel sein Werk 1994 dem Völ-
kermord an den Tutsi zum Opfer. Einer 
litauischen Zeitung erklärte Schulz, dass  
die Mörderbanden aus den Reihen der die 
Mehrheit der Bevölkerung stellenden Hu-
tu von französischen Wirtschaftsbossen 
und dem damaligen französischen Staats-
präsidenten François Mitterand aufgesta-
chelt worden seien. Fakt ist, dass der ru-
andischen Regierung zufolge ein Report 
vorliegt, der 20 französischen Militäran-
gehörigen sowie zwölf Politikern – dar-

unter neben Frankreichs Präsidenten von 
1981 bis 1995 auch dessen Premier und 
Außenminister von 1993 bis 1995, Édou-
ard Balladur und Alain Juppé – eine füh-
rende Rolle bei der Durchführung der 
Massaker zuweist. 

UN-Soldaten retteten ihn
Schulz selbst überlebte den Völkermord, 
der hundert Tage, vom 7. April bis Mitte 
Juli 1994 dauerte, nur aus dem Grunde, 
dass er von Soldaten der Unterstützungs-
mission der Vereinten Nationen für Ru-
anda (UNAMIR) gerettet und versteckt 
wurde. „Ich habe mich in der Savanne 
versteckt, mit Mördern auf der einen und 
Krokodilen auf der anderen Seite“, so 
Schulz. Den Truppen der UNAMIR wurde 
später Versagen vorgeworfen, weil sie 
sich zurückgezogen hatten. Verantwort-
lich für UN-Auslandseinsätze war zu die-
sem Zeitpunkt der spätere Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen und Friedens-
nobelpreisträger Kofi Annan. Eine Million 
Menschen wurden umgebracht, dreimal 
so viele mussten flüchten. 

Nach zwei Monaten kehrte Schulz mit 
dem Tutsi Paul Kagame, dem neuen star-
ken Mann, der den Bürgerkrieg gewonnen 
und den Genozid beendet hatte, aus 
Uganda nach Ruanda zurück. Als er in 
sein Jugenddorf kam, waren nur noch 
zwölf seiner 120 Schützlinge am Leben. 
In der von ihm erbauten Kirche, in der 
300 Menschen Schutz gesucht hatten, la-
gen 300  Leichen. Schulz war einer der 
ersten, die darüber im deutschen Fernse-
hen berichteten. Annan brauchte vier Jah-
re, um sich zu entschuldigen, Frankreich 
25 Jahre. 

Schulz sammelte viele seiner Schütz-
linge in ihren Verstecken im Busch wieder 
ein, aus seinem Jugend- wurde ein Wai-
sendorf. Mehrere hundert Waisen haben 
hier ein neues Zuhause gefunden und be-
kamen Möglichkeiten zur schulischen 
und beruflichen Ausbildung. Im Jahr 2001 
wurde auf Initiative von Schulz mit Hilfe 
des Salesianerordens ein Gymnasium 
eingerichtet, das heute von 400 Schülern 
besucht wird. 

Besuch im Memelland
Nachdem Litauen seine Unabhängigkeit 
wiedererlangt hatte, hat Schulz auch sei-
ne Heimat im Memelland wieder öfters 
besucht. Er bekam sogar das von den Bol-
schewisten enteignete 60  Hektar große 
Gut Schudebarsden [Kėkštai] im Kreis 
Memel [Klaipėda] und der litauischen Ra-
jongemeinde Crottingen [Kretinga] sei-
nes Vaters wieder zurück. Auf diesem Gut 
an der nördlichsten Spitze des Memelge-
bietes in der Nähe von Deutsch Krottin-
gen [Kretingalė] baute er eine internatio-
nale Jugendbegegnungsstätte und einen 
Jugendhof für etwa 50  vernachlässigte 
Kinder und Jugendliche, wo auch einige 
seiner Schützlinge aus Ruanda eine Be-
rufsausbildung machen konnten. Einige 
Familien aus der Gegend haben Paten-
schaften für Waisen aus Ruanda über-
nommen.  

Im Jahr 2006 wurde Schulz mit dem 
Titel „Ehre Litauens“ ausgezeichnet. 
2007 wurde er von der Bevölkerung der 
Rajongemeinde Crottingen zum Mann 
des Jahres gewählt. 2010 wurde der Sale-
sianer für sein Lebenswerk Ehrenbürger 
der Rajongemeinde. 2010 erhielt Schulz 
in Kigali vom deutschen Botschafter El-
mar Timpe den Verdienstorden der Bun-
desrepublik Deutschland für seinen Ein-
satz nach dem Völkermord in Ruanda.
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HERMANN SCHULZ

Wie ein Missionar aus Ostpreußen  
den Völkermord in Ruanda erlebte

Vor 30 Jahren verübten Hutus den hunderttägigen Genozid an den Tutsi. Vor 85 Jahren wurde der 
Salesianerpater als Sohn eines deutschen Protestanten und einer litauischen Katholikin in Memel geboren

MAX SCHNECKENBURGER

Der Dichter  
der „Wacht  
am Rhein“

Nach Frankreichs sogenanntem diplo-
matischen Waterloo in der Orientkri-
se forderte Frankreichs imperialisti-
sche Öffentlichkeit Kompensation an 
der Grenze zu Deutschland. Die alte 
Forderung nach dem Rhein als soge-
nannter natürlicher Grenze wurde 
wieder laut. Die Reaktion in Deutsch-
land waren Frankreichkritik und Na-
tionalismus. Diese sogenannte Rhein-
krise von 1840 führte zwar zu keinem 
blutigen, wohl aber zu einem regel-
rechten Dichterkrieg zwischen den 
Nachbarn. An diesem beteiligte sich 
auch Max Schneckenburger mit dem 
Lied „Die Wacht am Rhein“. 

Der Dichter kam am 17.  Februar 
1819 in Talheim bei Tuttlingen zur 
Welt. Sein Vater war mit Tobias Schne-
ckenburger ein Kaufmann und Hofbe-
sitzer, seine Mutter Regina Margare-
the geborene Haug die Tochter eines 
Pfarrers aus Talheim.

Der junge Schwabe besuchte die La-
teinschulen in seiner Heimatgemeinde 
und in Herrenberg, wo sein älterer Bru-
der Matthias seit 1831 Diakonus war. 
1834 erhielt Bern eine Universität. An 
ihr wurde Matthias noch im selben Jahr 
Theologieprofessor. Auch Max zog in 
diesem Jahr nach Bern. In der Drogerie 
Reuther & Blau machte er eine kauf-
männische Lehre. 1836 zog er in das bei 
Bern gelegene Burgdorf und machte 
beim Handelshaus J.J. Schnell Karriere. 

Die Führung des Geschäftes führte 
ihn 1838 nach Großbritannien und 
Frankreich. Der Dichter der „Wacht am 
Rhein“ kannte die Grande Nation also 
nicht nur vom Hörensagen. Mit Johann 
Ludwig Schnell gründete Schnecken-
burger 1842 im bei Burgdorf gelegenen 
Oberburg das Unternehmen Schnell & 
Co. Die Eisen- und Bronzegießerei tat 
sich durch ihren Zierguss hervor und 
florierte. In dieser Zeit heiratete Schne-
ckenburger die Tochter eines Pfarrers 
aus seiner schwäbischen Heimat.

Neben seiner kaufmännischen Tä-
tigkeit war Schneckenburger seit Mitte 
der 30er Jahre auch publizistisch tätig, 
so für den „Schwäbischen Merkur“, die 

damals führende Tageszeitung in sei-
ner schwäbischen Heimat. Sein Debüt 
als Dichter gab er 1837 mit dem unter 
Pseudonym veröffentlichten Band 
„Die ersten Versuche in Poesie und 
Prosa“. Er fand keine Resonanz.

Zu Schneckenburgers künstleri-
schem Durchbruch bedurfte es erst des 
durch die Rheinkrise inspirierten Ge-
dichts „Die Wacht am Rhein“. Dessen 
Durchbruch wiederum brachte erst die 
Vertonung durch den Dirigenten, Chor-
leiter und Komponisten Carl Wilhelm 
1854 und dann schließlich der Deutsch-
Französische Krieg von 1870/71. 

Im Gegensatz zu Wilhelm erlebte 
Schneckenburger diesen Durchbruch 
nicht mehr. Er starb vor 175 Jahren, am 
3. Mai 1849, in Burgdorf. Da er sich 
stets nach seiner Heimat zurückge-
sehnt hatte, wurden seine Gebeine 
1886 nach Thalheim überführt und 
dort beigesetzt. Manuel Ruoff

Hermann Schulz: „Ich kenne keine Hutu und keine Tutsi, ich kenne nur Menschen. Und Gott kennt nur Menschen“
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Max Schneckenburger und  
Karl Wilhelm (v.l.) Foto: Wikimedia
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VON WOLFGANG REITH

E duard Simson scheiterte 1849 
mit dem Versuch, die deut-
schen Staaten zu einem Reich 
zu vereinen, weil der preußi-

sche König, der zum Kaiser ausersehen 
war, sich weigerte, die ihm angebotene 
Krone aus den Händen von Abgeordne-
ten der Nationalversammlung entgegen-
zunehmen. Erst Simsons zweite Mission 
1870 sollte von Erfolg gekrönt sein und 
führte zur Reichsgründung. Diesmal ver-
half der preußische Ministerpräsident 
Otto von Bismarck Simsons Bestrebun-
gen zur Verwirklichung.

Geboren am 10.  November 1810 in 
Ostpreußens Hauptstadt Königsberg als 
Martin Eduard Sigismund Simson, legte 
er bereits im März 1826 mit nur 15 Jahren 
am Collegium Fridericianum sein Abitur 
ab. An der Albertina studierte er sodann 
Rechtswissenschaften. Das Studium 
schloss er 1829 mit der Promotion ab. 
Schon 1823 hatten sich seine jüdischen 
Eltern entschlossen, ihre fünf Kinder 
christlich taufen zu lassen. Sie selbst tra-
ten später zum Protestantismus über.

Mit Hilfe eines Staatsstipendiums 
unternahm Simson eine Studienreise, die 
ihn für zwei Jahre nach Berlin, Halle, 
Weimar, Leipzig, Göttingen, Bonn, Paris 
und Heidelberg führte. Von 1831 bis 1832 
leistete er als Einjährig-Freiwilliger sei-
nen Wehrdienst ab, zuletzt als Offizier 
der Landwehr. 1833 wurde er an der Al-
bertina außerordentlicher Professor, 
1836 erhielt er eine ordentliche Professur 
für römisches und preußisches Recht, 
und von 1855 bis 1857 war er Prorektor 
der Universität.

Simsons politische Laufbahn begann 
1846 mit seiner Wahl in die Königsberger 
Stadtverordnetenversammlung, zwei 
Jahre später wurde er in die Frankfurter 
Nationalversammlung gewählt, in der er 
sich der nationalliberalen „Casino“-Frak-
tion der rechten Mitte anschloss und 
dort ab dem 18.  Mai 1848 zunächst als 
Schriftführer im Gesamtvorstand wirkte. 
Im Oktober des Jahres wurde er Vizeprä-
sident des Parlaments und am 18.  De-
zember 1848 als Nachfolger Heinrich von 
Gagerns, der Anton von Schmerling als 
Reichsministerpräsident ablöste, schließ-
lich Präsident der Nationalversammlung. 

Erster Reichsgerichtspräsident
In dieser Eigenschaft reiste Simson an 
der Spitze einer Deputation von 32 Abge-
ordneten am 3. April 1849 nach Berlin, um 
dem preußischen König Friedrich Wil-
helm IV. die Kaiserkrone anzutragen. Der 
aber entgegnete, dass er diese Würde oh-
ne die Zustimmung der deutschen Fürs-
ten und der Städte nicht annehmen kön-
ne, weil die Nationalversammlung keine 
Krone zu vergeben habe. Das Scheitern 
der Mission führte dazu, dass Simson als-
bald erkrankte und am 11. Mai 1849 vom 
Amt des Parlamentspräsidenten zurück-
trat, in dem er noch am Tag zuvor mit 
überwältigender Mehrheit bestätigt wor-
den war. Am 20. Mai 1849 schied er dann 
auch aus der Nationalversammlung aus.

Ende Juni 1849 fungierte Simson als 
Präsident des sogenannten Gothaer 
Nachparlaments, ab dem 25.  März 1850 
war er Präsident des Volkshauses des vom 
20. März bis zum 29. April des Jahres ta-
genden Erfurter Unionsparlaments (Ver-
fassungsberatende Versammlung der Er-
furter Union), eines Zwei-Kammer-Parla-
ments, bestehend aus dem Volkshaus und 
einem Staatenhaus. Letzterem stand 
ebenfalls ein Ostpreuße als Präsident vor, 
nämlich Rudolf von Auerswald. Gleichzei-
tig war Simson seit dem 7.  August 1849 
Abgeordneter für Königsberg im Abgeord-
netenhaus des Preußischen Landtages 
und bis 1851 dessen Präsident.

Weil die Kräfte der Restauration in-
zwischen erstarkten, zog sich der liberale 
Jurist 1852 aus der Politik zurück und wid-
mete sich wieder seiner Lehrtätigkeit an 
der Albertina. Sechs Jahre später kehrte er 
allerdings ins Abgeordnetenhaus zurück. 
1859 wählte ihn dieses zu seinem Präsi-

denten, doch musste er sich Anfang 1862 
aus gesundheitlichen Gründen von die-
sem Amt zurückziehen. Seit 1860 war er 
– nachdem er seine Professur in Königs-
berg aufgegeben hatte – Vizepräsident des 
Oberappellationsgerichts in Frankfurt an 
der Oder, 1869 avancierte er zu dessen 
Präsidenten.

Am 2. März 1867 wurde Simson Präsi-
dent des konstituierenden Reichstags des 
Norddeutschen Bundes, im selben Jahr 
dann Präsident des am 31. August gewähl-
ten ordentlichen Reichstages. Seit dem 
29. April 1868 war er zugleich Präsident 
des Zollparlaments, dem auch die süd-
deutschen Staaten angehörten. Am 3. Ok-
tober 1867 reiste Simson zur wiederher-
gestellten Burg Hohenzollern, auf der sich 
gerade der preußische König Wilhelm I. 
aufhielt, um ihm als Inhaber des Präsidi-
ums des Norddeutschen Bundes die Ad-
resse des im August gewählten Reichsta-
ges zu überbringen. 

Etwas mehr als drei Jahre hernach, 
am 13. Dezember 1870, begab sich Simson 
dann an der Spitze einer Deputierten-De-
legation nach Versailles, um den König zu 
bitten, die ihm angetragene Kaiserwürde 
anzunehmen, nachdem die süddeutschen 
Staaten den Wunsch geäußert hatten, 
dem Norddeutschen Bund beizutreten 
und damit die Reichseinheit zu vervoll-
kommnen. Bismarck gab damals zu er-
kennen: „Es ist ein ‚reizendes Spiel des 
Geschickes‘, daß derselbe Mann auserse-
hen war, 1849 die Kaiserkrone namens 
der Nationalversammlung anzubieten 
und jetzt die Annahme der von den Fürs-
ten dargebotenen Krone zu erbitten.“  

Tod vor 125 Jahren
Am 23. März 1871 wurde Simson zum Prä-
sidenten des ersten Reichstags des neuen 
deutschen Kaiserreiches gewählt, ein 
Amt, das er bis 1874 bekleidete, als er es 
aus gesundheitlichen Gründen aufgab. 

Mitglied des Parlaments blieb er noch 
drei Jahre lang, ehe er sich auch dort zu-
rückzog.

Als am 1. Oktober 1879 in Leipzig das 
neue Reichsgericht seine Arbeit auf-
nahm, wurde Simson auf Bismarcks 
Wunsch hin zu dessen erstem Präsiden-
ten berufen. Diese Funktion übte er bis 
zur Versetzung in den Ruhestand am 
1.  Februar 1891 aus, um die er gebeten 
hatte, nachdem er im Jahr zuvor einen 
Schlaganfall erlitten hatte. Am 18. März 
1888 hatte ihm Kaiser Friedrich III. den 
Schwarzen Adlerorden verliehen, und am 
28. Mai des Jahres wurde er in den erbli-
chen Adelsstand erhoben. Eduard von 
Simson starb am 2.  Mai 1899 in Berlin 
und wurde auf dem Friedhof III der Jeru-
salems- und Neuen Kirche vor dem Hal-
leschen Tor beigesetzt. Seit 1964 gehört 
sein Grab zu den Ehrengräbern des Lan-
des Berlin. 

Einen Tag vor seinem Tod hatte sich 
seine Promotion zum 70. Mal gejährt, die 
er im Alter von 18 Jahren erlangt hatte – 
ein Jubiläum, das ungewöhnlich selten 
sein dürfte. Bis zuletzt blieb Simson Prä-
sident der 1885 in Weimar gegründeten 
Goethe-Gesellschaft.

1834 hatte Simson eine Tochter des 
Königsberger Bankiers Marcus War-
schauer geehelicht, mit der er neun ge-
meinsame Kinder hatte. In Leipzig ist der 
Platz vor dem ehemaligen Reichsgericht 
und heutigen Bundesverwaltungsgericht 
nach Simson benannt, außerdem eine 
Straße und eine Brücke in der Stadt. In 
Berlin gibt es im Tiergarten, nahe dem 
Reichstagsgebäude zum Brandenburger 
Tor hin, den Simonweg, und in Frankfurt 
am Main trägt eine Straße am Parla-
mentsplatz seinen Namen.

EDUARD VON SIMSON

„Es ist ein ‚reizendes  
Spiel des Geschickes‘“

Derselbe Mann, der 1849 namens der Nationalversammlung Friedrich 
Wilhelm IV. die Kaiserkrone anbot, bat 1870 namens des Reichstags Wilhelm I., 

die von den Fürsten dargebotenen Krone anzunehmen

Könige von Preußen

Friedrich Wilhelm IV. 
lehnte die ihm von der 
Nationalversammlung 
angebotene Kaiserkrone 
ab, da sie ihm nicht von 
den Fürsten angeboten 
wurde.

Wilhelm I. akzeptierte 
die Kaiserkrone, da sie 
ihm von den Fürsten 
dargeboten wurde. Die 
Bitte des Norddeutschen 
Reichstags, sie anzuneh-
men, war sekundär.

Friedrich III. war liberal 
gesinnt. Er überschütte-
te den ihm geistesver-
wandten Simson mit Eh-
rungen wie dem Schwar-
zen Adlerorden und der 
Nobilitierung.
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TREPTOWER PARK

„Monumentale 
historische 

Gedenkanlage“
Zum 1. Dezember 1946 schrieb die So-
wjetische Militäradministration in 
Deutschland (SMAD) einen Wettbe-
werb für ein sowjetisches Ehrenmal 
aus, das analog zu dem bereits beste-
henden im Tiergarten sowohl Sieges-
monument als auch letzte Ruhestätte 
für im Kampf um Berlin gefallene Rot-
armisten sein sollte. Im Ausschrei-
bungstext hieß es: „Bei der Ausarbei-
tung des Projekts ist von der Aufgabe 
auszugehen, eine dauerhafte monu-
mentale historische Gedenkanlage zu 
schaffen, die die Idee der Unsterblich-
keit, des lichten Gedenkens an die ge-
fallenen sowjetischen Soldaten und 
die Größe der internationalen Befrei-
ungsmission der Sowjetarmee wider-
spiegelt, in deren Namen die Soldaten 
ihr Leben hingegeben haben.“ 52 zu-
meist sowjetische, aber auch deutsche 
Künstler beteiligten sich mit 33 Beiträ-
gen an dem Wettbewerb.

Währenddessen fiel im Winter 
1946/47 die Entscheidung für gleich 
zwei Standorte: eine Sport- und Spiel-
wiese in Form eines Hippodroms im 
Treptower Park und der Volkspark 
Schönholzer Heide. Passend zu den 
zwei Standorten vergab die Wettbe-
werbsjury unter dem Vorsitz des 
Obersten Chefs der SMAD, Marschall 
Wassili Sokolowski, gleich zwei erste 
Preise. Für den Treptower Park wurde 
der Entwurf eines sowjetischen 
Schöpferkollektivs mit dem Architek-
ten Jakow B. Belopolski, dem Bildhau-
er Jewgeni Wutschetitsch, dem Maler 
Alexander A. Gorpenko und der Inge-
nieurin Sarra S. Walerius an der Spitze 
ausgewählt. 

Im Juni 1947 begannen die Arbei-
ten. Dem Prestigeprojekt wurde Priori-
tät eingeräumt. Insgesamt 1200 Arbei-
ter waren daran beteiligt. Zur Steige-

rung der Motivation kamen auch sie in 
den Genuss des sogenannten Kotikow-
Essens, einem vom damaligen Kom-
mandanten des Sowjetischen Sektors 
von Berlin, General Alexander Kotikow, 
initiierten warmen Mittagessen für 
Arbeiter und Angestellte der wichtigs-
ten Industriezweige, der Kommunal-
wirtschaft und des Verkehrswesens. 

Kotikow war es denn auch, dessen 
jüngste Tochter Swetlana als Modell 
für das Kind diente, das neben dem 
Sowjetsoldaten, der es auf dem Arm 
hält, das Motiv der zwölf Meter hohen 
und 70  Tonnen schweren zentralen 
Bronzestatue des Ehrenmals darstellt. 
Und Kotikow selbst gehörte vor 
75 Jahren neben dem Co-Vorsitzenden 
der SED Otto Grotewohl zu den pro-
minenten Teilnehmern der feierlichen 
Einweihung des Ehrenmals. Für diese 
wurde ein symbolisches Datum ge-
wählt, der vierte Jahrestag der Kapitu-
lation der Wehrmacht. Manuel Ruoff

Hauptstatue des Ehrenmals
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Richter, Hochschulleh-
rer und Parlamentarier: 
Eduard von Simson, 
1880 porträtiert auf  
einem Ölgemälde  
von Fritz Paulsen 

Foto:  
Alte Nationalgalerie
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VON WOLFGANG KAUFMANN

A ls besonders aufgebrachte 
Demonstranten gegen die Co-
rona-Maßnahmen und -Impf-
pflicht Plakate mit den Kon-

terfeis von Angela Merkel und Olaf Scholz 
in Sträflingskleidung schwenkten, war die 
Empörung in der Politik und Medienland-
schaft groß. Und heute äußern große Blät-
ter eine starke Abneigung dagegen, dass 
ein Drittel der Deutschen fordert, die Ver-
antwortlichen für die umstrittenen staat-
lichen Maßnahmen während der Pande-
mie vor Gericht zu bringen. Die Kritiker 
der damaligen Regierungspolitik sind der 
Meinung, dass diese Maßnahmen eklatant 
gegen geltendes Recht verstoßen hätten. 

Grundsätzlich gehört es zu den wich-
tigsten Errungenschaften der Demokra-
tie, dass niemand über dem Gesetz steht, 
weswegen auch ein ehemaliger Staats- 
oder Regierungschef juristisch zur Ver-
antwortung gezogen werden kann, wenn 
er während seiner Amtszeit Rechtsbrüche 
begangen hat. Dafür existieren zahlreiche 
Beispiel. Die meisten liefern Frankreich 
und Italien, ber auch in anderen europäi-
schen Staaten wie Griechenland, Belgien, 
Rumänien, Albanien, Finnland und Polen 
landeten Präsidenten oder Premierminis-
ter vor Gericht.

Bisweilen resultierte die Anklage aus 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
während der Zeit der kommunistischen 
Herrschaft oder der Turbulenzen danach  
– so beispielsweise im Fall von Ion Ilie-
scu, dem früheren Präsidenten Rumäni-
ens, und Czesław Kiszczak, der im Au-
gust 1989 zum polnischen Premierminis-
ter aufstieg. 

Einmal lautete der Vorwurf sogar 
Hochverrat: Der griechische Oberst 
Georgios Papadopoulos, welcher ab Ap-
ril 1967 einer Junta in Athen vorstand 
und nacheinander als Premierminister, 
Vizekönig und Präsident Griechenlands 
fungierte, wurde im Gefolge seines 
Sturzes im November 1973 zum Tode 
verurteilt. Nach der Umwandlung die-
ser Strafe in lebenslange Haft landete 
der Putschist und Diktator im Gefäng-
nis von Korydallos bei Piräus, wo er bis 
August 1996 einsaß.

Sarkozy droht noch immer Haft
Weitere Verbrechen, die man ehemaligen 
Staatenlenkern zur Last gelegt hat, wa-
ren Meineid und Bruch des Amtsgeheim-
nisses – beides zählte vor allem zu den 
„Spezialitäten“ des vielfach vorbestraf-
ten italienischen Ex-Ministerpräsiden-
ten und Unternehmers Silvio Berlusconi. 
Dazu kam als eher seltenes Vergehen die 
Nichtbegleichung von Unterhaltsschul-
de. Das diesbezügliche Strafverfahren 
gegen den einstigen polnischen Regie-
rungschef Kazimierz Marcinkiewicz wur-
de 2022 eröffnet.

Auch sonst ging es vor allem um Geld 
beziehungsweise um Straftaten mit finan-

ziellem Hintergrund wie Bestechung, 
Korruption, Wahlkampfkostenbetrug, 
Steuerhinterziehung, unlauteren Wettbe-
werb, Veruntreuung öffentlicher Mittel 
sowie Amtsmissbrauch in Kombination 
mit Bereicherung. So erhielt der frühere 
französische Staatspräsident Nicolas Sar-
kozy wegen mehrerer solcher Delikte eine 
Haftstrafe ohne Bewährung, deren Antritt 
er momentan noch mit allen Mitteln zu 
verhindern sucht. 

Etwas glimpflicher davon kam Jacques 
Chirac, der zu den Amtsvorgängern Sar-
kozys zählt und 2011 zwei Jahre Haft auf 
Bewährung wegen finanzieller Manipula-
tionen kassierte. Außerdem verurteilte 
ein Pariser Gericht den ehemaligen Pre-
mierminister François Fillon im Mai 2022 
wegen Veruntreuung von Steuergeldern 
zu 375.000 Euro Strafe und vier Jahren 
Haft, davon drei auf Bewährung.

In Italien musste sich Berlusconi auch 
aufgrund diverser Finanzdelikte vor Ge-
richt verantworten, seit er 1992 wegen 
Schmiergeldzahlungen, gefälschte Bilan-

zen und illegale Parteispenden erstmals 
ins Blickfeld der Staatsanwaltschaften 
von Turin und Rom geraten war. Am Ende 
brachte es der „Cavaliere“ auf nicht weni-
ger als sechs Verurteilungen und etliche 
weitere Anklagen, wobei die daraus resul-
tierenden Prozesse allesamt mit seinem 
Tode im Juni 2023 endeten.

Vom gleichen Kaliber wie Berlusconi 
war Bettino Craxi, der von 1983 bis 1987 
als Ministerpräsident Italiens amtierte: Er 
wurde zwischen 1996 und 1999 sechs Mal 
wegen Korruption und ähnlicher Delikte 
verurteilt, woraus sich eine stattliche Ge-
samtfreiheitsstrafe von mehr als 28 Jah-
ren ergab. 

Bettino Craxi setzte sich einfach ab
Zu den übrigen Staatsmännern, die aus 
ähnlichen Gründen Geld- oder Bewäh-
rungsstrafen erhielten, zählten der belgi-
sche Premier Paul Vanden Boeynants und 
der finnische Ministerpräsident Johannes 
Sukselainen. Ersterer hatte Betrug began-
gen und Letzterer die von ihm geleitete 

staatliche Volkspensionsanstalt um 343 
Millionen Finnmark ärmer gemacht.

Die im Einzelnen verhängten Frei-
heitsstrafen mit und ohne Bewährung be-
liefen sich auf wenige Monate bis knapp 
sechs Jahre pro Urteil. Darüber hinaus 
wurden – wie im Fall von Fillon – Geld-
bußen in oft sehr beträchtlicher Höhe ver-
hängt. Und dann war da noch das Tauzie-
hen um eine Strafe für Berlusconi: Anfang 
Mai 2013 erklärte das Mailänder Beru-
fungsgericht den früheren Premier zum 
wiederholten Male der Steuerhinterzie-
hung für schuldig und verurteilte ihn zu 
vier Jahren Freiheitsentzug, wovon es 
unter Berufung auf ein Gesetz zur Straf-
ermäßigung aus dem Jahr 2006 drei Jahre 
erließ. 

Nach längerem Hin und Her brauchte 
Berlusconi dann auch die einjährige Rest-
haft nicht abzusitzen. Stattdessen musste 
er nur gemeinnützige Arbeit leisten und 
sich vom April 2014 bis März 2015 in einer 
Senioreneinrichtung der Fondazione Isti-
tuto Sacra Famiglia in Cesano Boscone 

um Demenzpatienten kümmern. Doch 
manchmal entkamen die Delinquenten 
ihrer wohlverdienten Strafe sogar ganz. 

So setzte sich Craxi im Mai 1994 
nach Tunesien ab, wo er unter dem 
Schutz des Diktators und notorischen 
Kleptokraten Zine el-Abidine Ben Ali 
stand. Im Januar 2000 starb der in Ab-
wesenheit verurteilte Craxi dann im tu-
nesischen Badeort Hammamet, ohne 
jemals auch nur einen einzigen Tag im 
Gefängnis verbracht zu haben. Ebenso 
konnte sich Berlusconi über nicht weni-
ger als sieben Freisprüche wegen der 
Verjährung seiner Bilanzfälschungen, 
Richterbestechungen und Schmiergeld-
zahlungen freuen. 

Angesichts dessen sollten bei denen, 
welche anstreben, deutsche Politiker für 
ihr Regierungshandeln oder sonstige Ta-
ten juristisch zur Verantwortung zu zie-
hen, die Alarmglocken schrillen: Zu langes 
und generöses Abwarten könnte eine 
Strafverfolgung behindern, wenn nicht 
gar vollkommen unmöglich machen. 
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JUSTIZ

Die Welt könnte schon bald ein noch dys-
topischerer Ort sein als heute schon. Wie 
die „New York Times“ kürzlich meldete, 
plant das US-Unternehmen Albedo Space 
den Einsatz von Überwachungssatelliten, 
deren Kameras eine Auflösung von zehn 
Zentimetern haben. Möglich machen dies 
technische Neuerungen sowie relativ 
niedrige Umlaufbahnen zwischen 250 und 
400 Kilometern.

Der Start der ersten von insgesamt 
24 Satelliten soll 2025 erfolgen. Daten-
schützer wie Jennifer Lynch von der in 
San Francisco ansässigen Nichtregie-
rungsorganisation Electronic Frontier 
Foundation (EFF) glauben, dass dann 

auch eine Gesichtserkennung aus dem All 
auf der Tagesordnung stehen werde, weil 
es Albedo Space sicher gelinge, die Auf-
lösung noch weiter zu steigern. Im Ge-
gensatz zu festinstallierten Kameras auf 
der Erde hätte dann niemand mehr die 
Chance, sich dieser Form der Bespitze-
lung zu entziehen. Damit drohe das Ende 
jeglicher Privatsphäre, da die US-Regie-
rungsbehörden sicher ständig auf die Au-
gen im Kosmos zugriffen.

Dahingegen verteidigte der Albedo-
Space-Chef Topher Haddad die Pläne sei-
ner Firma, indem er betonte, man sei sich 
der Probleme durchaus bewusst, um dann 
sofort die Vorteile der Satelliten auf dem 

Gebiet des „investigativen Datenjourna-
lismus“ anzupreisen. Außerdem, so Had-
dad, erlaube das System eine effektivere 
Katastrophenhilfe und allerlei weitere zi-
vile Aktivitäten, „die sicherstellen, dass 
wir die Welt verbessern, in der wir leben“.

US-Geheimdienste schon im Boot
Tatsächlich jedoch kooperiert Albedo 
Space längst mit dem US-Militär, Rüs-
tungsunternehmen und Kapitalgebern 
für militärisch-geheimdienstlich nutzba-
re Projekte. Zu den Investoren, welche 
bislang fast 100 Millionen US-Dollar zur 
Verfügung gestellt haben, gehören Shield 
Capital, Booz Allen Ventures und die Al-

lianz Breakthrough Energy. Letztere 
wurde von Bill Gates gegründet und ver-
folgt offiziell nur das Ziel der Reduzie-
rung von „Treibhausgas“-Emissionen. 
Mit im Boot sind hier auch der Amazon-
Gründer Jeffrey Bezos, George Soros und 
weitere US-Milliardäre.

Aufschlussreich ist darüber hinaus, 
dass im Aufsichtsrat von Albedo Space 
ehemalige Direktoren des US-Auslands-
geheimdienstes CIA und der National 
Geospatial-Intelligence Agency (NGA) 
sitzen. Dazu kommen Partnerschaftsver-
träge mit der Luftwaffe der Vereinigten 
Staaten beziehungsweise deren Geheim-
dienst National Air and Space Intelligence 

Center (NASIC) sowie dem National Re-
connaissance Office (NRO), dem die Be-
treuung des militärischen Satellitenpro-
gramms der USA obliegt. So interessieren 
sich all diese Institutionen auch sehr für 
die Fortschritte von Albedo Space auf 
dem Gebiet der Infrarot-Überwachung 
bei Nacht.

Ungeachtet dessen teilte die Bundes-
regierung auf eine parlamentarische An-
frage der FDP-Fraktion, wie sie der Ge-
fahr der Verletzung der Persönlichkeits-
rechte durch hochauflösende US-Satelli-
tenkameras begegnen wolle, nur lapidar 
mit, sie sehe beim derzeitigen Stand der 
Technik „keinen Handlungsbedarf“.  W.K.

TECHNOLOGIE

Ein neue Stufe der Überwachung
Innovation aus den USA verfeinert die Satellitenbeobachtung in nie gekannter Weise – Berlin sieht „keinen Handlungsbedarf“

Kämpft noch immer gegen eine Gefängnisstrafe: Frankreichs Ex-Präsident Sarkozy vergangenen Februar in einem Pariser Gerichtsgebäude Foto: ddp images/ABACAPRESS

Ein hohes Staatsamt schützt  
vor Strafe nicht ...

... auch wenn sie erst nach Amtszeitende verhängt wird: Eine ganze Reihe europäischer Staats-  
und Regierungschefs landete vor Gericht – und manche sogar im Gefängnis 



VON UWE HAHNKAMP

Z um Geburtstag des in Allenstein 
geborenen, weltweit bekannten 
Architekten Erich Mendelsohn 
(1887–1953) am 21. März trafen 

sich für zwei Tage Experten verschiede-
ner Fachgebiete im Erich-Mendelsohn-
Lyzeum der bildenden Künste in Allen-
stein, um über „Erich Mendelsohns archi-
tektonisches Erbe auf seinem Weg auf die 
Liste des Weltkulturerbes der UNESCO“ zu 
diskutieren.

Zur ihrer dritten Tagung nach Statio-
nen in Berlin und Haifa wollten die Ken-
ner der Bauten Mendelsohns aus ver-
schiedenen Ländern, die sich in der Erich-
Mendelsohn-Initiative zusammengefun-
den haben, zum Geburtstag des Architek-
ten an die Quelle seiner Inspiration zu-
rück. „Wir danken der Kulturgemein-
schaft ,Borussia‘ in Allenstein und der 
polnischen Sektion des ICOMOS für die 
Organisation an dem Ort, an dem Men-
delsohn sein Erstlingswerk, das Haus der 
Waschungen Beth Tahara auf dem jüdi-
schen Friedhof in Allenstein, geschaffen 
hat“, so Jörg Haspel, Architekt und lang-
jähriger Denkmalpfleger von Hamburg 
und Berlin sowie lange Zeit Vorsitzender 
von ICOMOS Deutschland.

ICOMOS steht für den International 
Council on Monuments and Sites, kurz 
Weltdenkmalrat. Dieses Expertengremi-
um wurde mit der Welterbekonvention 
der UNESCO geschaffen, um diese bei Fra-
gen der Nomination und der Prüfung von 
Vorschlägen zu beraten, aber auch in Kri-

sen- und Konfliktfällen Schaden von Stät-
ten des Weltkulturerbes abzuwenden. Ei-
nige Personen aus dieser weltweit tätigen 
Organisation haben sich der Erich-Men-
delsohn-Initiative angeschlossen, um den 
Eintrag seines architektonischen Erbes in 
die Liste des Weltkulturerbes zu forcie-
ren. Denn im Gegensatz zu anderen be-
kannten Architekten wie Le Corbusier 
oder Frank Lloyd Wright ist Mendelsohn 
dort noch nicht vertreten. 

„Schon vor 20 Jahren wurde überlegt, 
den Einsteinturm in Potsdam für die Liste 
vorzuschlagen. Das war zu früh“, meint 
Haspel, der als Denkmalpfleger in Berlin 
mit vielen Werken Mendelsohns zu tun 
hatte, „vor etwa vier Jahren wollten wir 
diesen Impuls wieder aufnehmen, weil ein 
so berühmter Architekt auf der Liste nicht 
fehlen darf.“ Jetzt soll eine Serie von Bau-
werken in die Liste aufgenommen werden 
soll. Ein Vorschlag, der bei vielen Mendel-

sohn-Enthusiasten auf der ganzen Welt 
offene Türen einrannte und für Rückmel-
dungen und Vorschläge sorgte. Die Initia-
tive war geboren, und viele ihrer Vertreter 
waren in Allenstein dabei.

Der Weg zum Antrag
Wichtig war in Allenstein ein Spaziergang 
auf den Spuren Mendelsohns – sein Gym-
nasium, sein Elternhaus, Spuren jüdi-
schen Lebens in der Stadt, vor allem aber 

seine Beth Tahara, das heutige Mendel-
sohnhaus, um das sich seit 2005 die Kul-
turgemeinschaft „Borussia“ kümmert. 
Das Bauwerk erfüllt viele Bedingungen, 
welche die UNESCO an nominierte Gebäu-
de stellt: außerordentlicher Wert, Authen-
tizität, Erhaltung sowie Integrität. 

„Wo kann man besser starten als beim 
Erstlingswerk?“, fragte Haspel rhetorisch, 
„dazu gibt es in Breslau und Gleiwitz auf 
dem Gebiet Polens noch seine zwei Kauf-
häuser Petersdorff und Weichmann. Dar-
um könnten sich weitere Gebäude grup-
pieren.“ Wie viele Gebäude es letztend-
lich werden, ist noch nicht ganz klar. 

Es sollte aber, da sind sich die Kenner 
des Werks von Mendelsohn einig, ein 
überzeugendes Set werden, welches das 
komplizierte Leben und Werk des Archi-
tekten in über einem Dutzend Ländern 
auf mehreren Kontinenten abbildet. Ne-
ben Bauwerken in der Republik Polen, der 
Bundesrepublik, Israel und den USA wol-
len sie auch Bauten in Großbritannien, 
vor allem Mendelsohns Werk in Bexhill-
on-Sea, für eine Kandidatur unter die Lu-
pe nehmen. 

Der Weg zum Eintrag in die Liste des 
Weltkulturerbes der UNESCO ist nach 
Haspels Erfahrung noch weit, bei Berliner 
Vorschlägen hat es bis zu 20 Jahre gedau-
ert. Die Erich-Mendelsohn-Initiative ist in 
der fachlichen und wissenschaftlichen 
Vorbereitungsphase, die etwa 2028 abge-
schlossen sein soll. Sein Rat an sich selbst 
und seine Kollegen ist daher: „Man 
braucht einen langen Atem. Das ist nichts 
für schnelle und überhitzte Aktionen.“
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BAUKULTUR

Erich Mendelsohn in den Blick gerückt 
Konferenz in Allenstein: Das Werk des ostpreußischen Architekten soll einen würdigen Platz auf der UNESCO-Liste erhalten

Liebe Leserinnen und Leser der Preu-
ßischen Allgemeinen Zeitung,
liebe Landsleute und Freunde Ost-
preußens,

seit beinahe 75 Jahren unterstützt die Bru-
derhilfe bedürftige deutsche Landsleute in 
Ostpreußen. Mit Ihrer Hilfe konnten wir in 
dieser Zeit gemeinsam viel Gutes bewir-
ken und manche bittere Not lindern. Im 
Jahr 2024 soll die humanitäre Betreuung 
der Deutschen Volksgruppe, die dringend 
erforderliche Unterstützung für unsere 
Landsleute in der dreigeteilten Heimat, 
fortgesetzt werden. Aus diesem Grunde 
wende ich mich auch heute wieder mit 
einem Aufruf für die Bruderhilfe an Sie.

Das südliche Ostpreußen und das Me-
melland gehören mittlerweile seit 20 Jah-
ren zur Europäischen Union. Trotzdem ist 
das Leid vieler Menschen, gerade auch in 
den ländlichen Gebieten, noch immer sehr 
groß: Hohe Arbeitslosigkeit, schlechte me-
dizinische Versorgung und Altersarmut 
prägen den Alltag. In Zeiten mit hoher In-
flation und stark ansteigenden Preisen be-
wegen sich die Renten nahezu unverän-
dert auf einem sehr niedrigen Niveau, viel-
fach unterhalb des Existenzminimums. 
Immer wieder gehen daher Hilferufe von 
bedürftigen Landsleuten bei uns ein. Ein 

besonderes Augenmerk der Landsmann-
schaft Ostpreußen richtet sich auf die 
„Wolfskinder“, die am Ende des Zweiten 
Weltkrieges von ihren Familien getrennt 
worden sind. Viele von ihnen wurden von 
Litauern aufgenommen; etliche verloren 
ihre deutsche Identität. 

Erst zu Beginn der 1990er Jahre konn-
ten sie sich im Verein „Edelweiß-Wolfskin-
der“ zusammenfinden. Materielle Hilfe 
und ideeller Beistand haben hier einen 
ganz besonderen Stellenwert. Wir versu-
chen allen in der Heimat lebenden Lands-
leuten eine Perspektive und neue Hoff-
nung zu geben. In Zeiten der Kriege in der 
Ukraine sowie im Nahen Osten und ange-
sichts der anhaltenden großen Flücht-
lingsströme wird die Situation der Deut-
schen in Ostpreußen von unseren Medien 
schon lange nicht mehr wahrgenommen. 
Ihre Not ist daher einer breiten Öffentlich-
keit nicht bekannt. Unser Ziel muss es sein, 
den deutschen Landsleuten in der ost-
preußischen Heimat das Gefühl zu geben, 
dass sie nicht vergessen sind. 

Die Bruderhilfe wird helfen, solange 
Hilfe notwendig ist
Ich bitte Sie daher heute persönlich: Hel-
fen Sie durch Ihren Beitrag mit, dass wir 
unsere humanitäre grenzüberschreitende 

Arbeit weiter fortsetzen und armen Lands-
leuten zu mehr Lebensqualität verhelfen 
können. Jede noch so kleine Spende hilft. 
Jedes Vermächtnis liefert einen wichtigen 
Beitrag, ist eine Brücke der Menschlichkeit 
in die Heimat. Deutsche helfen Deutschen, 
Ostpreußen unterstützen heimatverblie-
bene Ostpreußen. 

Unsere Heimatkreisgemeinschaften 
und ihre ehrenamtlichen Helfer gewähr-
leisten, dass Ihre Spende direkt und ohne 
bürokratischen Aufwand bei den Arbeits-
losen, den Alten, Kranken und Behinder-
ten, den Notleidenden und den kinderrei-
chen Familien ankommt.

Allen Spendern sage ich ein herzliches 
Dankeschön!

Wir geben Ostpreußen Zukunft.

 
Stephan Grigat
Rechtsanwalt und Notar
Sprecher der  
Landsmannschaft Ostpreußen

Spendenaufruf für die Bruderhilfe
Die Not der bedürftigen deutschen Landsleute in Ostpreußen geht uns alle an  – helfen Sie jetzt!

SOZIALPROJEKTE

Wenn Sie helfen möchten, überweisen Sie Ihre Zuwendung bitte auf das Konto  
der Landsmannschaft Ostpreußen – Bruderhilfe e.V. bei der Commerzbank AG,  
IBAN: DE03 2004 0000 0630 2871 00, BIC: COBADEFFXXX

Kontakt: Landsmannschaft Ostpreußen – Bruderhilfe e.V., Peter Wenzel, Buchtstr. 4, 
22087 Hamburg, Tel. 040-414008-25, Fax 040-414008-19, wenzel@ostpreussen.de

Vortrag über Beth Tahara (Haus der Waschungen): Mendelsohns Erstlingswerk auf dem jüdischen Friedhof in Allenstein Foto: U.H.
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ZUM 101. GEBURTSTAG
Montro, Hildegard, geb. Selm-
bek, aus Magdalenz, Kreis Neiden-
burg, am 26. April

ZUM 100. GEBURTSTAG
Pradler, Erwin, aus Pregelswalde, 
Kreis Wehlau, am 30. April

ZUM 98. GEBURTSTAG
Herrmann, Ruth, geb. Metzdorf, 
aus Moneten, Kreis Treuburg, am 
26. April
John, Gotthard, aus Moithienen, 
Kreis Ortelsburg, am 29. April
Neumann, Gertrud, aus Langen-
dorf, Kreis Wehlau, am 27. April
Neumann, Ruth, geb. Schiller, 
aus Heinrichswalde, Kreis Elchnie-
derung, am 29. April

ZUM 97. GEBURTSTAG
Baltruschat, Hanni, geb. Bloch, 
aus Wilhelmshof, Kreis Ortels-
burg, am 26. April
Dworrak, Heinz, aus Kleschen, 
Kreis Treuburg, am 27. April
Lask, Ruth, aus Reuß, Kreis Treu-
burg, am 30. April
Locke, Gerda, geb. Hensel, aus 
Friedrichshof, Kreis Preußisch Ey-
lau, am 29. April
Obermüller, Eva, geb. Wolff, aus 
Wehlau, am 27. April
Schmidt, Gerda, geb. Roh- 
mann, aus Lissau, Kreis Lyck, am 
2. Mai
Volkmann, Sieglinde, aus Treu-
burg, am 27. April

ZUM 96. GEBURTSTAG
Brunckhorst, Erna, geb. Tomu-
schat, aus Kuckerneese, Kreis 
Elchniederung, am 2. Mai
Dornbusch, Hildegard, geb. Mey-
höfer, aus Seedranken, Kreis Treu-
burg, am 1. Mai
Garreis, Ilse, geb. Müller, aus 
Schnellwalde, Kreis Mohrungen, 
am 27. April
Kanngießer, Johannes Karl, aus 
Tapiau, Kreis Wehlau, am 29. April

Kröger, Charlotte, geb. Dworak, 
aus Skomanten, Kreis Lyck, am 
28. April
Lewandowski, Eva, geb. Tomu-
schat, aus Kuckerneese, Kreis 
Elchniederung, am 2. Mai
Link, Manfred, aus Eydtkau, Kreis 
Ebenrode, am 29. April
Openkowski, Ruth, geb. Jedams-
ki, aus Gimmendorf, Kreis Nei-
denburg, am 2. Mai
Pacyna, Dr. Hasso, aus Wehlau, 
am 29. April
Wrobbel, Werner, aus Treuburg, 
am 1. Mai

ZUM 95. GEBURTSTAG
Kunz, Martha, geb. Gentz, aus 
Soffen, Kreis Lyck, am 2. Mai
Lagershausen, Eva, geb. Na- 
gaitschik, aus Goldenau, Kreis 
Lyck, am 27. April
Müller, Helene, geb. Plewka, aus 
Kannwiesen, Kreis Ortelsburg, am 
27. April
Narkus, Paul, aus Robkojen, Kreis 
Tilsit-Ragnit, am 27. April
Sieling, Irmgard, geb. Abraham, 
aus Motitten, Kreis Mohrungen, 
am 1. Mai

ZUM 94. GEBURTSTAG
Adomeit, Gerhard, aus Ackeln, 
Kreis Elchniederung, am 27. April
Breuksch, Erwin, aus Köthen, 
Kreis Wehlau, am 28. April
Brodowski, Siegfried, aus Giesen, 
Kreis Lyck, am 29. April
Fröhlich, Waltraud, geb. Kromat, 
aus Baringen, Kreis Ebenrode, am 
27. April
Godzieba, Helmut, aus Klaussen, 
Kreis Lyck, am 1. Mai
Jahnert, Heinz, aus Gutenborn, 
Kreis Lyck, am 26. April
Krebs, Anna, geb. Dombrowski, 
aus Mulden, Kreis Lyck, am 1. Mai
Pointinger, Xaver, aus Schönrade, 
Kreis Wehlau, am 1. Mai
Rothweiler, Irmgard, geb. Ku-
nick, aus Prostken, Kreis Lyck, am 
28. April

ZUM 93. GEBURTSTAG
Ilsinitz, Lieselotte, geb. Kappus, 
aus Hollenau, Kreis Ebenrode, am 
27. April
Judtka, Siegfried, aus Lyck, am 
30. April

Kruska, Elfriede, geb. Kolpatzek, 
aus Puppen, Kreis Ortelsburg, am 
1. Mai
Obalicha, Christel, geb. Dalchau, 
aus Neusorge/Kuckerneese, Kreis 
Elchniederung, am 30. April
Schnittka, Horst, aus Rhein/Rü-
benzahl, Kreis Lötzen, am 30. April

ZUM 92. GEBURTSTAG
Hackel, Ursula, geb. Wittösch, 
aus Kuckerneese, Kreis Elchniede-
rung, am 29. April
Jarchow, Irmgard, geb. Kowal-
zik, aus Nußdorf, Kreis Treuburg, 
am 26. April
Knuth, Helga, geb. Poeck, aus 
Wehlau, am 30. April
Pfeffer, Christa, geb. Lüpke, aus 
Pregelswalde, Kreis Wehlau, am 
27. April
Pienka, Gerhard, aus Grünflur, 
Kreis Ortelsburg, am 29. April
Schäfer, Christel, geb. Feuersen-
ger, aus Lyck, Kaiser-Wilhelm-
Straße 70, am 26. April
Smiejkowski, Wanda, geb. Perni-
ak, aus Soldau, Kreis Neidenburg, 
am 29. April
Ziemer, Artur, aus Biothen, Kreis 
Wehlau, am 30. April

ZUM 91. GEBURTSTAG
Feind, Christel, geb. Krahn, aus 
Langheide, Kreis Lyck, am 26. April
Gertulla, Gerhard, aus Moithie-
nen, Kreis Ortelsburg, am 29. April
Graumann, Inge, geb. Sadowski, 
aus Lyck, Kaiser-Wilhelm-Stra-
ße 17, am 29. April
Holtmann, Erika, geb. Radzio, 
aus Treuburg, am 1. Mai
Holzheier, Gerda, geb. Müller, 
aus Schloßbach, Kreis Ebenrode, 
am 30. April
Klatt, Anneliese, geb. Schulz, aus 
Tapiau, Kreis Wehlau, am 30. April
Klittmann, Gertraud, geb. Skib-
be, aus Ortelsburg, am 28. April
Nitsche, Ursula, geb. Neumann, 
aus Tenkitten, Kreis Fischhausen, 
am 29. April

ZUM 90. GEBURTSTAG
Bauer, Siegfried, aus Woinassen, 
Kreis Treuburg, am 27. April
Baumann, Gerda, geb. Liedtke, 
aus Reichertswalde, Kreis Moh-
rungen, am 30. April

Bednarczyk, Ilse, geb. Roehr, aus 
Neukirch, Kreis Elchniederung, am 
30. April
Bercz, Christianna, geb. Danow-
ski, aus Fronicken, Kreis Treuburg, 
am 1. Mai
Brünner, Hannelore, geb. Grieb-
ner, aus Neukirch, Kreis Elchnie-
derung, am 30. April
Dronsek, Dr. Gerhard, aus Hen-
nenberg, Kreis Lyck, am 30. April
Jach, Wally, geb. Litzbarski, aus 
Stobingen, Kreis Elchniederung, 
am 26. April
Kalinka, Ingrid, geb. Gronau, aus 
Legehnen, Kreis Fischhausen, am 
2. Mai
Klauß, Edith, geb. Trinogga, aus 
Seedorf, Kreis Lyck, am 30. April
Krauss, Margarete, geb. Strupat, 
aus Pregelswalde, Kreis Wehlau, 
am 1. Mai
Meyn, Kurt, aus Reuß, Kreis Treu-
burg, am 27. April
Niklas, Evamarie, geb. Danowski, 
aus Fronicken, Kreis Treuburg, am 
1. Mai
Potschadly, Elisabeth, geb. Wari-
as, aus Lindenort, Kreis Ortels-
burg, am 27. April
Priwall, Heinz, aus Frischenau, 
Kreis Wehlau, am 2. Mai
Schlegel, Erika, aus Moschnen, 
Kreis Treuburg, am 29. April
Schorler, Helene, geb. Thater, 
aus Rosenau, Kreis Mohrungen, 
am 29. April
Vocke, Traute, geb. Skiendziel, 
aus Kölmersdorf, Kreis Lyck, am 
29. April
Zilch, Hannelore, geb. Fischer, 
aus Mogahnen, Kreis Fischhausen, 
am 1. Mai

ZUM 85. GEBURTSTAG
Brockmann, Reinhard, aus Wei-
ßensee, Kreis Wehlau, am 26. April

Brzoska, Helmut, aus Frankenau, 
Kreis Neidenburg, am 27. April
Dwek, Erika Marta, geb. Mlo-
doch, aus Narzym, Kreis Neiden-
burg, am 1. Mai
Friz, Gerda, geb. Jonas, aus Groß-
lenkenau, Kreis Tilsit-Ragnit, am 
29. April
Glüsen, Gerda, geb. Schwan, aus 
Sorbehnen, Kreis Mohrungen, am 
2. Mai
Hanschmann, Brigitte, geb. Sten-
zel, aus Königsberg, am 1. Mai
Heisig, Christa, geb. Nachtegal, 
aus Landsberg, Kreis Preußisch Ey-
lau, am 30. April
Herres, Edith, geb. Janz, aus Alt-
schanzenkrug, Kreis Elchniede-
rung, am 29. April
Jondral, Dieter-Heinz, aus  
Ebendorf, Kreis Ortelsburg, am 
28. April
Karwowski, Ingrid, geb. Dopat-
ka, aus Wilhelmshof, Kreis Ortels-
burg, am 29. April
Laser, Karl-Heinz, aus Eichensee, 
Kreis Lyck, am 30. April
Marzian, Horst, aus Keipern, 
Kreis Lyck, am 29. April
Mittelstädt, Heinrich, aus Stet-
tenbach, Kreis Lyck, am 1. Mai
Mittelstädt, Maria, geb. Mar-
kowska, aus Stettenbach, Kreis 
Lyck, am 1. Mai
Naujeck, Gerhard, aus Gowarten, 
Kreis Elchniederung, am 1. Mai
Naujeck, Rudi, aus Gowarten, 
Kreis Elchniederung, am 1. Mai
Rotthoff, Elfriede, geb. Gar-
brecht, aus Zapfengrund, Kreis 
Ebenrode, am 27. April
Saborowski, Dieter, aus Satti-
cken, Kreis Treuburg, am 30. April
Schokolowski, Ernst, aus Glin-
ken, Kreis Lyck, am 26. April
Schulewski, Gertrude, geb. 
Wendling, aus Martinshöhe, Kreis 
Lyck, am 1. Mai

Specht, Doris, geb. Torkler, aus 
Kölmersdorf, Kreis Lyck, am 
30. April
Stoll, Lothar, aus Hoch- 
dünen, Kreis Elchniederung, am 
26. April
Vogt, Sigrid, geb. Hollack, aus 
Fronicken, Kreis Treuburg, am 
29. April

ZUM 80. GEBURTSTAG
Fiedler, Gisela, aus Mulden, Kreis 
Lyck, am 1. Mai
Högl, Hans-Werner, aus Palmni-
cken, Kreis Fischhausen, am 
27. April
Keuchel, Siegfried, aus Fittigs-
dorf, Kreis Allenstein, am 23. April
Klink, Irmgard, geb. Meißner, aus 
Schwalg, Kreis Treuburg, am 
26. April
Mallasch, Friedhelm, aus Dor-
schen, Kreis Lyck, am 26. April
Nebel, Gerlinde, geb. Raulin, aus 
Wiesenfelde, Kreis Treuburg, am 
29. April
Reiprich, Ursula, geb. Mrotzek, 
aus Schnippen, Kreis Lyck, am 
29. April
Thiel, Roland, aus Gauleden, 
Kreis Wehlau, am 28. April
Tiemann, Walburga, geb. Kle-
mens, aus Ansorge, Kreis Elchnie-
derung, am 26. April

ZUM 75. GEBURTSTAG
Grabowski, Gerd, aus Sechshu-
ben, Kreis Wehlau, am 26. April
Henke, Ernst-August, aus  
Schloßbach, Kreis Ebenrode, am 
1. Mai
Sadowski, Gerhard, aus Schalen-
see, Kreis Lötzen, am 27. April
Stüben, Adelgard, geb. Schwit-
tek, aus Herzogsmühle, Kreis 
Treuburg, am 2. Mai

Werden Sie persönliches Mitglied der Landsmannschaft Ostpreußen

Ostpreußen benötigt eine star-
ke Gemeinschaft, jetzt und 
auch in Zukunft. 

Die persönlichen Mitglieder 
kommen wenigstens alle drei 
Jahre zur Wahl eines Dele-
gierten zur Ostpreußischen 
Landesvertretung (OLV), der 
Mitgliederversammlung der 
Landsmannschaft Ostpreußen, 
zusammen. Jedes Mitglied hat 
das Recht, die Einrichtungen 
der Landsmannschaft und ihre 

Unterstützung in Anspruch zu 
nehmen.  
Sie werden regelmäßig über die 
Aktivitäten der Landsmann-
schaft Ostpreußen e.V. infor-
miert und erhalten Einladun-
gen zu Veranstaltungen und Se-
minaren der LO. Ihre Betreuung 
erfolgt direkt durch die Bundes-
geschäftsstelle in Hamburg. 

Der Jahresbeitrag beträgt zur-
zeit 60,- Euro. Den Aufnahme-
antrag können Sie bequem auf 

der Internetseite der Lands-
mannschaft – www.ostpreus-
sen.de – herunterladen. Bitte 
schicken Sie diesen per Post an: 

Landsmannschaft Ostpreußen  
Herrn Bundesgeschäftsführer 
Dr. Sebastian Husen  
Buchtstraße 4  
22087 Hamburg

Auskünfte erhalten Sie unter 
Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

Glückwünsche an: 

Angela Selke  
Telefon (040) 4140080 
E-Mail: selke@paz.de 

Wir gratulieren …

Zusendungen für die Ausgabe 19/2024

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimat-Seiten der 
Ausgabe 19/2024 (Erstverkaufstag 10. Mai) bis spätestens 
Dienstag, den 30. April, an die Redaktion der PAZ: 
E-Mail: rinser@paz.de, Fax: (040) 41400850 oder postalisch: 
Preußische Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg 

Hinweis

Alle auf den Seiten 
„Glückwünsche“ und 
„Heimat“ abgedruckten 
Glückwünsche, Berichte 
und Ankündigungen werden 
auch ins Internet gestellt. 
Der Veröffentlichung kön-
nen Sie jederzeit widerspre-
chen. 
Landsmannschaft Ostpreu-
ßen e.V., Buchtstraße 4, 
22087 Hamburg,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

ANZEIGE

Landsmannschaft Ostpreußen –  
Termine 2024

19. bis 21. April: Kultursemi-
nar in Helmstedt 
1. Juni: Ostpreußentreffen in 
Wolfsburg 
22. Juni: Ostpreußisches 
Sommerfest in Heilsberg 
20. bis 22. September: Ge-
schichtsseminar in Helmstedt 
7. bis 13. Oktober: Werkwo-
che in Helmstedt 
1. November: Arbeitstagung 
der Landesgruppenvorsitzen-
den in Wuppertal (gT) 

2. November: Mitgliederver-
sammlung der LO-Bruderhil-
fe e.V. in Wuppertal (gT) 
2. und 3. November: Ostpreu-
ßische Landesvertretung in 
Wuppertal (gT)  
 
Auskünfte bei der Landsmann-
schaft Ostpreußen-Bundesge-
schäftsstelle, Buchtstraße 4, 
22087 Hamburg,  
Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de



Vorsitzender: Christoph Stabe,  
Ringstraße 51a, App. 315, 85540 
Haar, Tel.: (089)23147021 stabe@
low-bayern.de, www.low-bayern.de

Bayern

 

Fortsetzung der Kontinuität 
Weißenburg – Beim Landesdele-
giertentag konnte Landesvorsit-
zender Stabe sieben neue Mitglie-
der begrüßen, die uns in den ersten 
drei Monaten des Jahres 2024 ihr 
Vertrauen schenkten. Wir freuen 
uns über die neuen Mitglieder und 
die gemeinsame Arbeit für Ost-
preußen.

Verabschiedet wurde Landes-
kulturreferent Dr. Jürgen Danow-
ski, der zehn Jahre den Kulturbe-
reich leitete. Er hat die Landeskul-

turtage im Kulturzentrum Ost-
preußen in Ellingen eingeführt, 
und zwar in Absprache mit dem 
ehemaligen Direktor Wolfgang 
Freyberg, der dann seinerseits ei-
nen Kulturtag des Kulturzentrums 
ausrichtet. So konnten den Mit-
gliedern und an Ostpreußen Inter-
essierten zwei Mal im Jahr hoch-
karätige Vortragsreihen geboten 
werden. Diese Tradition führt der 
jetzige Direktor des Kulturzent-
rums Gunther Dehnert mit unse-
rem neuen Kulturreferenten Wolf-
gang Freyberg weiter. Auch die 
Landeskulturfahrten, die Danow-
ski organisierte, werden fortge-
führt. Geplant ist bereits eine 
Fahrt nach Lüneburg zur Kantaus-
stellung im Ostpreußischen Lan-
desmuseum im Sommer dieses 
Jahres.

Zeitlich mit der Landeskultur-
tagung im Kulturzentrum Ost-

preußen verbunden wurde der 
Landesdelegiertentag, der turnus-
mäßig alle zwei Jahre ansteht – 
oder vielmehr anstand, muss man 
jetzt sagen, denn die diesbezügli-
che Satzungsänderung wurde nun 
mehrheitlich beschlossen. 

Die Amtszeit des Landesvor-
standes wurde von zwei auf drei 
Jahre verlängert; Hintergrund sind 
neben den hohen Kosten, die ein 
einziger Delegiertentag verur-
sacht, vor allem auch die langen 
Planungszeiträume für Projekte 
und Fördermaßnahmen, mit denen 
sich nicht „alle naselang“ eventu-
elle neue Vorstandsmitglieder her-
umschlagen sollen. Auf diese Wei-
se entspannt sich die Arbeitsatmo-
sphäre für unsere ausschließlich 
ehrenamtlich tätigen Vorstände 
spürbar, was sicherlich auch der 
Arbeitsqualität zugutekommen 
wird.

Bei den Neuwahlen blieb die 
alte Mannschaft im Wesentlichen 
erhalten; der bisherige Vorstand 
wurde einstimmig wiedergewählt. 
Neu im Landesvorstand ist Wolf-
gang Freyberg, der langjährige Di-
rektor des Kulturzentrums Ost-
preußen, der Jürgen Danowski als 
Landeskulturreferent ablöst und 
Gabriela Blank, die hauptberuflich 
bei der Bezirksregierung in Ans-
bach die Städtepartnerschaften 
des Bezirks Mittelfranken mit der 
Region Pommern, West- und Ost-
preußen koordiniert. Auch Danow-
ski wurde nicht aus der Verantwor-
tung entlassen, sondern bleibt 
dem Vorstand als Mitglied erhal-
ten. Rainer Claaßen und 
 Christoph Stabe

Stellv. Vorsitzender: Gerd-Hel-
mut Schäfer, Rosenweg 28,  
61381 Friedrichsdorf, Telefon 
(0170) 3086700

Hessen

 
 
Sprüche und Weisheiten
Kassel – Donnerstag, 2. Mai, 
15  Uhr, Landhaus Meister, Fulda-
talstraße 140: Treffen der Lands-
mannschaft Ost- und Westpreu-
ßen, Kreisgruppe Kassel zum The-
ma „Hausinschriften und Redens-
arten unserer Altvorderen. Sprü-
che und Weisheiten aus Ost und 
West.“   Gerhard Landau

Kuno Kutz wiedergewählt
Wetzlar – Im Rahmen der diesjäh-
rigen Jahreshauptversammlung 
hat der Bund der Vertriebenen 
(BdV) in Wetzlar seinen Vorstand 
gewählt. Kuno Kutz konnte 15 Mit-
glieder und einige Gäste in der 
Stammgaststätte „Matchball“ be-
grüßen. Mit Gerhard König war 
nicht nur ein langjähriges BdV-
Mitglied, sondern auch der Verant-
wortliche der Stadt Wetzlar für die 
„Patenschaft für das Ostdeutsche 
Liedgut“ Teil der Versammlung. 

Michael Hundertmark überbrach-
te die Grüße der Wetzlarer CDU 
und dankte Kutz und dem gesam-
ten Vorstand für das wichtige En-
gagement in der zurückliegenden 
Zeit und freute sich darüber, dass 
er selbst Teil des BdV sein darf.

In seinem Bericht ging Kutz auf 
die Veranstaltungen des zurücklie-
genden Geschäftsjahres ein. Der 
BdV hat eine Fahrt zur Gedenk-
stätte „Point Alpha“ unternom-
men und sich am Originalschau-
platz mit der Deutsch-Deutschen-
Teilung intensiv beschäftigt, was 
für die Teilnehmer sehr interes-
sant gewesen ist. Vor Ort hat der 
Bund der Vertriebenen eine Buch-
vorstellung organisiert, für die 
Mitglieder eine Weihnachtsfeier 
veranstaltet und mit dem „Tag der 
Heimat“ eine erfolgreiche und gro-
ße Veranstaltung anbieten können.

Für das kommende Geschäfts-
jahr ist neben den beliebten Veran-
staltungen „Tag der Heimat“ und 
der Weihnachtsfeier wieder eine 
Tagesfahrt geplant. Diesmal geht 
es zum Altvaterturm in Lehesten.

Im Rahmen der Mitgliederver-
sammlung wurde der Vorstand neu 
gewählt. Kuno Kutz wurde in sei-
ner Funktion als Vorsitzender ein-
stimmig wieder gewählt. Der ge-
schäftsführende Vorstand wird mit 

Michael Hundertmark (Stellver-
tretender Vorsitzender), Gabriele 
Eichenauer (Schatzmeisterin, 
Schriftführerin) und Steffen Eig-
ner (Stellvertretender Schatzmeis-
ter) komplettiert. Ihnen zur Seite 
stehen die Beisitzer Siegfried 
Heidlas, Lydia Kiefel, Christa Kutz, 
Wolfgang Warnat, Frank Stein-
raths und Gerda Weller. 

Herta Bartl schied auf eigenen 
Wunsch aus dem Vorstand aus. 
Kutz dankte ihr für die jahrzehnte-
lange Tätigkeit und wünschte sich 
für den BdV, dass sie weiterhin ak-
tiv im BdV bleibt.  M. Hundertmark

BdV Kreisverbandstag
Wetzlar – Manfred Hüber führt 
weiterhin den Kreisverband Wetz-
lar als Vorsitzender. Im Rahmen 
des diesjährigen Kreisverbandsta-
ges hat der Bund der Vertriebenen 
(BdV) in Wetzlar seinen Vorstand 
neu gewählt.

Hüber konnte 14 stimmberech-
tigte Delegierte und einige Gäste in 
der Stammgaststätte „Matchball“ 
begrüßen. Unter den Gästen war 
auch Michael Hundertmark, der die 
Grüße der Wetzlarer CDU über-
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Fortsetzung auf Seite 16

Gruppenbild mit Damen – so sieht der neue Landesvorstand aus: (von links) Erwin Vollerthun (Kassenprüfer), 
Friedrich Wilhelm Böld (Beisitzer), Christoph M. Stabe (Landesvorsitzender), Rüdiger Stolle, Rainer Claaßen 
(beide stellvertretende Landesvorsitzende), Wolfgang Freyberg (Landeskulturreferent), Gabriela Blank (Bei-
sitzerin), Pia Lingner-Böld (Landesschatzmeisterin), Dr. Jürgen Danowski (Beisitzer); es fehlen Thomas Hür-
länder, Marc Zander und Ralf Loos Foto: Sonja Claaßen

Der BdV-Ortsverband Wetzlar hat den neuen Vorstand gewählt: (von 
links) Gerhard König, Wolfgang Warnat, Christa Kutz, Erich Teichner, 
Kuno Kutz, Gerda Weller, Michael Hundertmark, Gabriele Eichenauer, 
Annerose Heidlas, Siegfried Heidlas Foto: M.H.
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brachte und Hüber und dem gesam-
ten Vorstand für das wichtige Enga-
gement im Bereich der Geschichte 
der Heimatvertriebenen in der zu-
rückliegenden Zeit dankte und sich 
darüber freute, dass er selbst Teil 
des BdV-Vorstandes sein darf.

In seinem Bericht ging Hüber 
auf die Veranstaltungen des zu-
rückliegenden Geschäftsjahres 
ein. Der BdV hat eine Fahrt zur Ge-
denkstätte „Point Alpha“ gemacht 
und sich am Originalschauplatz 
mit der Deutsch-Deutschen-Tei-
lung intensiv beschäftigt. Für die 
Teilnehmer eine sehr interessante 
Fahrt. Vor Ort hat der Bund der 
Vertriebenen eine Buchvorstellung 
organisiert, für die Mitglieder eine 
Weihnachtsfeier veranstaltet und 
mit dem „Tag der Heimat“ eine er-
folgreiche und große Veranstal-
tung anbieten können.

Für das kommende Geschäfts-
jahr ist neben den beliebten Veran-
staltungen „Tag der Heimat“ und 
„Weihnachtsfeier“ wieder eine Ta-
gesfahrt geplant. Diesmal geht es 
zum Altvaterturm in Lehesten. Da-
rüber hinaus ist der BdV-Kreisver-
band auch im Landesverband des 
BdV, auf dem Hessentag in Fritzlar 
und vielen Arbeitsgruppen aktiv.

Im Rahmen des Kreisverbands-
tages wurde der Vorstand neu ge-
wählt. Hüber wurde in seiner 
Funktion als Vorsitzender einstim-
mig wieder gewählt. Der geschäfts-
führende Vorstand wird mit Mi-
chael Hundertmark und Roland 
Jankofsky (Stellvertretende Vorsit-
zende), Kuno Kutz (Schatzmeis-
ter) und Gabriele Eichenauer 
(Schriftführerin) komplettiert. Ih-
nen zur Seite stehen die Beisitzer 
Uwe Bergmann, Lydia Kiefel, Die-
ter Feiler, Christa Kutz, Josef Roth, 
Dirk Peschel, Marion Blaschek und 
Frank Steinraths.

Der Kreisverbandstag klang in 
gemütlicher Runde bei Kaffee und 
Kuchen aus.  M. H.

Niedersachsen

Vorsitzende: Dr. Barbara Loeffke, 
Alter Hessenweg 13, 21335 Lüne-
burg, Tel.: (04131)42684, Schrift-
führer und Schatzmeister: Hilde 
Pottschien, Volgerstraße 38, 21335 
Lüneburg, Tel.: (04131)7684391. 
Bezirksgruppe Lüneburg: Helmut 
E. Papke, Süllweg 7, 29345 Unter-
lüß, Tel.: (05827) 4099850. Be-
zirksgruppe Weser-Ems: Otto v. 
Below, Neuen Kamp 22, 49584 
Fürstenau, Tel.: (05901) 2968
 
 
Ein Leben für Ostpreußen
Am 6. März 2024 ist der langjährige 
Weggefährte der Landsmannschaft 
Ostpreußen und des Bundes der 
Vertriebenen Fritz Folger nach 
kurzer schwerer Krankheit fern 
seiner ostpreußischen Heimat ab-
berufen worden.

Fritz Folger wurde am 28. Feb-
ruar 1936 in Elbing / Ostpreußen 
geboren und verbrachte die ersten 
neun sorglosen Jahre seines Le-
bens auf dem elterlichen Hof in 
Bunden im Kreis Preußisch Hol-
land. Am 21. Januar 1945 ging er mit 
seiner Mutter auf die Flucht, von 
Schlobitten bis in das Ostseebad 
Henkenhagen in Pommern – sein 
Vater war 1944 noch zum Volks-
sturm eingezogen worden. Auf ei-
gene Faust setzten Mutter und 
Sohn sich von Henkenhagen nach 
Kiel zu Verwandten ab, wo sie am 
28. Februar 1945 eintrafen. Von 
dort wurden sie in das Dorf Passa-

de im Kreis Plön verteilt. Durch 
den Suchdienst des Deutschen Ro-
ten Kreuzes fanden sie 1946 den 
Vater wieder, der nach Dänemark 
gelangt und von dort in den Kreis 
Wolfenbüttel / Kreis Gifhorn ent-
lassen worden war. Hier konnte er 
vorübergehend einen kleinen Hof 
bewirtschaften.

Folger wurde am 18. März 1952 
in Wahrenholz im Kreis Gifhorn 
konfirmiert. Nach dem Besuch ei-
ner Handelsschule in Gifhorn 
machte er eine kaufmännische 
Lehre in einem Modehaus. Ein Stu-
dium war ihm aus finanziellen 
Gründen nicht möglich; stattdes-
sen absolvierte er einen Fernlehr-
gang zum „Praktischen Betriebs-
wirt“. Als Buchhalter angefangen, 
war er von 1969 bis 1975 Geschäfts-
führer der Firma Palucki. 1979 
machte er sich mit zwei seiner Kol-
legen (einer anderen Firma) 
selbstständig: Sie gründeten die 
Firma „OGM – Obst, Gemüse, Ma-
schinen“, die Folger bis ins Alter 
von 70 Jahren betrieb.

Außerberuflich widmete er sich 
dem Chorgesang, was mit einer 
„Goldenen Ehrennadel“ gewürdigt 
wurde.

Nachdem seine 1961 geschlos-
senen Ehe, aus der zwei Töchter 
hervorgegangen sind,1992 geschie-
den worden war, heiratete Folger 
im Jahre 2004 erneut, und zwar 
Monika Bötticher, die ihren Na-
men beibehielt.

Nach 27 Jahren, im Jahr 1972, 
sah Folger seine Heimat wieder, 
1977 erneut, wonach es ihm ein 
„Herzensbedürfnis“ wurde, über 
Ostpreußen zu schreiben.

Folgers Flucht und Lebensweg 
ähnelt dem vieler seiner Schick-
salsgefährten, gezeichnet von Ver-

zicht, Hunger und Angst vor dem 
nächsten Tag. Mit großer Energie 
meisterte er sein Leben. Die Liebe 
zur Heimat, zu dem wunderschö-
nen Land am Pregel gaben ihm die 
Kraft für seinen unermüdlichen 
Einsatz für seine Heimat, bis zu 
seinem Tode.

So entstand in mühevoller Ar-
beit eine Ortschronik seines Hei-
matdorfes Bunden zu dessen 
600-jährigem Jubiläum mit 
200 Seiten Text und 100 Bildern. 
1990 zum „Heimatbeauftragten“ 
der Kreisgemeinschaft Preußisch 
Holland bestellt, gründete er „mit 
der den Ostpreußen nachgesagten 
Beharrlichkeit“ im Juli 1991 in der 
Heimat trotz vieler Widerstände 

den „Deutschen Freundschafts-
kreis für die Stadt und den Kreis 
Preußisch Holland“ (DFK). Nach 
weiteren Reisen in den Jahren 1995 
bis 1997 verfasste er den Bildband 
„Preußisch Holland heute – unsere 
Heimat in Bildern“, 320 Seiten 
stark. Es schloss sich an die Chro-
nik über das Kirchspiel Marienfel-
de – nach sechs Wochen harter 
Forschungsarbeit im Geheimen 
Staatsarchiv Preußischer Kultur-
besitz (629 Seiten).

1992 wurde Folger zum Vorsit-
zenden der Ortsgruppe Braun-
schweig der Landsmannschaft 
Ostpreußen gewählt. Ab 2003 war 
er auch Vorsitzender der Bezirks-
gruppe Braunschweig der Lands-
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Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

Mittelworträtsel

Magisch

Mittelworträtsel: 1. Schmerz,  
2. Barkassen, 3. Schmiede, 4. Erlebnis,  
5. Charakter, 6. Geburten, 7. Kaufmann –  
Maibaum 

Magisch: 1. Platane, 2. Stettin,  
3. Unsitte

  U  B   A  R    A   O  G  P  
  M A G R I T T E  N O R M  T R E F F E N
  B U B E  T  K O I  T A E T E R  E  E
 D A S  B E I G E  M A U S  E H E R I N G
  U R T E I L  L  E  S T A R K  E F E U
   I   L A E N G S T  E   E N G E L S
  S T A U B  L  I  A U R A  U  I  K 
 R O T H  O E F F N E N   P O L I E R E N
  U  A N T I  A   T R O P F E N  A  Y
  L O B  E D I K T  I  H  E  N E B E L
        D I E L E  N A N A  X  P O
       G E R U E M P E L  R A T I O N
        A  F U E R  B O E  E  C 
       E L L E   I C E  S T R A H L
        I  L E I N  R   A N B E I
       O S T  I  T A N Z E N  E  R
        T U E R M E N  E  G E R T E
         C  E   W A H R  M  U 
        R H O N E T A L  A L P A K A
        A  P E R  L O H N  O V A L
       B R E I  Z O T E  G A R A N T

So ist’s  
richtig:

          
          
          
          
          

IMPR
SU FFIR DIK AIMM PRSU AEKLT AEMM EINP

AKP

ADI AELMP

FIPU AMU AIM

AENRT

Schüttelrätsel:

   K     E  
 P R I M U S  K A P
  I D A  P A L M E
  F  M A U  A M I
 P F U I  R A T E N

PAZ24_17

1 ZAHN FREI

2 HAFEN FAHRT

3 GOLD HAMMER

4 NATUR REICH

5 MODELL ROLLE

6 HAUS RATE

7 BANK SCHAFT

Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich als Lösung ein Wort für 
ein Frühlingssymbol.

Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 Laubbaum  

2 polnische Stadt an der Oder   

3 schlechte Gewohnheit     

Landesgruppen

Fortsetzung von Seite 15

Wetzlar: Der BdV-Kreisverbands hat getagt Foto: M.H.

Bei der Ostpreußischen Landesvertretung (OLV) 2023: Fritz Folger 
(links) mit Christian Perbandt Foto: René Nehring
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mannschaft und stellvertretender 
Vorsitzender ihrer Landesgruppe.

Im Jahre 2016 würdigte die 
Landsmannschaft Ostpreußen, de-
ren Mitglied Folger seit 1987 war, 
seine unermüdliche Arbeit für Ost-
preußen durch Verleihung der Gol-
denen Ehrennadel, nachdem er 
schon im Jahre 1994 die Silberne 
Ehrennadel erhalten hatte.

Aufgrund der engen Verzah-
nung der Landsmannschaft Ost-
preußen mit dem Bund der Ver-
triebenen (BdV) blieb es nicht aus, 
dass Folger nach dem Tod des 
langjährigen Vorsitzenden Jochen 
Wittmann auch in den Vorstand 
des örtlichen BdV gewählt wurde. 
Von 2008 bis 2018 war er Vorsit-
zender des BdV-Kreisverbandes 
Braunschweig-Stadt. Auch die Ge-
schichte dieses Kreisverbandes hat 
er in einer Chronik auf 98 Seiten 
festgehalten. Der BdV dankte ihm 
1994 mit der Verleihung der Silber-
nen und 2014 mit der Verleihung 
der Goldenen Ehrennadel.

Der Rückblick auf Leben und 
Wirken von Fritz Folger wäre un-
vollständig, ohne dafür zu danken, 
dass der BdV-Ortsverband Wol-
fenbüttel nicht aufgelöst, sondern 
in den BdV-Kreisverband Braun-
schweig-Stadt überführt worden 
ist.

Mit seinen diversen Chroniken 
und Veröffentlichungen hat Fritz 
Folger seiner unvergessenen Hei-
mat, die sein Leben geprägt hat, 
ein Denkmal gesetzt.  
Seine Arbeit und Einsatz mögen 
den nachfolgenden Generationen 
Vorbild für das Engagement für al-
tes deutsches Land und seine Men-
schen sein!  Barbara Loeffke

Nordrhein-
Westfalen

Erster Vorsitzender: Klaus-Arno 
Lemke, Stellv. Vorsitzender: Joa-
chim Mross, Schriftführerin: Dr. 
Bärbel Beutner , Geschäftsstelle: 
Buchenring 21, 59929 Brilon, Tele-
fon (02964)1037, Fax (02964) 
945459, E-Mail: Geschaeft@Ost-
preussen-NRW.de, Internet: Ost-
preussen-NRW.de

 
 
Programmübersicht
Bonn – Dienstag, 14. Mai, 18 Uhr, 
„Haus am Rhein“, Bonn-Beuel, El-
sa-Brändström-Straße 74: Monats-
veranstaltung. Was konnte Kant, 
was ich nicht kann? Exkurs durch 
das Kantsche Denken anhand von 
Lesebeispielen aus der Preußischen 
Allgemeinen Zeitung (4/2024) und 
leicht zu verstehender Sekundär-
literatur mit Wilhelm Kreuer.

Bonn – Dienstag, 11. Juni, 
18  Uhr, „Haus am Rhein“, Bonn-
Beuel, Elsa-Brändström-Straße 74: 
Monatsveranstaltung mit Walde-
mar Moscicki. Danzigs weltliche 
Kantaten von Johann Balthasar 
Christian Freislich als ein einmali-
ges Zeugnis des Selbstverständnis-
ses der Danziger Bürgerschaft im 
18. Jahrhundert und ihrer Auffas-
sung der Geschichte. Ein musikali-
scher Abend mit historischen 
Kommentaren. 

Dieses Thema ist eine Wieder-
holung der Monatsveranstaltung 
vom Februar 2023, an der nur drei 
Personen teilnahmen.

Bonn – Dienstag, 9. Juli, 18 Uhr, 
„Haus am Rhein“, Elsa-Bränd-

ström-Straße 74: Sommerstamm-
tisch, lockere Gespräche zu aktuel-
len Themen insbesondere aus 
landsmannschaftlicher Sicht. 

Spargelessen
Düren – Mittwoch, 8. Mai, 17 Uhr, 
Haus des Deutschen Osten, Holz-
straße 7a: gemütliches Beisam-
mensein beim Spargelessen. 
 Gerda Wornowski

Vorsitzender: Alexander Schulz, 
Willy-Reinl-Straße 2, 09116  
Chemnitz, E-Mail: alexander.schulz-
agentur@gmx.de, Telefon (0371) 
301616

Sachsen

Muttertag
Dresden – Dienstag, 14. Mai, 
14  Uhr, Großenhainer Straße 96, 
01127 Dresden: Der Ostpreußische 
Muttertag.

Vorsitzender: Dieter Wenskat,  
Horstheider Weg 17, 25365 Offen-
seth- Sparrieshoop, Tel.: (04121) 
85501, E-Mail: dieter.wenskat@
gmx.de

Schleswig-Holstein

 
 
Immanuel Kant
Bad Oldesloe und Tremsbüttel – 
Im April waren die Ost- und West-

preußen Gäste bei Annemarie 
Knopf in Tremsbüttel. Auch hier 
wurde über Immanuel Kant aus 
Anlass seines 300. Geburtstages 
gesprochen. Er wurde am 24. April 
1724 in Königsberg als viertes von 
neun Kindern geboren. Seine Vor-
fahren waren Handwerker, sein 
Vater Riemer (Sattler) stammte 
aus dem Memelland, seine Mutter 
kam aus Franken. 

Nach dem Abitur studierte 
Kant in Königsberg, machte 1755 
seinen Magister. Seit 1770 war er 
Professor für Logik und Metaphy-
sik in Königsberg. Seine Berufung 
an andere Universitäten lehnte er 
ab. Er wollte in Königsberg blei-
ben. Häufig lud er seine Studenten 
zum Mittagessen ein und disku-
tierte lange mit ihnen. Seine tägli-
chen Spaziergänge waren so 
pünktlich, dass die Nachbarn ihre 
Uhr danach stellen konnten. Er 
war nicht verheiratet. Es heißt, als 
er einmal heiraten wollte, überleg-
te er so lange, sodass sich die Aus-
erwählte inzwischen mit einem 
anderen Partner vermählte.

Das Grabmal Kants, das 1924 zu 
seinem 200. Geburtstag am Nord-
osten des Domes gestaltet worden 
war, wurde bei den Bombenangrif-
fen auf Königsberg 1944 nicht zer-
stört. Nach dem Zweiten Weltkrieg 
wurde Königsberg Sperrgebiet, 
aber seit 1991 können deutsche Be-
sucher wieder nach Königsberg 
reisen.

Seine Philosophie ist auf der 
ganzen Welt anerkannt. Der Kate-
gorische Imperativ verlangt, dass 
man andere niemals zu einem Ob-
jekt machen darf. Kant bleibt trotz 
seines Weltbürgertums ein deut-
scher Philosoph. Er stellt Forde-
rungen an den Menschen als ein 
Wesen mit Verstand und Vernunft. 

Nach diesen kurzen Informati-
onen ergaben sich gute Gespräche. 
Gute Wünsche gab es zum Schluss 
für unser schwer erkranktes Mit-
glied und seine Frau, bevor die 
Runde sich mit Dank an die Gast-
geberin verabschiedete.
 Gisela Brauer

Kreisvertreterin: Bärbel Wiesen-
see, Diesberg 6a, 41372 Nieder-
krüchten, Telefon (02163) 
898313. Stellv. Kreisvertreter: 
Dieter Czudnochowski, Lärchen-
weg 23, 37079 Göttingen, Telefon 
(0551) 61665

Lyck

Regionaltreffen Nord
Lübeck – Sonntag, 28. April, Ein-
lass 11 Uhr, Beginn 11.30 Uhr, Zur 
Blockhütte, Koggenweg 1: Regio-
naltreffen Nord. Es ist keine An-
meldung erforderlich. Fragen be-
antwortet Heidi Mader unter Tele-
fon (0421) 67329026 oder per 
E-Mail: heidi-mader@gmx.de

Kreisvertreter: Uwe Jurgsties, 
Kirschblütenstraße 13, 68542 Hed-
desnheim, Telefon (06203) 43229, 
Mobil: (0174)9508566, E-Mail: 
uwe.jurgsties@gmx.de.  
Gst. für alle Memellandkreise: 
Uwe Jurgsties, Kirschblütenstraße 
13, 68542 Heddesheim

Memel-Stadt/Land

Rosen zum Frauentag
Memel – Auch in diesem Jahr fei-
erte der Deutsche Kultur Verein 
Memel wieder den internationalen 
Frauentag. 

14 Frauen und fünf unterstüt-
zende Männer trafen sich dazu im 
Kulturzentrum unserer Heimat-
stadt bei Kaffee und selbst geba-
ckenem Kuchen. Über den Sinn 
dieses Tages sprach der Vorsitzen-
de unseres Vereins einleitende 
Worte. Dann wurde zünftig gefei-
ert und die mitgebrachten Lecke-
reien verzehrt sowie interessante 
Gespräche mit unseren deutschen 
Gästen aus Aalen geführt. 

Vielen Dank Judita, Kirstin und 
Christa für den leckeren Kuchen, 
Zermena für die Rosen und unse-
rem Vorsitzenden für den Sekt. 
 Heiko Kreßin

Landesgruppen und Heimatkreisgemeinschaften

Die Vereinigte Landsmannschaft

Ost-/Westpreußen

Kreisgruppe Düren e.V.

trauert um

Heinz-Otto Gardeick

* 23. 12. 1924 in Schakuhnen/Ostpreußen

† 23. 03. 2024 in Jülich

Er war ein langjähriges treues Mitglied

in unserem Verein.

Wir gedenken seiner in Trauer und Dankbarkeit.

Der Vorstand

ANZEIGE

ANZEIGE

Ostpreußisches 
Landesmuseum

Sonntag, 5. Mai, 18.30 Uhr, 
Eintritt: 12 / 8 Euro: Kants 
klare Kante. Schauspie-
ler-Lesung in Zusammen-
arbeit mit dem Theater 
Lüneburg. Hannah Rang, 
Beate Weidenhammer, Jan-
Philip Walter Heinzel und 
Michael Dario Schütz prä-
sentieren eine Kant-Lesung 
mit Texten von Heine bis 
Watzlawick und natürlich 
Kant! Literarisch und philo-
sophisch, unterhaltsam und 
fordernd, neugierig und 
staunend. 

Dienstag, 7. Mai, 14.30 Uhr, 
Eintritt: 7 Euro, inklusive Ein-
tritt, Kaffee, Tee und Gebäck: 
Von Trachten, Hochzeits-
teppichen und Werkwo-
chen – Ostpreußens texti-
le Geschichte. Vortrag von 
Hannah Janowitz M.A. in der 
Reihe „Museum Erleben“. 

Eine Anmeldung zu den je-
weiligen Veranstaltungen ist 
unter Telefon (04131) 
759950 oder per E-Mail:  
info@ol-lg.de erforderlich.

Vierzehn Rosen für die Gleich
berechtigung: Internationaler 
Frauentag Foto: Heiko Kreßin

Forum 
Baltikum 
– Dittchenbühne

„Champagner zum Früh-
stück“, Sonnabend, 27. Ap-
ril, 15 Uhr. Die Theatergrup-
pe „Florentina“ gastiert mit 
einer „zeitgemäßen, char-
manten und witzigen Komö-
die“ (Theaterplakat) in drei 
Akten an der Sudermannal-
lee 50: Die Senioren Marie 
und Valentin kommen als 
Konkurrenten zu einer 
Wohnungsbesichtigung und 
beschließen dabei, sich auf 
ein Abenteuer namens 
Wohngemeinschaft einzu-
lassen. Natürlich ruft diese 
Gemeinschaft Widerspruch 
hervor: bei Valentins Sohn, 
bei Maries Tochter und bei 
der neugierigen Nachbarin. 
Und auch das Leben der 
beiden miteinander ist nicht 
frei von Konflikten und Her-
ausforderungen… Die Pres-
se urteilte: „feines, köstli-
ches Zusammenspiel“, 
„sorgt für unvergessliche 
Momente“, „warmherzige 
Komödie mit Wortwitz und 
Situationskomik“, „amüsan-
te Rentner-WG“ und „geht 
unter die Haut und ans 
Herz“. Nähere Informatio-
nen und Tickets im Büro 
des „Forum Baltikum – Ditt-
chenbühne“, Telefon 
(04121) 89710; E-Mail: 
buero@dittchenbuehne.de.

„Schtonk!“, Dienstag, 
7. Mai, 14 Uhr, zeigt der 
Filmclub die deutsche Film-
komödie. Der Kunst- und 
Antiquitätenhändler „Prof. 
Dr. Knobel“, der sich erfolg-
reich an Fälschungen aller 
Art versucht, scheint mit 
selbstgefertigten Hitler-Ta-
gebüchern der große Wurf 
zu gelingen. Regisseur Hel-
mut Dietl spürt dem bislang 
größten deutschen Medien-
skandal nach. Im April 1983 
hatte die Illustrierte „Stern“ 
erklärt, dass ihr Hitlers ge-
heime Tagebücher vorlägen. 
Nähere Informationen und 
Anmeldung im Büro des „Fo-
rum Baltikum – Dittchenbüh-
ne“, Telefon (04121) 
89710; E-Mail: buero@ditt-
chenbuehne.de, Hermann-
Sudermann-Allee 50.
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VON WOLFGANG KAUFMANN

V or 50 Jahren eskalierte der 
größte Spionagefall der 
deutsch-deutschen Geschich-
te, als BKA-Beamte am frühen 

Morgen des 24. April 1974 das Ehepaar 
Günter und Christel Margarete Ingeborg 
Guillaume verhafteten. Dieses war Ende 
1956 aus der DDR in die Bundesrepublik 
gekommen, um im Auftrag der Auslands-
abteilung des Ost-Berliner Ministeriums 
für Staatssicherheit (MfS) „Aufklärung“ 
innerhalb der SPD zu betreiben. Dabei ge-
lang es Günter Guillaume, bis zum Per-
sönlichen Referenten von Bundeskanzler 
Willy Brandt aufzusteigen, der dann we-
gen der Spionageaffäre zurücktrat. Durch 
dieses Ereignis fand die Rolle von  
Christel Guillaume kaum Beachtung. Da-
bei war sie wohl ein talentierterer Agent 
als ihr Ehemann, der letztlich keine nen-
nenswerten Staatsgeheimnisse an die Sta-
si weitergab.

Die MfS-Agentin mit dem Decknamen 
„Heinze“ wurde am 6. Oktober 1927 als 
uneheliches Kind der Landarbeiterin Erna 
Meerrettig in Allenstein geboren. Als ihre 
Mutter einige Jahre später den Niederlän-
der Tobias Boom heiratete, adoptierte 
dieser das Mädchen. Unter dem Namen 
Christel Boom verließ sie im März 1943 
die Schule und begann eine Ausbildung 
zur medizinisch-technischen Assistentin, 
die sie aber aufgrund der Flucht aus Ost-
preußen abbrechen musste. Dem folgten 
nach dem Zweiten Weltkrieg Privatstun-
den in Schreibmaschineschreiben und 
Stenographie. Im September 1950 erhielt 
Boom dadurch eine Stelle als Sekretärin 
im Groß-Berliner „Komitee der Kämpfer 
für den Frieden“. Kurz darauf wurde sie 
von der Stasi angeworben und mehrere 
Jahre lang auf den Einsatz in der Bundes-
republik vorbereitet. Als ihr Führungsoffi-
zier sollte der Redakteur Günter Guillau-
me alias „Hansen“ fungieren, den sie am 
12. Mai 1951 in Leisnig heiratete.

Sekretärin Willy Birkelbachs
Nach seiner fingierten Flucht in den 
Westen ließ sich das Ehepaar in Frank-
furt am Main nieder und eröffnete mit 
dem Startkapital des MfS einen Kaffee- 
und Tabakladen. Außerdem traten beide 
auftragsgemäß in die SPD ein. Anschlie-
ßend passierte etwas, womit die Haupt-
verwaltung Aufklärung (HV A) der 
Staatssicherheit nicht gerechnet hatte: 
Christel Guillaume machte deutlich 
schneller Karriere als ihr Mann und 
avancierte alsbald zur Büroleiterin des 
Chefs der Staatskanzlei des Landes Hes-

sen von 1964 bis 1969, des SPD-Politikers 
Willy Birkelbach. Daher konnte Christel 
Guillaume der HV A zahlreiche geheime 
Dokumente zuspielen, während Günter 
Guillaume es erst Jahre später mit Mühe 
und Not zum Geschäftsführer des SPD-
Unterbezirks in Frankfurt am Main 
brachte. Deshalb wollte die gebürtige 
Allensteinerin, dass die HV A sie zum 
Führungsoffizier des Duos ernannte. 
Doch die Stasi bestand auf der ursprüng-
lichen Rollenverteilung, sodass Christel 
Guillaume schließlich frustriert zurück-
steckte.

Kurz darauf ergatterte Günter Guil-
laume durch die Protektion des SPD-Ver-
kehrsministers Georg Leber eine Stelle als 
Referent in der Abteilung Wirtschafts-, 
Finanz- und Sozialpolitik des Bundes-
kanzleramtes. Ende 1972 folgte die Ernen-
nung zum Persönlichen Referenten von 
Brandt für Parteifragen. Als beide auf-
grund der Ermittlungen der bundesdeut-
schen Sicherheitsbehörden aufflogen, 
stand Christel Guillaume gerade davor, in 
das Sekretariat des nunmehrigen Vertei-
digungsministers Leber versetzt zu wer-
den. Damit wäre sie für die Stasi aller 

Wahrscheinlichkeit nach noch viel wert-
voller geworden als bislang.

Am 15. Dezember 1975 verurteilte das 
Oberlandesgericht Düsseldorf Christel 
Guillaume wegen Landesverrates zu acht 
Jahren Haft, die sie aber nicht vollständig 
verbüßte. Denn Anfang 1981 wurde die 
Agentin gegen einige Kollegen des Bun-
desnachrichtendienstes, die im Osten im 
Gefängnis saßen, ausgetauscht und in die 
DDR überstellt. Dort feierte man sie als 
„Kundschafterin für den Frieden“ und 
verlieh ihr den Karl-Marx-Orden sowie 
den Rang eines Oberstleutnants der Stasi. 
Danach bezog Christel Guillaume ein ex-
tra für sie erbautes und speziell gesicher-
tes Haus in Hohen Neuendorf bei Berlin.

Beklagt „verpfuschtes Leben“
Im Oktober 1981 kam auch Günther Guil-
laume bei einem Agentenaustausch frei 
und in die DDR. Zwei Monate später ließ 
sich das Ehepaar scheiden. Daraufhin 
nahm die Agentin im Ruhestand wieder 
ihren Mädchennamen Boom an. Den trug 
später auch der gemeinsame Sohn Pierre, 
der im April 1957 geboren worden war und 
1975 auf Drängen der Stasi in die DDR 
übersiedelte. Er musste den Nachnamen 
Boom führen, seit er 1988 einen Antrag 
auf Rückkehr in die Bundesrepublik ge-
stellt hatte.

Christel Boom heiratete im Gegensatz 
zu Günter Guillaume nicht wieder und 
zog nach der friedlichen Revolution in der 
DDR nach Berlin-Wilmersdorf. In einem 
1990 gedrehten Dokumentarfilm beklagte 
sie ihr „insgesamt … verpfuschtes Leben“. 
Während ihrer letzten Lebensjahre ver-
suchte die ehemalige Spionin, ihre Rente 
von 1700 D-Mark aufzustocken, indem sie 
Klage einreichte, um die sieben Haftjahre 
in der JVA Köln-Ossendorf bei der Fest-
setzung der Altersbezüge anrechnen zu 
lassen. Dieses Ansinnen wies das Landes-
sozialgericht Berlin jedoch Anfang 2001 
zurück. Christel Boom starb am 20. März 
2004 an einem Herzleiden. 

„Landesverrat und Beihilfe zum Bruch von Dienstgeheimnissen“ lautet das Urteil vom 24. Juni 1975 gegen die Ehefrau des Ex-Refe-
renten im Bundeskanzleramt Günter Guillaume: Christel Boom, von 1951 bis 1981 Guillaume Foto: dpa

Eine Ausstellung im Breslauer Ethnogra-
phischen Museum, ul. Traugutta 113, stellt 
die Frage, wie das deutsche Erbe in den 
Oder-Neiße-Gebieten von den Polen ad-
aptiert wurde.

Im Zentrum der Schau „Adaptierte 
Gegenstände“ steht ein Ausziehtisch – 
eine niederschlesische Erfindung, die Ro-
bert Ruscheweyh im 19. Jahrhundert pa-
tentierten ließ. Unter diesem Auszieh-
tisch findet der Besucher gestapelt deut-
sche Bücher, darunter gut sichtbar eines 
mit dem Titel: „Unbewältigte Vergangen-
heit“. Zufällig oder Gewollt? Eben um die 
Bewältigung des deutschen Erbes geht es 
Kuratorin Marta Derejczyk: „Wir suchen 
nach Antworten, welche Beziehung die 
heutigen Breslauer oder Stettiner zum 
deutschen Erbe ihrer Stadt haben. Wir 
fragen, ob sie Vorkriegsgegenstände be-
sitzen, wie sie zu ihnen kamen und wel-
chen Stellenwert sie diesen Objekten zu-
schreiben.“

Im Vorfeld der Präsentation wurde 
2019 ein wissenschaftliches Projekt 
durchgeführt, in dem Anna Kurpiel von 
der Universität Breslau und Katarzyna 
Maniak von der Jagiellonen-Universität 
Krakau die Beziehung heutiger Breslauer 
und Stettiner zur Vorkriegsgeschichte ih-

rer Städte untersuchten. „In einer sehr 
kurzen Zeit gab es sowohl in Breslau als 
auch in Stettin einen kompletten Bevölke-
rungsaustausch. Wir betraten eine Welt, 
die für uns mental fremd war und die wir 
nicht verstanden und somit nicht anneh-
men konnten. Wir waren traumatisiert 
und vorbelastet, kamen an Orte, wo vor 
kurzem noch diejenigen lebten, die uns so 
viel Leid zugefügt hatten“, erklärt Piotr 
Oszczanowski, Direktor des Breslauer 
Nationalmuseums. Er gibt zu, „deutsche 
Inschriften wurden entfernt, Denkmäler 
von ihren Sockeln gestürzt, aber gleich-
zeitig haben wir Fragmente eines un-
glaublichen Erbes, das wir vorgefunden 
haben, gerettet.“

Kurpiel und Maniak wollten wissen, 
wie man heute mit dem Begriff „des Deut-
schen“ in Bezug auf Gegenstände umgeht, 
ob dieses Deutsche als feindlich, bedroh-
lich, solide, wertvoll oder praktisch wahr-
genommen wird. Sie besuchten Siedlun-
gen, in denen Vorkriegsgebäude erhalten 
geblieben waren. Es waren etwa 20 Woh-
nungen in Breslau und etwa 20 in Stettin. 
„Wir gingen von Haus zu Haus, baten un-
bekannte Menschen, uns einen Einblick in 
ihre privaten Räume zu gewähren, uns 
Gegenstände zu zeigen und uns zu erzäh-

len, wie sie sich in den Vorkriegswohnun-
gen einlebten“, so Kurpiel. Sie berichtet, 
dass ihnen Gegenstände gezeigt wurden, 
die oft nicht besonders wertvoll waren, 
aber einen emotionalen Wert hatten. Diese 
Gegenstände samt ihren Geschichten, also 
Postkarten, Fotoalben, Porzellangeschirr, 
Kaffeemühlen, Flaschen oder ein Kleid mit 

Schal, das kurz nach Kriegsende auf dem 
Schwarzmarkt von Deutschen gekauft 
wurde, sind Teil der Ausstellung in Breslau.

„Ein Briefbeschwerer mit dem Bild 
eines Kindes im Inneren löste in der Fin-
derin Folgendes aus: Sie fragte sich, wie es 
möglich sei, dass ein so liebliches Gesicht 
ein deutsches Kind zeige, wo sie doch im-
mer nur Geschichten von den bösen Ag-
gressoren hörte“, berichtet Kurpiel. 

Im Breslauer Stadtteil Gräbschen 
[Grabiszyn] lebt Teresa. Als ihre Eltern 
dort einzogen, lebten sie noch einige Mo-
nate lang mit den deutschen Eigentümern 
zusammen. Als diese vertrieben wurden, 
baten sie, dass eines der Bilder für immer 
dort hängenbleiben solle. „Für Teresa ist 
es schwer nachzuvollziehen, warum aus-
gerechnet dieses Bild den Deutschen so 
wichtig war, aber Teresas Eltern und sie 
respektierten den Wunsch dieser Deut-
schen. Das Bild wurde erstmalig für die 
Breslauer Ausstellung abgehängt“, so Ku-
ratorin Derejczyk.

Eine Porzellanfigur, die drei Schwein-
chen zeigt, stammt aus Stettin. Gefunden 
hat sie Bogdana Kaźińska, als sie in den 
50er Jahren als Kind mit ihren Eltern und 
den beiden Schwestern in ein deutsches 
Haus einzog. Für die drei Kaźiński-

Schwestern wurde die Schweinchenfigur 
zum Symbol für ihre eigene „Dreiheit“. 

Der Breslauer Künstler Jacek Zachodny 
sammelt deutsche Artefakte. Sie bedeuten 
für ihn eine „hybride Wirklichkeit der neu-
en polnischen Westgebiete“. Für die Aus-
stellung hat er Karten aus einem deutschen 
Schulatlas gespendet. Darin befinden sich 
Notizen deutscher Schüler und die seines 
aus Lemberg stammenden Vaters, der nach 
Kriegsende aus diesem Atlas lernte. Lidia 
Barankiewicz stellte für die Ausstellung 
Postkarten der Familie Mainka zur Verfü-
gung. Sie hat das Schicksal dieser Familie 
recherchiert und zum Teil ihrer eigenen 
Familiengeschichte gemacht. Ähnlich wie 
Magda Wozińska, die auf dem Dachboden 
einen Zeitungsschnipsel von 1928 fand. Für 
sie war klar, sie würde ihn nicht wegwer-
fen. Sie hat diesen Fund eingerahmt, und 
nun hängt er im Herzstück der Wohnung, 
über dem Küchentisch.

Bis zum 25. August können Besucher 
der Ausstellung „Adaptierte Gegenstän-
de“ im Breslauer Ethnographischen Mu-
seum testen, ob das deutsche Erbe immer 
noch Emotionen hervorruft, was ihr 
Schicksal ist oder ob es vielleicht sogar im 
Trend liegt, sich der deutschen Vergan-
genheit anzunehmen.  Chris W. Wagner

ÖSTLICH VON ODER UND NEISSE

„Wir betraten eine Welt, die wir nicht verstanden“
Die einstige kulturelle Aneignung nach dem Krieg ist nun selbst zur Geschichte geworden

Erinnert sich an die Fundstücke in der 
Wohnung ihrer Großmutter: Besucherin 
aus Auras Foto: C W. Wagner

DEUTSCH-DEUTSCHE GESCHICHTE

Mehr Geheimnisse, weniger Strafe
Wie die Allensteinerin Christel Boom mehr „Aufklärung“ für die Stasi als ihr Mann betrieb und dabei weniger im Rampenlicht stand
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Fischertage, 
Dragoner und 
Reiferbahn

VON MARTIN STOLZENAU

H erzog Bogislaw V. von Pom-
mern entstammte bekannt-
lich dem Herrscherhaus der 
Greifen. Er regierte zuerst 

das Teilherzogtum von Pommern-Wol-
gast und später, nach einer Neuordnung 
der Greifen-Territorien, ab 1368 das Teil-
herzogtum von Pommern-Stolp. Er war in 
erster Ehe mit einer Tochter des polni-
schen Königs verheiratet und erreichte 
später die Verheiratung seiner Tochter 
Elisabeth mit Kaiser Karl IV. Von Herzog 
Bogislaw V. und seinen beiden Ehefrauen 
ist ein Bildnis überliefert, das der aus den 
Niederlanden stammende Güstrower 
Hofmaler Cornelius Krommeny schuf.

Bogislaw V. wurde um 1318 geboren 
und war wohl der älteste Sohn unter meh-
reren Brüdern. Das waren Barnim IV. und 
Wartislaw V. Die Eltern waren Herzog 
Wartislaw IV. und Herzogin Elisabeth von 
Schlesien. Sie herrschten über das pom-
mersche Teilherzogtum von Pommern-
Wolgast. Die Söhne erhielten eine stan-
desgemäße Ausbildung, die vor allem dem 
Rittertum und der Religion geschuldet 
war. Vater Wartislaw IV. hatte nach dem 
Aussterben des rügenschen Fürstenhau-
ses dessen Territorium übernommen. Das 
umfasste außer Rügen auch Teile des 
Festlandes. Das bedeutete einen Macht-
zuwachs. Doch das Erbe der Rügenfürsten 
interessierte auch andere Fürstenhäuser.

Begehrlichkeiten geweckt
Als Wartislaw IV. 1326 starb und seine 
Söhne noch Kinder waren, nutzte Hein-
rich II. von Mecklenburg diese Gelegen-
heit zur Einverleibung des rügenschen 
Erbes. Es kam zum „Ersten Rügischen 
Erbfolgekrieg“. Doch die Greifen siegten 
mit Unterstützung der Grafen von Gütz-
kow, unter Führung von Herzog Bar- 
 nim III. von Pommern-Stettin, dem Vor-
mund der noch regierungsunmündigen 
Herzöge von Pommern-Wolgast mit Bo-
gislaw V. Es kam zum Frieden von Bru-
dersdorf. Pommern-Wolgast behielt das 
Rügenerbe, musste aber eine große Abfin-
dung zahlen und bis zu deren Begleichung 

auf einen Teil der rügenschen Festland-
besitzungen verzichten. Das allerdings 
barg schon den Keim für den „Zweiten 
Rügischen Erbfolgekrieg“.

Ab 1328 eskalierte ein anderes Prob-
lem. König Ludwig der Bayer forderte von 
den Pommernherzögen die Huldigung für 
seinen Sohn Ludwig V. als Markgraf von 
Brandenburg. Die Pommernherzöge ver-
suchten diesen folgenschweren Schritt 
mit einer Finte zu umgehen. Sie trugen 
Papst Johannes XXII. Pommern als Lehen 
an. Das half aber nur wenig. Der Konflikt 

um die Lehnsherrschaft Brandenburgs 
über Pommern schwelte weiter und führ-
te auch zu Unstimmigkeiten im Greifen-
haus. Mittendrin übernahmen Bogislaw V. 
und seine Brüder 1341 die selbstständige 
Herrschaft über ihr eigenes Territorium.

Immer wieder Konflikte
Der Konflikt mit Brandenburg aber blieb. 
In dieser Phase fand Bogislaw V. durch die 
Heirat mit Elisabeth von Polen einen 

Bundesgenossen. Erst 1348 konnte man in 
Pommern wegen Brandenburg etwas auf-
atmen. Der neue Kaiser Karl IV. erkannte 
die Reichsunmittelbarkeit aller Pom-
mernherzöge an. Er belehnte sie „zur ge-
samten Hand“.

Tochter Elisabeth deutsche Kaiserin
Es kam noch besser: Bogislaw V. konnte 
seine Tochter Elisabeth, die am Hof ihres 
Großvaters in Krakau erzogen worden 
war, mit dem Kaiser verheiraten. Aus der 
Pommern-Prinzessin wurde eine deut-

sche Kaiserin. Das stärkte die Stellung der 
Pommernherzöge enorm. 

1368 war dann wieder eine Zäsur. Es 
folgte die nächste große Pommern-Tei-
lung. Östlich der Swine herrschte danach 
Bogislaw V., westlich der Swine regierten 
die Söhne seines zuvor verstorbenen Bru-
ders Barnim IV. Wartislaw V., der Jüngste 
der Brüder, wurde mit dem vergleichswei-
se kleinen Gebiet um Neustettin abgefun-
den. Wie in anderen Teilen Deutschlands 

verzichteten die Pommernherzöge auch 
auf eine Primogenitur mit dem Recht des 
Erstgeborenen auf die Thronfolge. So 
kam es immer wieder neu zu territorialen 
Aufspaltungen, die für die Fürstenhäuser 
eine Machtminderung zur Folge hatten 
und Deutschland die Kleinstaaterei be-
scherte. Im Jahr 1372 wurde die Pom-
mernteilung unter Bogislaw V. zur Dauer-
lösung. Sein nunmehriges Herzogtum 
hieß Pommern-Stolp. 

Der Herzog, der nach dem Tod seiner 
ersten Frau in zweiter Ehe mit Adelheid 

von Braunschweig aus dem Hause der 
Welfen verheiratet war, zeugte mit ihr 
weitere vier Kinder und starb vor 650 Jah-
ren, am 24. April 1374. Die junge Herzogin-
witwe überlebte ihn um über 30 Jahre. 
Aus seinen beiden Ehen hinterließ Bogis-
law V. insgesamt sechs Kinder. Sein erster 
Nachfolger war Sohn Kasimir IV. aus sei-
ner ersten Ehe. Nach dessen frühem Tod 
1377 regierte Sohn Wartislaw VII. aus sei-
ner zweiten Ehe.

Stettin – Vom 26. April bis 27. Juli 
läuft in der Villa Lentz die Ausstellung 
„Stettin in der Malerei an der Wende 
vom 19. zum 20. Jahrhundert“. Unter 
den 30 Gemälden ist der „Stettiner 
Hafen“ von Fritz Modrow (1888–
1986) und „Sommer am Haff“ von  
Otto Lang-Wollin (1881–1958). TS

Rügen – Die größte pommersche Insel 
lädt vom 29. April bis zum 5. Mai zu 
den 9. Rügener Fischertagen nach 
Sassnitz und auf die Halbinsel Mönch-
gut ein – mit „Open Ship“, Interessan-
tem zur Tradition des Fischfangs, ku-
linarischen Köstlichkeiten und mariti-
mer Musik sowie Heringsfest. TS

Bütow – Der seit 2000 als Stadtarchi-
tekt und Konservator von Denkmälern 
tätige Leszek Neubauer hat das Ehren-
abzeichen von Bütow erhalten. Er lei-
tete neben weiteren Projekten die Sa-
nierung der Eisenbahnbrücke von Bü-
tow, die 2021 als „Gepflegtes Denk-
mal“ ausgezeichnet wurde. TS

Stralsund – Den Ringern vom Han-
seatischen Athletikclub (HAC) ist bei 
der deutschen U17-Meisterschaft ein 
großer Wurf gelungen: Ole Sterning 
und Anton Schneider holten vor hei-
mischer Kulisse Gold. Ringen ist ne-
ben Gewichtheben eine traditionelle 
Sportart am Sund. TS

Leba – Die Einwohner fürchten um 
die Einzigartigkeit des Ortes Leba, der 
durch Wanderdünen, Fischerkaten 
und Fischerkirche bekannt ist. Nun 
formiert sich Protest gegen den Bau 
von drei siebenstöckigen Gebäuden 
eines Hotelkomplexes auf einem etwa 
sechs Hektar großen Grundstück. TS

Züssow – Am 4. Mai findet die Früh-
jahrssynode des Pommerschen Evan-
gelischen Kirchenkreises (PEK) statt. 
Wichtigster Tagesordnungspunkt ist 
die Vorstellung und Wahl der neuen 
Pröpstin für die kirchlichen Verwal-
tung in Demmin und die Besetzung 
der Ausschüsse.  TS

Körlin – Der Windpark Möhringen 
hat eine Nutzungsgenehmigung für 15 
Windkraftanlagen mit einer Leistung 
von jeweils 3,9 Megawatt erhalten. 
Damit kann der Windpark der Tauron-
Gruppe aus Schlesien etwa 68.000 
Haushalte versorgen. 2024 sind zwei 
weitere Windparks geplant. TS

Ueckermünde – Die neue Sonderaus-
stellung „Dragoner, Grenadier & Co“ 
lädt bis zum Mai zum Besuch in das 
Haff-Museum ein. Präsentiert wurden 
die Zinnfiguren erstmals am 20. April 
anlässlich der Nachstellung der Ein-
nahme Ueckermündes durch französi-
sche Truppen. TS

Stralsund – Die Reiferbahn in Stral-
sund ist ein Ort mit wechselvoller Ge-
schichte. Angefangen bei den Seilher-
stellern, über verschiedene Sägewerke 
und Werkstätten bis hin zum verhee-
renden Bombardement im Zweiten 
Weltkrieg und dem anschließenden 
Bau von Wohnhäusern für Werftmit-
arbeiter reichte das Erscheinungsbild 
in der Nähe der Wasserkante bisher. 
Jetzt ändert es sich erneut. Nach dem 
Abriss der aus den 1950er Jahren 
stammenden Häuser bietet sich aktu-
ell eine große Fläche mit vorbereiteten 
Wegen, Straßen und Parkanlagen. Die-
se sind das Ergebnis einer städtebau-
lichen Erneuerung. HS

Ständig Konflikte um Territorien
Bogislaw V. von Pommern regierte in unruhigen Zeiten – Heirat der Tochter stärkte Pommern

Gemälde im Rügenwalder Schloss: Bogislaw V. mit seinen beiden Gemahlinnen Elisabeth von Polen und Adelheid von Braunschweig. 
Aus dem Stammbaum der Greifen, geschaffen 1598 von dem niederländischen Maler Cornelius Krommeny  

650. TODESTAG

 Vom 8. bis 12. April wurde die diesjährige 
Frühjahrs-Volkskunstwoche der Pom-
merschen Landsmannschaft Kiel durch-
geführt. Die Leitung des Seminars hatte 
wieder Hildegund Hergenhan. Sie konnte 
acht Teilnehmerinnen aus der ganzen 
Bundesrepublik begrüßen, eine Teilneh-
merin war sogar aus Österreich angereist. 
Wie schon in den Jahren zuvor, konnte die 
Woche wieder im Haus der Heimat in Kiel 
durchgeführt werden.

Je nach Kenntnisstand der Teilnehme-
rinnen wurde auch mit einfachem „Gera-
deausweben“ beziehungsweise mit dem 
Einlesen von Mustern gearbeitet. Großer 
Wert wurde stets auf das Schären der Ket-
te gelegt, denn eine gute Kette ist immer 
die Grundlage für ein gutes Band. Alle 
Teilnehmer waren eifrig bei der Sache, 
und es wurden schöne Bänder nach tradi-
tionellen Mustern gefertigt. Dabei begeis-
tert und fasziniert es immer wieder, wel-
che Vielfalt bei dem Arbeiten mit den 
bunten Fäden möglich ist.

Den Fischerteppichen hatten sich 
zwei Damen verschrieben. Auf dem Grup-

penfoto ist ein Fischerteppich noch im 
Knüpfstuhl zu sehen. Eine der Damen 
meinte: Ich mache im „Homeoffice“ wei-
ter – und nahm ihren Webrahmen mit 
nach Hause.

Ein Vortrag über die verschiedenen 
Bänder und die Bandgeschichte rundete 
das Seminar ab. So war auch dieser Kurs 
wieder ein voller Erfolg. whg

WEBKUNST

Fischerteppiche und fröhliche bunte Bänder
Traditionelle pommersche Volkskunst nach überlieferten Motiven begeistert Seminarteilnehmer in Kiel
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Im „Haus der Heimat“ in Kiel: Hildegund Hergenhan (in weißer Bluse) und die Kurs-
teilnehmerinnen präsentieren stolz ihre Arbeiten Fotos (2): Hergenhan

b Nächster Bandwebkurs 
21. bis 25. Oktober in Kiel, 
Kursgebühr 70 Euro, Garne und  
Handwerksutensilien werden gestellt. 
Auskunft und Anmeldung bei: 
Hildegund Hergenhan,  
Elmschenhagener Allee 7, 24146 Kiel,  
Telefon: (0431) 781429, 
E-Mail: gundel@bandweben.info

Farbenfroh: Ein Band ist auf einem Band-
webstuhl in Arbeit



„Historisch noch nie dagewesener Werteverfall“ 

„Schöner alter Artikel, 
nah an der Zeit der 

Vertreibung. Da wird 
einem warm ums Herz 

– und wehmütig.“
Chris Benthe, Dresden  

zum Thema: Wünsche beim 
Osterwasserholen, die in Erfüllung 

gingen (Nr. 13)

Leserbriefe an: PAZ-Leserforum, 
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,  
Fax (040) 41400850 
oder per E-Mail an redaktion@ 
preussische-allgemeine.de

Leserbriefe geben die Meinung der 
Verfasser wieder, die sich nicht mit der 
der Redaktion decken muss. Von den 
an uns gerichteten Briefen können wir 
nicht alle, und viele nur in Auszügen, 
veröffentlichen. Alle abgedruckten  
Leserbriefe werden auch ins Internet 
gestellt.

ANZEIGE

NIE SO WERTVOLL WIE HEUTE 
ZU: FÜR DIE FDP STELLT SICH  
WIEDER EINMAL DIE EXISTENZ
FRAGE (NR. 15)

Dass schon zur Mitte der Legislaturperio-
de das Schicksal der FDP auf dem Spiel 
stehen könnte, hatten ihre, nur auf die 
eigenen Karrieren bedachten Berufspoli-
tiker nicht auf dem Schirm. Deren Irrglau-
be, sie könnten sich innerhalb der Ampel 
ihren Stammwählern und der bürgerli-
chen Mitte als liberaler Fels in der Bran-
dung profilieren, hat die FDP, die diesen 
Männern und Frauen anvertraut war, die 
FDP der Marktwirtschaft, der Rechts-
staatlichkeit, der bürgerlichen Freiheiten 
und der parteipolitischen Neutralität des 
Staates und seiner Institutionen in völlige 
Bedeutungslosigkeit katapultieren lassen.

Der eigene überzogene Ehrgeiz, die 
Unfähigkeit zu realistischer Selbstein-
schätzung und der Glaube an die eigene 
Bedeutung, hat sie diese traditionsreiche, 
liberale Kraft zum Steigbügelhalter einer 
naiven aber umso vernichtenderen Sta-
mokap-Wirtschaftstheorie und Mitläufer 
einer noch nie dagewesenen „grünen“ 
Bullerbü-Ideologie degradieren lassen.

Die Partei von Mende, Dehler, Baum, 
Lambsdorff und Genscher ist zum Mittä-
ter eines historisch noch nie dagewesenen 
Werteverfalls geworden. Sie hat der De-
montage des traditionellen Familienbil-
des, der Entstehung einer kruden Pseudo-
moral, einer „woken“ Klimakollaps- und 
Endzeitideologie, vor allem aber einem 
Klima der Intoleranz, der Meinungs- und 
Kommunikationsüberwachung in noch 
nie dagewesenem Ausmaß Vorschub ge-
leistet. Sie ist gemeinsam mit der SPD 
verantwortlich dafür, dass unser Land am 
Rand des Abgrunds steht.

Beide Traditionsparteien haben, egal 
ob ohnmächtig oder nur machtlos, Hilfe-
stellung dabei geleistet, dass die Grünen 
unser Land, sein Staatsvolk, unser Her-
kommen, unsere christlich-abendländi-
sche Kultur und die Werte der Aufklärung 
geopfert und in den Abgrund hineinge-
stürzt haben. Vom FDP-Finanzminister 
Christian Lindner aufgestellte Haushalte 

wurden beschlossen, in denen die Antifa, 
die moderne SA der Linken, die NGOs, 
sogenannte Aktivisten und skurrile Öko-
gruppen weltweit mit Steuermilliarden 
subventioniert werden. Das Habecksche 
Wirtschaftsprogramm nannten wir in den 
70ern Stamokap-Theorie. Der Staat 
nimmt allen alles und verteilt das Diebes-
gut an Parteigänger, deren Apologeten 
und Claqueure.

 „Brave new world“ – „schöne neue 
Welt“, frei nach Shakespeare: Die Ener-
giewende und die von ihr ausgelöste Teu-
erung hat die Ersparnisse der Rentner 
dahingerafft. Was von unserer Wirtschaft 
noch übrig ist, ist von den schuldenfinan-
zierten Subventionen so abhängig wie 
Junkies vom nächsten Schuss, und die Bü-
rokratie blüht üppiger denn je. Würden 
die FDP-Oberen diesem Irrwitz nach dem 
Motto „lieber ein Ende mit Schrecken als 
ein Schrecken ohne Ende“ den längst 
überfälligen Garaus machen und die Vi-
sionen, die sie und ihre Duzfreunde aus 
der Koalition dem Land und seinen Men-
schen zugedacht haben, verhindern hel-
fen, bleibt ihnen zumindest tätige Reue 
als Strafmilderung. 

Für eine FDP, deren heutige Führungs-
kräfte durch Rücktritte den Platz für den 
einen oder anderen Menschen von libera-
lem Format räumten, gelte der Grund-
satz: „Nie war sie so wertvoll wie heute.“
 Dr. Meier zu Uphausen, Oldenburg/Ol. 

FAHRVERBOT VON DER AMPEL 
ZU: FÜR DIE FDP STELLT SICH  
WIEDER EINMAL DIE EXISTENZ
FRAGE (NR. 15)

Einige in der FDP tun wirklich alles dafür, 
um so rasch als möglich diese Partei von 
der Bildfläche verschwinden zu lassen, 
und das mit ganz sicherer Hand und mit 
einem Gespür dafür, genau das zu tun, 
was das Volk nicht will und schon gar 
nicht braucht.

Jetzt hat sich auch noch der liberale 
Verkehrsminister Volker Wissing, an-
scheinend auch noch ganz freiwillig, mit 
dieser grünen Ideologie infizieren lassen, 

Stichwort: Fahrverbote. Wer in dieser grü-
nen Ampel mitblinken möchte, der muss 
auch tun, was diese obergrünen Grünen 
wollen, sonst gibt es Saures.

Wissing glaubt halt an diese grüne 
Botschaft, und dass das Weltklima eben 
nur von Deutschland gerettet werden 
kann. Was erhofft sich eigentlich der Mi-
nister mit einem Fahrverbot an Wochen-
enden? Klaus P. Jaworek Büchenbach

NICHT ALLES KAM ZURÜCK 
ZU: ALS KEHL ZU DEUTSCHLAND 
ZURÜCKKAM (NR. 14)

Adolf Hitler hatte bereits Mitte der 1930er 
Jahre Frankreich mehrfach versprochen, 
dass die durch den Versailler Vertrag er-
zwungene Abtretung vom Reichsland El-
saß-Lothringen durch Deutschland nicht 
bestritten wird – dieses Versprechen wur-
de gehalten. 

Die drei belgischen Ost-Kantone Eu-
pen, Malmedy und St. Vith kamen jedoch 
1940 zum Reich zurück, da das im Versail-
ler Vertrag vorgesehene Plebiszit von 
1920 ein zynischer belgischer Betrug war. 
Nach der Besetzung Dänemarks 1940 
wurde Hitler von Vertretern der deut-
schen NS-Partei Süd-Jütlands gebeten, 
die Vorkriegsgrenze wiederherzustellen, 
was Hitler wiederum ablehnte.
 Peter Faethe, Bad Pyrmont  

KURZ VORM SCHURKENSTAAT? 
ZU: „EROSION DER DEMOKRATIE“ 
(NR. 13)

Immer wenn Institutionen oder ver-
meintliche moralische Instanzen hierzu-
lande vor einem „Ende der Demokratie“ 
warnen, dann frage ich mich, ob diese da-
mit auch die Entwicklungen meinen, bei 
denen die Regierung massiv in die öffent-
liche Meinungsbildung eingreift und die 
Rechte der Opposition beschneidet.

Selbst vor einem Umbau des Bundes-
verfassungsgerichts schreckt die Ampel-
regierung nicht mehr zurück, obwohl man 
selbiges Vorhaben in Polen unter der da-

maligen PiS-Regierung als nicht mit ei-
nem Rechtsstaat vereinbar kritisierte. 
Nun geht es aber darum, künftig Kandida-
ten der Opposition, welche man ohnehin 
am liebsten verbieten würde, zu verhin-
dern, wenn es um die Ernennung der Ver-
fassungsrichter geht. 

Ein Kommentar von der Bertelsmann-
Stiftung zu ihrer eigenen Studie (bezüg-
lich der Zunahme von Autokratien in der 
Welt, d. Red.) über offensichtliche autori-
täre Entwicklungen in der Bundesrepub-
lik wäre längst überfällig. Befinden wir 
uns nach den Bertelsmann-Kriterien noch 
in einer Demokratie oder nicht schon in 
einer Autokratie ohne AfD-Beteiligung? 
Da nun auch schon Sprach- und Denk-
muster staatlich bekämpft werden sollen, 
jedenfalls wenn es nach Innenministerin 
Nancy Faeser und Verfassungsschutzprä-
sident Thomas Haldenwang geht, scheint 
die Linie zu den sogenannten „Schurken-
staaten“ längst überschritten worden  
zu sein. 

Nicht einmal der angeblich so autori-
täre Ministerpräsident Viktor Orbán lässt 
in Ungarn Meinungsäußerungen „unter-
halb der Strafbarkeitsschwelle“ verfolgen, 
wie es die grüne Familienministerin Lisa 
Paus in der Bundesrepublik bald plant. 

Mit welchem Recht kann man Staaten 
wie Ungarn, Polen oder die Slowakei zu-
künftig noch als Autokratien darstellen, 
während man trotz der enormen Defizite 
und Repressalien hier noch von einer De-
mokratie spricht, nur weil diese vor dem 
Parlament einen Regenbogen hisst? Der 
Vergleich hinkt, was die Bertelsmann-Stif-
tung jedoch nicht wahrhaben will.
 Marcel Jacobs, Hamburg 

AUS PROTEST INS FEUER 
ZU: ZEITDOKUMENTE BETROF
FENER MENSCHEN (NR. 14)

Es gab außer Oskar Brüsewitz noch einen 
aus Ostpreußen stammenden Pfarrer, der 
aus Verzweiflung diesen Weg (der Selbst-
verbrennung, d. Red.) beschritten hat. An 
ihn wird nie erinnert: Roland Weißelberg 
(1933–2006). Lutz Maximilian, Lörrach
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L ange Zeit war es wirklich schön, ein FDPler zu sein. In der alten Bundesrepublik regierte man fast immer mit, zuerst mit der Union, später mit der SPD, schließlich mit Helmut Kohl. Auch als die zwei einst „gro-ßen Volksparteien“ wegen des Aufkom-mens der Grünen und dann auch noch der AfD zu Schatten ihrer selbst geworden wa-ren, profitierte die FDP weiterhin. Denn wo Union und SPD sich zum Regieren meist auf Dreierbündnisse einlassen müs-sen, kann man die FDP gut gebrauchen. Doch das Mitregieren wird dann an-strengend. In der gegenwärtigen Bundes-regierung zeitigen Versuche zur Sicherung der wirtschaftlichen Grundlagen unseres Sozialstaates Konflikte mit sozialdemo-kratischen Ausbauwünschen und grünen Transformationsvisionen. Und darüber, ob man dem Bürger mehr Geld lassen oder die Steuern erhöhen oder die Schulden-bremse lockern sollte, zerstreitet sich die FDP mit beiden Partnern. Doch bei den derzeitigen FDP-Proble-men geht es nicht nur um „die Sache“ oder um Taktik. Es geht schlicht um die Partei-existenz. 1969 führte der Wechsel von der Union zur SPD die Liberalen zu großen Mitgliederverlusten. Ebenso war es 1982 beim Schritt an die Seite Helmut Kohls. Wechsel oder gar Brüche einer Koalition sind für die FDP schlicht lebensgefährlich. Für praktizierte Koalitionstreue gilt das aber auch. Am Ende der zunächst so „na-türlich“ anmutenden Koalition mit Angela Merkel flog die FDP aus dem Bundestag. Ähnliches widerfährt ihr immer wieder bei Landtagswahlen. Verließe die FDP nun die Ampelregierung, wäre das vielleicht sogar ein Sprung ins politische Nichts. An-ders als 1982 könnte nämlich keine starke Union mehr die FDP auffangen. Bei Neu-wahlen im Herbst drohte gar ein Zerschel-len an der Sperrklausel.Und eine Regierungsbildung nach Ko-alitionsbruch ohne Neuwahlen? Könnte da 

ernstlich „Jamaika“ zum Notnagel werden – ausgerechnet nach koalitionszermür-bendem Streit mit den Grünen? Oder will jemand hoffen, nach einem „Ende mit Schrecken“ werde sich die „Ampel“ mit veränderter Vertragsgrundlage neu zu-sammentun? Eher geht es dann weiter oh-ne die FDP – oder, falls die Reißleine von den Grünen gezogen würde – ohne die Vizekanzler-Partei. 
Verschiedene Szenarien In beiden Fällen könnte der SPD-Kanzler zwar eine Minderheitsregierung anführen. Gesetzgeberisch wäre die aber kaltgestellt. Und ohne Etat bliebe sie auf die „vorläufi-ge Haushaltsführung“ angewiesen, in de-ren Rahmen sich monatlich ein Zwölftel des Vorjahresetats ausgeben lässt. Durch-halten kann man das allenfalls, wenn aufs politische Gestalten verzichtet wird. Das würden sich viele Deutsche nach den tö-richten Ampelexperimenten mit Heizge-setz, Kindergrundsicherung und Canna-bisfreigabe wohl sogar wünschen. Doch mit Russlands Krieg in der Ukraine müsste man trotzdem umgehen, auch zur defensi-ven Kriegstauglichkeit der NATO beitra-gen, desgleichen Deutschlands schwä-chelnde Wirtschaft stärken. Mit einer Minderheitsregierung könnte man, ganz im Wortsinn, dabei „nicht viel Staat ma-chen“. Also bräuchte es Neuwahlen.Wie bekäme man die? Im für die FDP wohl weisesten Fall würde deren Führung 

den Kanzler bei einem Gesetzesvorhaben so provozieren, dass diesem wenig ande-res übrigbliebe, als die FDP-Minister zu entlassen. So hielt es einst Helmut Schmidt. Verkaufen könnten die Liberalen das mit einem Slogan folgender Art: „Die FDP geht voll ins Risiko, wenn Deutsch-lands Zukunft auf dem Spiel steht!“Falls anschließend nicht die Union in eine SPD-geführte Koalition eintritt, oder wenn die SPD nicht einen CDU-Politiker zum Kanzler wählen mag, bleibt Scholz nur noch die Vertrauensfrage. Die wird dem Kanzler vom Bundestag gewiss abschlägig beschieden. Anschließend ist der Bundes-präsident in einer Zwickmühle. Er kann sagen: Kanzler, weitermachen! Das wird dem Land aber nichts nutzen. Also löst er wohl besser den Bundestag auf. Die Neu-wahl wird dann die Union an die Macht bringen und der AfD eine größere Bundes-tagsfraktion als die jetzige bescheren. Um das zu vermeiden, könnte der Kanzler zurücktreten. Dann würden neue Koalitionsverhandlungen fällig. Die er-möglichten vielleicht den Erfolg eines konstruktiven Misstrauensvotums. Doch wahrscheinlicher ist, dass sie nicht zur Regierungsbildung mit absoluter Mehr-heit führen. Als Ausweg kennt das Grund-gesetz glücklicherweise die Wahl eines Bundeskanzlers mit nur relativer Bundes-tagsmehrheit. 
Den Gewählten kann der Bundespräsi-dent dann zum Kanzler ernennen. Auf die-

se Weise entstünde eine Minderheitsre-gierung nicht durch Zerfall der bisherigen Mehrheit, sondern durch präsidiale Er-nennung. Wiederum wäre diese wenig handlungsfähig. Doch sie hätte wohl eine veränderte parteipolitische Färbung und könnte beim Fortgang laufender Krisen vielleicht mehr Zuversicht stiften als ein von der FDP im Stich gelassener Kanzler der SPD. Will aber der SPD-Bundespräsi-dent dennoch keine CDU-Minderheitsre-gierung, so wird er den Bundestag auflö-sen und vieles von dem herbeiführen müs-sen, was oben beschrieben wurde. Es käme dann zu einem Wahlkampf, in dem die FDP – unter Verweis auf ihren „Opfergang“ – jenes Vertrauen wiederzu-gewinnen versuchte, das sie in der Ampel-koalition verspielt hat. Ob das gelingt, ist offen. Misslänge der FDP ihr Wiederein-zug in den Bundestag, wäre das durchaus tragisch für diese Partei. Im Jahr 2017 nämlich, beim Ringen um eine Jamaikako-alition, konnte der FDP-Vorsitzende sich noch leicht der Übernahme von womög-lich parteischädigender Regierungsverant-wortung mit dem Satz entziehen, nicht zu regieren sei besser, als schlecht zu regie-ren. Doch 2021, nach der Merkel-Ära, war die CDU so schwach, dass kein verant-wortbarer Weg an einer von der FDP er-möglichten Machtübernahme von Rot-Grün vorbeiführte. Jetzt ist dafür der Preis zu entrichten. Also wird die FDP wohl ein zweites Mal zum „Opfer Merkels“.

PLANSPIELEFür die FDP stellt sich wieder einmal die ExistenzfrageSollen die Liberalen die Koalition verlassen oder ihren derzeitigen „Opfergang“ 

fortsetzen? Wie ginge es dann weiter – und welche Folgen hätte dies für die FDP?

Lesen Sie die PAZ  auch auf unserer  Webseite paz.de

Seismologie Die unterschätzte Gefahr unter unseren Füßen Seite 12
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VON HENRIK SCHULZE

B ischof Thietmar von Merseburg 
berichtete über einen Feldzug 
aus dem Jahr 1007, der das Ziel 
hatte, ein polnisches Heer aus 

der Niederlausitz und dem Havelland zu 
vertreiben: „Wir kamen an einen Ort, na-
mens Iutriboc, und es erschien den Klügs-
ten nicht ratsam, mit einer so kleinen 
Schar Ritter sich dem Ort zu nähern.“ 
Ganz so furchteinflößend ist die Stadt Jü-
terbog heute nicht mehr. Ganz im Gegen-
teil, Besucher sind gern gesehen, gerade 
jetzt, wo sich am 29. April die Stadtrechts-
verleihung zum 850. Mal jährt. 

Mit der Ersterwähnung vor gut 1000 
Jahren hat die Stadt schon etwas, womit 
sie im Land Brandenburg punkten kann. 
Dazu kommt eine schriftlich belegbare 
Stadtrechtsverleihung aus einer Zeit, als 
das wendische Fischerdorf Berlin noch 
auf keiner Landkarte verzeichnet war. Es 
war Erzbischof Wichmann, ein treuer Ge-
fährte von Kaiser Barbarossa, der zwi-
schen der Mark Meißen und der Mark 
Brandenburg seinem Bistum ein eigenes 
kleines Ländchen begründet hatte. Dank 
des Magdeburger Stadtrechts entwickelte 
sich die Kommune zu einer beachtlichen 
Handelsmetropole des Spätmittelalters.

Der Auftritt des Ablasspredigers Jo-
hannes Tetzel 1517 in Jüterbog gab Martin 
Luther im nahegelegenen Wittenberg den 
Anlass, seine 95 Thesen zu verfassen. 
Folglich gilt Jüterbog in der Reformati-
onsgeschichte als „Stadt des Anstoßes“, 
wo übrigens der Begriff „Lutheraner“ für 
die neue Glaubensrichtung erstmalig nie-
dergeschrieben wurde. Nicht zuletzt dank 
der besonderen politisch-geographischen 
Lage bot die Stadt beste Möglichkeiten für 
Kongresse und sogenannte Fürstentage. 
So einigten sich hier 1572 Kurfürst Johann 
Georg von Brandenburg und der meck-
lenburgische Herzog Johann Albrecht I. 
zu Gebietsgrenzen. 

1611 befasste sich ein Fürstentag in der 
Stadt mit Herrschaftsansprüchen zu den 
Herzogtümern Jülich und Kleve. Vom 
Obersächsischen Reichskreis, der von 
Thüringen bis Pommern reichte, gab es 
von 1549 bis 1683 14 Kreistage in Jüterbog.

Des Preußenkönigs Garnisonstadt
Mit der Rolle einer „kleinen Schweiz“ war 
es infolge des Dreißigjährigen Krieges 
vorbei. Plünderungen und Seuchen dezi-
mierten die Stadtbevölkerung von vor-
mals 4000 auf 300 Personen. Das Land 
Jüterbog kam zu Sachsen, wo es zu einem 
vergessenen „Zonenrandgebiet“ wurde. 
Die großen Handelshäuser verfielen und 
wurden durch ärmliche Ackerbürgerhäu-
ser ersetzt. Nur das Rathaus, die Kirchen 
und Stadttore, allesamt Werke der Spät-
gotik, trotzten dem Verfall. 

200 Jahre brauchte die Kommune, um 
den Menschenverlust wieder wettzuma-
chen. Erst 1855 hat die Stadt wieder die 
Einwohnerzahl von vor dem Dreißigjähri-
gen Krieg. Im Ergebnis des Wiener Kon-
gresses, als Sachsen drei Fünftel seines 
Landes an Preußen abgeben musste, er-
folgte die Eingliederung Jüterbogs in die 
Mark Brandenburg. Ein Landrat des neu 
geschaffenen Kreises Jüterbog-Lucken-
walde ersetzte nun einen sächsischen 
Kreishauptmann. 

Eine Bürgerinitiative versuchte, wirt-
schaftliche Not zu lindern, indem man 
König Friedrich Wilhelm III. bat, in der 
Stadt eine Garnison zu gründen. 1832 gab 
es die gewünschten ersten Einquartierun-
gen. 1841 erfolgte die Eröffnung der Ber-
lin-Anhaltischen Eisenbahn. Bis zum En-
de des 19. Jahrhunderts entwickelte sich 
Jüterbog zu einem wichtigen Knoten-
punkt verschiedener Bahnstrecken. Da es 

bei der schnell wachsenden Reichshaupt-
stadt Berlin Sicherheitsprobleme beim 
Schießplatz Tegel gab, ist dieser zusam-
men mit den Artillerieschießschulen 1890 
nach Jüterbog verlegt worden. 

Damit wurde der Grundstein gelegt 
für eine der größten Militärstädte 
Deutschlands. Neben der Artillerie gab es 
in der Garnison Militäreisenbahner, Flie-
ger und Luftschiffer. Nach der Auflösung 
von drei „störenden“ Dörfern umfasste 
1939 der Truppenübungsplatz 8000 Hek-
tar. Dazu kamen drei Truppenlager, zwei 
Flugplätze und diverse Spezialschulen. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg nistete 
sich hier die Rote Armee ein. Unter ihrer 
Regie wurde ein zweiter Truppenübungs-
platz mit 12.000 Hektar Fläche geschaf-
fen. Mit etwa 40.000 Mann hatte die So-
wjetgarnison die doppelte Größe im Ver-
gleich zu der in der Wehrmachtszeit. 

Hier befand sich die größte Truppen-
konzentration, welche die UdSSR außer-
halb ihrer Staatsgrenzen hatte. Schät-
zungsweise 1,6 Millionen ehemalige Sow-
jetbürger verschiedenster Völkerschaften 
haben in ihrem Lebenslauf: Ich war Soldat 
in Jüterbog. Neben dem Oberkommando 

in Wünsdorf ist Ostern 1994 Jüterbog als 
letzter Ort von der Westgruppe der Trup-
pen (WGT) geräumt worden. 

Aus verständlichen Gründen wollte 
die Bundeswehr keine Liegenschaften 
übernehmen, die die Sowjetarmee in Nut-
zung hatte. Seitdem ist Konversion eine 
der wichtigsten kommunalpolitischen 
Aufgaben. Die neogotischen Klinkerbau-
ten der alten Artillerieschule, die schon 
bei Kaiser Wilhelm II. ein Vorzeigeobjekt 
waren, sind zu einer attraktiven Wohnad-
resse geworden. 

Die Nähe zum 50 Kilometer entfern-
ten Berlin und seinem Speckgürtel bieten 
Ersatz für die verloren gegangenen Ar-
beitsplätze der abgewickelten „volkseige-
nen“ Betriebe. Auf der Flaeming-Skate, 
einer asphaltierten Rundstrecke mit fast 
100 Streckenkilometern, kann man per 
Rad oder Inlineskate Natur und Sehens-
würdigkeiten sportlich erleben. 

Das „märkische Mantua“
Jüterbog schmückt sich mit dem inoffizi-
ellen Titel „Kulturhauptstadt des Flä-
ming“. Was jedem Besucher sofort ins 
Auge fällt, sind die markanten Baudenk-

male des Spätmittelalters. Die Gebäude 
sind geprägt von der norddeutschen 
Backsteingotik, die hier ihre südlichste 
Ausbreitung hat und zugleich verknüpft 
ist mit sächsischer Werksteinarchitektur. 
Die Ratsherren der wohlhabenden Kauf-
mannsstadt konnten es sich leisten, im 
Norden wie im Süden nach den besten 
Baumeistern Ausschau zu halten. 

Den Marktplatz bestimmt das dienst-
älteste Rathaus des Landes Brandenburg 
mit der offenen Gerichtslaube davor. Die 
Stadtkirche St. Nikolai mit der unver-
wechselbaren Doppelturmanlage und de-
ren unterschiedlichen Turmhauben ist 
die größte ihrer Art zwischen Berlin und 
Lutherstadt Wittenberg. 

Drei Stadttore hat Jüterbog. Sie waren 
als Doppeltoranlagen mit Zugbrücken da-
zwischen und flankierenden Wehrtürmen 
angelegt. Zur Zeit der Romantik erfand 
man den Begriff „märkisches Mantua“ zur 
Charakteristik der einst besonders wehr-
haften Stadt. An jedem der Tore hängt 
eine Keule mit einer Tafel, auf der zu lesen 
ist: „Wer seinen Kindern gibt das Brot und 
leidet nachmals selber Not, den schlage 
man mit der Keule tot.“ 

Die Liebfrauenkirche, vor dem Damm-
tor gelegen, hatte Erzbischof Wichmann 
als Zentralkirche des Landes Jüterbog an-
legen lassen. Von hier aus ist die christli-
che Missionierung des slawischen Umlan-
des betrieben worden. Sie gilt neben dem 
Dom zu Brandenburg an der Havel als das 
älteste christliche Bauwerk des Landes 
Brandenburg. Die Mönchenkirche unweit 
vom Markt in der Altstadt, die einst zu 
einem Franziskanerkloster gehört hatte, 
dient seit 1985 als Stadtbibliothek. 

Im abgetrennten Chorraum befindet 
sich eine Konzertstätte. Hier ist ein Laien-
theater zu Hause, das als „Theater der 
Werktätigen“ bereits seit 1949 existiert. 
Jedes Jahr wird ein neues Stück eingeübt, 
wobei man sich auch an Shakespeare und 
andere Großmeister heranwagt. Seit in 
dem ehemaligen Kloster neben der Biblio-
thek zugleich das städtische Museum, das 

kulturhistorische Archiv der Stadt und die 
Tourist-Information ein Zuhause gefun-
den haben, wird der Komplex „Kultur-
quartier“ genannt. 

Museumseröffnung zum Stadtfest
Seit 1997 gehört der Ort Kloster Zinna zur 
Stadt Jüterbog. 1170 war hier das erste 
Zisterzienserkloster im heutigen Land 
Brandenburg gegründet worden. Die aus 
behauenen Feldsteinen errichtete spätro-
manische Pfeilerbasilika ist erst jüngst 
restauriert worden. Friedrich der Große 
gründete 1764 neben der Klosteranlage 
eine Weberkolonie und ließ dafür eine 
Mustersiedlung anlegen, die heute noch 
den Ort prägt. 

In der Abtei des Klosters befindet sich 
ein Museum, das derzeit völlig neugestal-
tet zum Stadtfest Ende April eröffnet wer-
den soll. In einer Schaubrennerei ist der 
„Zinnaer Klosterbruder“, ein verführeri-
scher süßer Halbbitter, zu haben, den im 
18. Jahrhundert ein Luckenwalder Gast-
wirt namens Falckenthal erfunden hat.

Jüterbog gehört selbstverständlich 
mit zur Arbeitsgemeinschaft der 31 „Städ-
te mit historischem Stadtkern“ des Lan-
des Brandenburg. Wer sich nicht nur die 
Stadt ansehen will, sondern dazu auch 
noch Unterhaltung haben möchte, der 
sollte die Festwoche vom 27. April bis  
5. Mai nutzen, in der die Stadt ihren  
850. Geburtstag feiert.

b Henrik Schulze ist ehrenamtlicher Chro-
nist der Stadt Jüterbog und Verfasser der 
vierbändigen Militärgeschichte Jüterbogs 

„Jammerbock“ mit 
rund 1800 Seiten. Von 
ihm stammt auch die 
Festschrift „850 
Jahre Stadtrecht  
Jüterbog“ (80 Seiten,  
12 Euro, zu erwerben 
bei der Stadt- und 
Bürgerinformation) 
www.jueterbog.eu

Gehört zum Verband von 31 brandenburgischen „Städten mit historischem Stadtkern“: Jüterbog mit der Stadtkirche St. Nikolai im Zentrum Foto: pa

BRANDENBURG

Eine „Stadt des Anstoßes“
Wo Ablassprediger Tetzel einst Luther provozierte – Jüterbog feiert 850 Jahre Stadtrecht mit einer Festwoche vom 27. April bis 5. Mai
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Eingang zur Festwoche: Das Neumarkttor von Jüterbog Foto: Schulze
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RATGEBER DER WOCHE

Diabetes tritt in vier verschiedenen Varianten auf, wo-
bei die am meisten verbreitete der Typ-2-Diabetes ist. In 
der Regel werden Medikamente verabreicht, doch kann 
man viel Positives durch die richtige Ernährung und Be-

wegung erreichen. Claudia Ritter erklärt in ihrem fun-
dierten Ratgeber alles Wissenswerte um Krankheitsfol-
gen, Blut- und Laborwerte sowie den Zusammenhang 
zwischen Nahrung und Stoffwechsel. MRK

Claudia Ritter: „Diabetes natürlich behandeln. 
Wirksame und wichtige Vitalstoffe bei Typ-2-Diabe-
tes“, atverlag, Aarau/München 2024, gebunden,  
272 Seiten, 28 Euro

VON ANSGAR LANGE

A rve Moens erstmals im Jahr 
1948 erschienener Roman 
„Der Tod ist eine Liebkosung“ 
ist mehr als ein Kriminalro-

man. Wer wen ermordet hat, steht von 
Anfang an fest. Es gibt nur wenige han-
delnde Personen. Ein Detektiv, der mit 
den Poirotschen „grauen Zellen“ ein ver-
zwicktes Rätsel löst, tritt nicht auf. Auch 
Actionszenen sind Mangelware. Und 
doch ist dieser Roman ein wahres Kleinod 
und spannender als viele Bücher, die der 
Krimimarkt aktuell in Massen ausspuckt.

Ein junger, attraktiver Automechani-
ker hat seine schöne und mondäne Ehe-
frau ermordet. Der Mörder wird für seine 
Tat verurteilt, auch wenn er sie nicht ge-
steht. Er gibt zwar zu, dass er seine Gattin 
getötet hat, doch er beharrt zugleich dar-
auf, dass er keine Alternative zu dieser Tat 
gehabt habe. Der Mord sei zwangsläufig 
gewesen.

Moen (1912–1976) hat als Schriftstel-
ler, Journalist, Kunsthistoriker und Politi-
ker gearbeitet. In seinen jungen Jahren 
war er Mitglied der kommunistischen 
Gruppe Mot Dag, einer Vereinigung von 
norwegischen Intellektuellen, die großen 
Anteil an der Verbreitung marxistischen 
Gedankenguts in Norwegen hatte. Das in 
Deutschland bekannteste ehemalige Mit-
glied ist der spätere Bundeskanzler Willy 
Brandt (SPD). Für die Arbeiterpartei saß 
Moen im Osloer Stadtrat, und nach 1945 
war er als Kulturredakteur beim „Arbei-
derbladet“ tätig.

Diese Informationen sind nicht un-
wichtig, denn der Klassenunterschied 
zwischen dem jungen Mann aus der Ar-
beiter- und der kapriziösen Schönheit aus 
der Oberschicht, die zunächst noch mit 
einem Industriellen verheiratet ist, ist 
entscheidend für die Konflikte des Paares. 

Das Faszinierende an diesem psycho-
logischen Liebesdrama ist die Tatsache, 
dass Moen „uns in den Kopf des Mörders 
blicken lässt“, wie es im Nachwort der 
norwegischen Krimiautorin Helene Flood 
heißt. Zunächst ist die körperliche Lust 
ein starkes Band, das die beiden Protago-
nisten zusammenschweißt. In dem Buch 
gibt es keine expliziten Szenen, doch auch 
das Sexuelle wird vom Autor in einer für 
die damalige Zeit durchaus offenen Weise 
beschrieben. 

Das Bett allein reicht aber nicht aus, 
um dem Liebespaar eine dauerhafte, sta-
bile Basis zu geben. Zu groß sind die öko-
nomischen Unterschiede, zu groß ist die 
Einstellung zur Arbeit und zum Geld, zu 
unterschiedlich sind auch die Interessen. 
Ein Paar, das erkannt hat, dass die Ge-
meinsamkeiten aufgebraucht sind, könn-
te sich im Frieden trennen. Doch dieses 
Paar wählt den Weg ins Verderben. 

VON DIRK KLOSE

W as für ein Jahr war 1986! 
Den Fußballweltmeis-
tertitel knapp verfehlt, 
aber zum ersten Mal in 

der deutschen Geschichte Exportwelt-
meister. Der Erfolg wiederholte sich im 
vereinten Deutschland noch einmal 2002. 
Seit 2009 ist China unangefochten „Welt-
meister“, Deutschland und die USA ran-
geln um Silber und Bronze.

Der an der Universität Bayreuth leh-
rende Wirtschaftswissenschaftler Jan-Ot-
mar Hesse hat in seinem anregenden 
Buch „Exportweltmeister“ den Drang der 
Deutschen zu Export und Gewinn als 
„deutsche Obsession“ ausgemacht und 
ihn seit dem Kaiserreich bis in unsere Ta-
ge minutiös verfolgt. Man liest über-
rascht, dass „Gründungsvater“ des libera-
len Handels der stockkonservative Bis-
marck-Nachfolger Leo Graf von Caprivi 
war. Im Reichstag hielt er am 10. Dezem-
ber 1891 seine berühmte „Wir müssen ex-
portieren“-Rede. Nur zu gerne folgte ihm 
das sich rasant zum Industrieland verän-
dernde Kaiserreich. Nach 1918, als der 
Versailler Vertrag harte Strafen diktierte, 
versuchte die junge Republik, teilweise 
mit Erfolg, durch Währungsdumping wie-
der die deutschen Exporte anzukurbeln. 

Die Hälfte des Buches gilt der Bundes-
republik, die bereits 1952 wieder Export-
überschüsse erwirtschaftete und in den 
folgenden Jahrzehnten zur viel zitierten 
„Lokomotive“ der Weltwirtschaft wurde. 
Die Überschüsse wuchsen, sehr zum Är-

ger der wichtigsten Handelspartner, trotz 
zweier Ölpreiskrisen und mehrfacher 
Aufwertungen der D-Mark, die Bonner 
Ministeriale und Unternehmer in Panik 
brachten. Der Boom war bewusst und ge-
gen internationale Widerstände forciert. 
Die Exportlastigkeit, so Bundesbankdi-
rektor Johannes Tüngeler in Abwandlung 
eines berühmten Rathenau-Zitats, sei 
„kein Übel, sondern unser Schicksal“.

Instrumente waren und sind wie eh 
und je: Zölle auf Einfuhren und Zoller-
leichterungen, Steuervergünstigungen, 
Abschreibungen, staatliche Zuschüsse 
wie die – zumal im Handel mit der Sowjet-
union (Röhrengeschäft) – oft genutzten 
Hermes-Bürgschaften und immer eine 
flankierende Währungspolitik. Hesse be-
schreibt deren virtuose Handhabung 
durch Politik und Unternehmer überaus 
anschaulich und weitet die Darstellung 
auch auf die wichtigsten Branchen Fahr-
zeugbau, Chemie- und Elektroindustrie 
sowie Maschinenbau aus. 

Das eigentlich etwas spröde Thema 
verfolgt der Leser mit zunehmender 
Spannung. Den kursorischen Ausblick auf 
heute hätte man sich gerne noch ausführ-
licher gewünscht.

KRIMI WIRTSCHAFT

Der Weg  
ins Verderben

Obsession oder 
Notwendigkeit?

Der Kriminal- und Liebesroman des norwegischen 
Autors Arve Moens, der bereits 1948 erschienen 

war, stellt ein Kleinod auf dem Krimimarkt dar

Ein Wirtschaftswissenschaftler untersucht  
in seinem aktuellen Buch den Drang der Deutschen 

zum Export vom 19. Jahrhundert bis heute

Arve Moen: „Der Tod 
ist eine Liebkosung“, 
Septime Verlag, Wien 
2023, gebunden,  
144 Seiten, 20 Euro

Jan-Otmar Hesse: 
„Exportweltmeister. 
Geschichte einer deut-
schen Obsession“, 
Suhrkamp Verlag, Berlin 
2023, gebunden,  
448 Seiten, 28 Euro

b FÜR SIE GELESEN

Eine extrem 
einseitige 
Darstellung
Die Harvard University gehörte lange 
Zeit zu den angesehensten Hochschu-
len der Welt. Mittlerweile geriet sie 
jedoch wegen diverser Skandale und 
aufgrund ihres repressiven Meinungs-
klimas in Verruf. Das hat auch Auswir-
kungen auf die Qualität des Lehrkör-
pers. Insofern muss die Aussage, dass 
der Direktor des Ukrainischen For-
schungsinstituts in Harvard, der  
ukrainisch-amerikanische Historiker 
Serhii Plokhy, eine unbestrittene, 
wenn nicht gar die führende Autorität 
auf dem Gebiet der Geschichte seines 
Herkunftslandes sei, mit Vorsicht be-
trachtet werden. Wie notwendig dies 
ist, zeigt unter anderem Plokhys aktu-
elles Buch „Der Angriff. Russlands 
Krieg gegen die Ukraine und seine Fol-
gen für den Rest der Welt“.

Darin bemüht sich der Autor um 
„eine umfassende Darstellung“ des 
russisch-ukrainischen Konfliktes seit 
dessen frühesten Anfängen bis zur 
russischen Invasion vom Februar 
2022. Diese kann aber unter keinen 
Umständen als wissenschaftlich neu-
tral gelten. Denn letztlich stellt Plok-
hys Werk eine einzige Anklage gegen 
Russland dar, während im Gegenzug 
die Rolle der Ukraine in den leuch-
tendsten Farben gezeichnet wird. 

Ukraine wird in den höchsten 
Tönen gelobt
So versucht Plokhy zu suggerieren, 
dass die friedliche Auflösung der Sow-
jetunion vorrangig der Ukraine zu ver-
danken sei, wonach er dann noch ein 
Loblied auf die „ukrainische Demo-
kratie“ und deren Institutionen singt. 
Des Weiteren setzt sich der Harvard-
Historiker ausgiebig mit dem russi-
schen Nationalismus auseinander, oh-
ne aber dem ukrainischen Nationalis-
mus oder Ultra-Nationalismus mit 
teilweise faschistoiden Zügen wie im 
Fall von Stepan Banderas Organisati-
on Ukrainischer Nationalisten die 
gleiche Aufmerksamkeit zu widmen.

Extrem einseitig sind darüber hin-
aus die Schilderungen der Ereignisse 
während der sogenannten „Revoluti-
on der Würde“ Ende 2013/Anfang 
2014, welche de facto ein Staatsstreich 
war, der den rechtmäßigen Präsiden-
ten Wiktor Janukowytsch das Amt 
kostete und Putin zu einem stärkeren 
Engagement in der Ukraine veranlass-
te. Ebenso geht Plokhy kaum auf die 
Korruption in der Ukraine und die du-
biose Rolle der Oligarchen sowie die 
problematische Politik der Kiewer Re-
gierung gegenüber den nationalen 
Minderheiten in der Ukraine ein.

Und die Darstellung der Kriegser-
eignisse ab Februar 2022 kommt 
gleichfalls nicht ausgewogener daher. 
So bleibt die Präsenz westlicher Ge-
heimdienste in der Ukraine vor und 
nach dem russischen Einmarsch un-
erwähnt. Dazu kommt die unsachliche 
Kritik an der angeblich zu zögerlichen 
Hilfe Deutschlands, wobei die Sabota-
ge an den Nord-Stream-Gasleitungen 
ebenso wenig ein Thema für den Autor 
ist.  Wolfgang Kaufmann

Serhii Plokhy: „Der 
Angriff. Russlands 
Krieg gegen die  
Ukraine und seine 
Folgen für die 
Welt“, Hoffmann 
und Campe Verlag, 
Hamburg 2023,  
494 Seiten, gebun-
den, 26 Euro
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Hilfe aus 
der Natur
Diabetes ist eine der  

weitverbreitesten 
Volkskrankheiten. Neben 

Medikamenten können auch 
eine gesunde Ernährung  

und Lebensweise zur 
Linderung beitragen 



VON BODO BOST

I m Februar hat die neue polnische 
Regierung angekündigt,  die Anzahl 
der Deutschstunden für Kinder der 
deutschen Volksgruppe wieder auf 

drei pro Woche zu erhöhen. Die politi-
sche Vertretung der deutschen Volks-
gruppe konnte bei den Kommunalwah-
len am 7. April im Regionalparlament von 
Oppeln ihren Stimmenanteil erhöhen.

Bei den Parlamentswahlen am 15. Ok-
tober 2023 in der Republik Polen hatte die 
Deutsche Minderheit erstmals seit 1989 
ihre parlamentarische Vertretung verlo-
ren. Die Stimmen gingen damals an den 
Wahlsieger von der Bürgerplattform (PO) 
unter dem Kaschuben Donald Tusk, der 
anschließend polnischer Ministerpräsi-
dent wurde.  Unter Tusk wurde bereits im 
Februar die Anzahl der Deutschstunden 
für die Kinder der Deutschen Minderheit 
wieder von einer auf drei Stunden erhöht, 
wie die stellvertretende Bildungsministe-
rin Katarzyna Lubnauer bekanntgab. Der 
Vorsitzende der Partei Recht und Gerech-
tigkeit (PiS), Jarosław Kaczyński, hatte 
die Deutschstunden 2022 herabgesetzt, 
weil angeblich die polnischstämmigen 
Kinder in der Bundesrepublik auch nicht 
mehr Unterricht in ihrer Muttersprache 
erhielten, was jedoch nicht stimmte, weil 
Bildung in Deutschland Ländersache ist.    

Lubnauer betonte, dass man die Un-
terschiede zwischen den verschiedenen 
Minderheiten überbrücken wolle, damit 
nicht eine dieser Minderheiten, eben die 
Deutsche Minderheit, anders behandelt 
werde als die anderen Minderheiten. 
Nach Angaben des Bildungsministeriums 
wird Deutsch als Minderheitensprache in 
zwölf Woiwodschaften in 735 Bildungs-
einrichtungen unterrichtet: in 133 Kinder-
gärten, in 599 Grundschulen und in drei 
allgemeinbildenden höheren Schulen. Die 
größte Anzahl von Einrichtungen befindet 
sich in den Woiwodschaften Oppeln, 
Schlesien und Ermland-Masuren. Landes-
weit liegt die Zahl der Schüler, die in Kin-
dergärten und Schulen in verschiedenen 
Formen Deutsch lernen, bei knapp 65.200, 
davon 7110 Kinder in Kindergärten, und 
58.040 in Grundschulen und nur 27 in all-
gemeinbildenden Schulen. Während einer 
Sitzung der Minderheitenkommission be-

dankte sich der Vorstandsvorsitzende der 
Sozial-Kulturellen Gesellschaft der Deut-
schen im Oppelner Schlesien (SKGD), 
Rafał Bartek, bei den fast 50 Kommunen, 
die in diesen zwei Jahren Deutsch als 
Minderheitensprache ungekürzt weiter-
geführt und die zusätzlichen Stunden aus 
eigenen Mitteln finanziert haben.

Von der Deutschen Minderheit zu 
den Schlesischen Regionalpolitikern 
Der unerwartete Verlust des Parlaments-
mandats vor sechs Monaten hatte die 
Deutsche Minderheit schockiert. Die So-
zial-Kulturelle Gesellschaft der Deut-
schen im Oppelner Schlesien beschloss 
deshalb vor vier Monaten, ein neues 
Wahlkomitee-Projekt – die Schlesischen 
Regionalpolitiker (Śląscy Samorządowcy) 
– zu gründen, nachdem man drei Jahr-
zehnte als Wahlausschuss Deutsche Min-
derheit aufgetreten war.

Das neue Wahlbündnis trat erstmals 
bei den diesjährigen Kommunalwahlen 

am 7. Oktober in Erscheinung. Wie 
Łukasz Jastrzembski, Vorsitzender der 
Schlesischen Regionalpolitiker, nach der 
Wahl sagte, war die Idee, unter dem neu-
en Banner anzutreten, erfolgreich. „Un-
sere Kandidaten haben in der ganzen 
Provinz eine Rekordzahl von 53.000 Stim-
men erhalten. Das neue Bündnis wurde 
die drittstärkste politische Kraft in der 
Region. Das Wahlbündnis konzentriert 
sich auf die Lösung der Probleme dieser 
besonderen Region“, so Jastrzembski. 
Bartek betonte, dass es dem neuen Pro-
jekt und seinen Vertretern in nur vier 
Monaten gelungen sei, sich einen Namen 
zu machen. „Wir haben 15 Kandidaten für 
das Amt des Bürgermeisters aufgestellt, 
von denen zwölf bereits gewählt wurden. 
Einer wurde nicht gewählt und zwei ka-
men in die zweite Runde. Wir haben Dut-
zende von Bezirksräten. Wir sind wahr-
scheinlich landesweit das einzige Regio-
nalkomitee, das fünf Vertreter in einer 
Provinzversammlung hat“, so Bartek. 

Die PO erhielt in Oppeln 36,5 Prozent 
der Stimmen. Bei den letzten Kommu-
nalwahlen 2018 waren es 29,5 Prozent 
gewesen. Die PiS erhielt 25,3 Prozent. 
2018 waren es 25,8 Prozent gewesen, die 
Schlesischen Regionalpolitiker erhielt 
16,2 Prozent. Die Deutsche Minderheit 
hatte 2018 14,6 Prozent erhalten. Damit 
konnte die Vertretung der deutschen 
Volksgruppe ihren Stimmenanteil um 
fast zwei Prozentpunkte erhöhen. 

Die Schlesischen Regionalpolitiker 
werden mit fünf Abgeordneten im Regio-
nalparlament von Oppeln vertreten sein. 
Einer von ihnen ist Bartek, der 4267 Stim-
men erhielt. Neben Bartek errangen Rys-
zard Galla, Roman Kolek, Edyta Gola und 
Zuzanna Donath-Kasiura Mandate in der 
Regionalversammlung. Donath-Kasiura 
erzielte mit 7908 Stimmen in diesem Re-
gionalparlament das beste Ergebnis. Gola, 
die 2887 Stimmen erhalten hat, versicher-
te, dass sie sich auf allen Ebenen der Kom-
munalverwaltung einsetzen werde.

FUNDSACHE

Ein Gemälde  
von Annette

Am Ostermontag, dem 1. April dieses 
Jahres, hat eine Familie auf einem In-
ternetverkaufsportal per Zufall ein be-
sonders schönes Gemälde entdeckt. 
Es wurde als „Pferde-Bild von Prof. J. 
Sühlbrandt“ angeboten. Zu dem dar-
gestellten Pferd fanden sich keine wei-
teren Angaben. Einerseits war es im 
meisterlichen Stil so virtuos gemalt, 
dass es den Betrachtern aufgrund der 
künstlerischen Leistung ins Auge 
stach – die Schönheit der Edelblut-
Stute nicht zu vergessen. Andererseits 
hatte sich ausgerechnet dieses Bild 
der Familie dann unterbewusst im 
Hinterkopf verankert.

Als langjährige Reiterin vor allem 
mit den Trakehner Pferden sowie de-
ren allgemeiner und Zuchtgeschichte 
vertraut, kannte die Betrachterin das 
Bild aus dem Buch von Erhard Schulte: 
„Trakehner Zuchtstätten in ihren Blü-
tejahren“ aus dem Asmussen Verlag. 
Es fiel ihr wie aus heiterem Himmel 
wieder ein: Degimmen, Zucht Otto 
Heyser, Stute Annette. Das Bild hatte 
sie vor allem deshalb in Erinnerung, 
da ihr erstes Pferd ebenfalls eine Tra-
kehner Stute mit dem Namen Anette 
(mit nur einem „n“) war.

Mit Zuchtgeschichte vertraut
Nun kam noch folgender Aspekt hin-
zu: Nach der Flucht im Herbst 1944 
hatte die Familie der Mutterstute Ann 
nach dem Zwischenschritt Hamburg-
Flottbek ein Domizil bei Pinneberg 
bezogen. Mit dem Ort hatte die Reite-
rin beruflich viel zu tun, und jahrelang 
hatte sie dort auch gelebt. Da der In-
haber einer Baumschule aus dem Pin-
neberger Baumschulgebiet – www.
pflanzmich.de – aus einem angrenzen-
dem Dorf zu Halstenbek, mit dem sie 

zusammenarbeitete, auch ein Interes-
se am künstlerischen und pferde-
sportlichen Bereich vorweist und hier 
einiges Sponsoring betreibt, sprach sie 
ihn auf die Fundsache an.

Er war spontan begeistert, vor al-
lem davon, dass Pinneberger Ge-
schichte lebendig wird auf so einzig-
artige Weise.  Damit die Öffentlichkeit 
und vor allem die Trakehner-Gemein-
schaft die Heimkehr der Pferdeprin-
zessin würdig erleben können, hat er 
sich zu einer Schenkung des Gemäldes 
an den Trakehner-Förderverein ent-
schlossen.

Von dort heißt es, gerade für dieses 
Jahr werde eine Schau der gesammel-
ten Werke geplant und auch ein Buch 
dazu. Man kooperiere auch mit dem 
Ostpreußischen Landesmuseum in 
Lüneburg.

Ansprechpartner in der Sache ist 
Martin Mehrtens. Der Schenkungsver-
trag ist in Arbeit. PAZ 

Wurde im Internet zum Verkauf ange-
boten: Das Gemälde der Trakehner-
Stute Annette Foto: privat

Wird wieder stärker gefördert Deutschunterricht in polnischen Schulen Foto: Ullstein/Andreas Bastian

KOMMUNALWAHLEN SCHLESIEN

Deutsche Minderheit auf Erfolgskurs
Mehr Deutschunterricht und mehr Abgeordnete im Regionalparlament von Oppeln 
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Hans-Heinrich Vangerow stammte aus 
Ostpreußen, erlangte als Forstmann, 
Forsthistoriker, Vater der Waldjugend-
spiele und erster Leiter der Nationalpark-
verwaltung Bayerischer Wald Bekannt-
heit. Er sorgte für rund 500 fachwissen-
schaftliche Veröffentlichungen, erhielt 
für sein langjähriges verdienstvolles Wir-
ken zahlreiche Auszeichnungen und er-
reichte damit über seinen Tod hinaus ei-
ne bis heute andauernde Nachwirkung.

Vangerow wurde am 4. April 1924 in 
Tapiau geboren. Sein Geburtsort liegt am 
Pregel rund 35 Kilometer östlich von Kö-
nigsberg, entwickelte sich unter dem 
Deutschen Orden ab 1351 zur Stadt und 
erhielt 1722 die Stadtrechte. Hier wurde 
auch der berühmte Maler Lovis Corinth 
geboren. Nach dem Ortswechsel der El-
tern nach Bayern besuchte Vangerow 
nacheinander die Schulen in Erlangen 
und München, wo er 1942 sein Notabitur 
ablegte und anschließend zur Wehr-

macht eingezogen wurde. Er überlebte 
den Zweiten Weltkrieg und die nachfol-
gende Kriegsgefangenschaft und studier-
te nach seiner Heimkehr ab 1948 an der 
Ludwig-Maximilians-Universität in 
München bis 1952 Forstwissenschaften. 
Er wurde von der Staatsforstverwaltung 
Bayerns danach als Mitarbeiter über-
nommen, war bis 1960 in Geisenfeld als 
Forstmeister tätig und übernahm 1966 
die Leitung des Forstamtes Allersberg 
bei Nürnberg.  In dieser Funktion initi-
ierte er bis dahin ungewöhnliche Wald-
begehungen mit Schulklassen. Das war 
bald Ökologieunterricht vor Ort mit sys-
tematischer Umwelterziehung, die in die 
Durchführung von Waldjugendspielen 
mündete.

Damit betrat der Ostpreuße in Bay-
ern absolutes Neuland. Diese von ihm 
organisierte Veranstaltungsreihe fand 
immer im Frühjahr statt, stand dann im 
Gefolge des Zuspruchs unter der Schirm-

herrschaft des Forstministers von Bay-
ern und hatte ab 1980 jährlich über 
50.000 teilnehmende Schüler. 

Frontmann einer modernen 
Forstwirtschaft
Vangerow, der ab 1972 als Leitender 
Forstdirektor der Oberforstdirektion Re-
gensburg fungierte, 1973 zusätzlich die 
Leitung der Nationalparkverwaltung 
„Bayerischer Wald“ übernahm und 1976 
promoviert wurde, gedieh gegen man-
cherlei Widerstand zum Frontmann ei-
ner modernen und umweltschonenden 
Forstwirtschaft in Bayern. 

Zum Projekt der Waldjugendspiele 
und neben den Nationalpark-Aktivitä-
ten, die ihn auch international ins Ram-
penlicht der Medien brachten, gesellten 
sich weitere ungewöhnliche Maßnah-
men. Das reichte von der Erschließung 
der Forstgeschichte in Bayern über 
Wald- und Umwelttage für die Bundes-

wehr bis zur Initiierung der Jugendspiele 
auf der Insel Mainau, die von der „Len-
nart-Bernadotte-Stiftung“ getragen wer-
den und junge Menschen aus allen Bo-
densee-Anrainerländern einbeziehen.

Vangerow erhielt für seine Verdienste 
zahlreiche Ehrungen. Das reichte von der 
Bayerischen Umwelt-Medaille über das 
Bundesverdienstkreuz und die Bayeri-
sche Staatsmedaille bis zur Verleihung 
des „Bayerischen Löwen“ und der Stif-
tung eines „Vangerow-Preises“. Alle Eh-
rungen konnten ihn aber nicht davon ab-
halten, bis ins hohe Alter ständige Kritik 
an Missständen zu üben und auch die 
bürokratische Forstreform in der ihm 
eigenen Art zu glossieren. Er bezeichnete 
das ministerielle Reformpapier als ein 
„Lehrstück für Pleiten, Pech und Pan-
nen“. Seit 1973 wohnte der Aufsteiger im 
bayerischen Forstbetrieb in Donaustauf. 
Das war sein Refugium. Hier starb er am 
28. Dezember 2019.  Martin Stolzenau

HANS-HEINRICH VANGEROW

Ein Ostpreuße reüssiert in Bayern
Nach dem Studium in München stieg er zum ersten Leiter des ältesten deutschen Nationalparks auf



Alle Beiträge von Hans  
Heckel finden Sie auch auf 
unserer Webseite unter 
www.paz.de

VON HANS HECKEL

W ar ja klar, wer hinter dieser 
neuesten Sauerei steckt. 
Seit dem Bekanntwerden 
der großzügigen deutschen 

Millionenhilfen für den Radwegebau in Peru 
muss sich Entwicklungshilfeministerin Sven-
ja Schulze von der SPD hässliche Fragen ge-
fallen lassen. Das ist natürlich eine fiese Kam-
pagne, und wer hat die angezettelt? Wer 
schon: Kräfte wie die AfD versuchten, deut-
sche Landwirte gegen die Menschen in Peru 
„auszuspielen“, schimpft Schulze im „Stern“. 
Und die Russen trieben ebenso ihr übles Spiel 
mit „Desinformation“.

Na also, da haben wir’s wieder: Die Rus-
sen und die Rechten, wer sonst? Das morali-
sche Verbot, irgendwen „gegen einander aus-
zuspielen“, ist ein Evergreen der Kritik-Ver-
nichtung, der jahrzehntelang blendend funk-
tioniert hat. Daher durfte die Ministerin da-
von ausgehen, die Kritiker damit schon 
schachmatt gesetzt zu haben. Aber das Ge-
nörgel will trotzdem nicht aufhören.

Warum nur? Möglicherweise haben die 
Deutschen bemerkt, dass mit dem Spielchen 
etwas nicht stimmt. So belehrte man uns ja 
auch stets, dass wir „deutsche Wohnungssu-
chende und sozial Schwache nicht gegen Ge-
flüchtete ausspielen“ dürften, weil das unmo-
ralisch wäre. Der Bann traf jeden, der einen 
Zusammenhang zwischen klammen Sozial-
kassen und einem komplett überlasteten 
Wohnungsmarkt auf der einen und dem mil-
lionenfachen Zustrom von Asylsuchern auf 
der anderen Seite sehen wollte.

Der Bann hat lange gut funktioniert. Aller-
dings ist den Leuten mittlerweile eingefallen, 
dass eine Wohnung, die an eine Familie aus 
Syrien oder dem Senegal vergeben wurde, 
eben weg ist vom Markt, weshalb eine ein-
heimische Familie dort nicht mehr einziehen 
kann. Und ebenso habe sie bemerkt, dass 
mindestens mehr als 50 Milliarden Euro, die 
2023 für „Migrationskosten“ draufgegangen 
sind, für andere Aufgaben im Lande nicht 
mehr parat stehen.

Es sind eben nicht die AfD oder andere 
dunkle Mächte, die da eins gegen das andere 
„ausspielen“, das macht die Wirklichkeit von 
ganz alleine. Und es bedarf nur etwas gesun-
den Menschenverstandes, um drauf zu kom-
men. Den haben sich die Deutschen bewahrt, 
weshalb Schulze mit ihrem Konter gegen die 
Wand gefahren ist. 

Aber sie hat noch ein anderes Ass im Är-
mel: nämlich den großen Nutzen, den 
Deutschland aus den mehr als 33 Milliarden 
Euro an Entwicklungshilfekosten davontra-
ge. Die Radwege in Peru retteten ja auch das 
Klima in Deutschland, verbreitet sie im 
„Stern“. Logisch! Zudem sei das Projekt zur 
„Förderung positiver Männlichkeit“ schließ-
lich „Sicherheitspolitik“. Und die nützt uns 
ebenfalls? Zumindest nützt sie denen, welche 
die entsprechenden Kurse anbieten und da-
für fürstlich entlohnt werden. Ist doch auch 
schon was.

Trotzdem bleibt ein fader Nachge-
schmack: Den deutschen Landwirten nimmt 
man etliche hundert Millionen Euro per er-
höhter Steuer für Agrardiesel weg, weil sonst 
der Bundeshaushalt der Ampel in sich zusam-
menbräche. Gleichzeitig gehen Milliarden 
von Euro jährlich an Landwirte in aller Welt. 
Wie passt das zusammen? Weiß Schulze auch 
nicht, aber eines weiß sie: Ohne besagte Rad-
wege in Peru würde der Klimawandel auch 
bei uns noch schlimmer, und das träfe die 
deutschen Bauern, also profitierten die ja 
ebenfalls von ... hat sie wirklich gesagt!

„Wir haben’s ja“? – Das ist vorbei
Zu Recht verweist die Ampelpolitikerin indes 
darauf, dass es viele der schönen Verschenk-
programme schon unter ihren Vorgängern 
gegeben habe. Da hat doch auch keiner ge-
motzt. Also, warum regen sich die Leute 
plötzlich darüber auf? Das liegt womöglich 
daran, dass es den Deutschen dämmert, wie 
ihrem Gleichmut des „Wir haben’s ja“ die 
Grundlage flöten gegangen ist, die seit Jahr-
zehnten lautete: Deutschland ist ja ein so rei-
ches Land!

Alle merken, wie dieser Reichtum zer-
rinnt. Die Industrie sucht das Weite, die 
Kommunen stehen finanziell mit dem Rü-
cken zur Wand. Die Weltwirtschaft wächst 
dieses Jahr voraussichtlich zehnmal so 
schnell wie die deutsche, die glücklich sein 
darf, wenn sie wenigstens nicht schrumpft.

Das macht keine gute Stimmung, und wie 
immer, wenn die Finanzen nicht mehr stim-
men, guckt man sich die Kassenzettel genau-
er an und fragt sich, wofür man das eigentlich 
alles bezahlt.

Anlässlich der Hannover-Messe rechnet 
Industrie-Präsident Siegfried Russwurm vor, 
dass deutsche Unternehmen mittlerweile ge-
nauso viel Geld für staatlich verursachte Bü-
rokratie aufwenden müssten, wie sie für In-

vestitionen ausgäben oder an Gewinnen er-
zielten. Und dass die Unternehmensteuern in 
Deutschland um 40 Prozent höher lägen als 
im EU-Schnitt. 

Von derlei Unkerei will Kanzler Scholz 
aber nichts wissen. Glücklich entschwebt in 
seine ganz eigene Erzählung hat der die Wirt-
schaftsvertreter in Hannover belehrt: „Stim-
mung und Lage sind nicht immer deckungs-
gleich.“ Soll bedeuten: Ihr bildet euch eure 
Probleme nur ein, ihr Jammerlappen. Ich 
weiß es besser, denn ich bin schließlich der 
große Scholz.

Wohl eher aus therapeutischen als aus in-
haltlichen Gründen wollte der Kanzler die 
versammelten Industrievertreter jedoch 
nicht ganz mit leeren Händen stehen lassen, 
weshalb er mit großem Pathos versprach, 
dass schon in den kommenden Wochen und 
Monaten großartige Dinge von der Ampel 
kommen würden, etwa in Sachen Bürokratie-
abbau, denn der „kostet nichts und bringt 
viel. Und deshalb reden wir nicht nur darü-
ber, wir machen“, so der stolze Ampelchef.

Woran er da wohl gedacht hat? Vielleicht 
an das gerade erst erfundene „Lieferketten-
gesetz“, das die deutschen Betriebe in den 
Wahnsinn treibt? Oder an die anstehende 
Flut von neuen EU-Richtlinien, welche die 
Grenzen des Mach- und Finanzierbaren bei 
der energetischen Gebäudesanierung gna-
denlos überschreitet? Egal, auf jeden Fall 
macht die Ansage des Kanzlers endlich Mut, 
wie damals sein fulminanter „Doppel-
wumms“ oder das atemberaubende „Deutsch-
landtempo“, das sich anschickt, eine Galapa-
gos-Schildkröte beim Strandspaziergang 
glatt hinter sich zu lassen.

Immerhin seien die Gaspreise schon wie-
der auf dem Niveau wie vor der Ukrainekrise, 
wird Scholz nicht müde hervorzukramen. Ist 
doch fast so schön wie früher, soll das wohl 
heißen. Im aussagefähigeren Dreijahresver-
gleich indes sind die Gaspreise in den USA 
um 34 Prozent zurückgegangen, während sie 
bei uns um 44 Prozent gestiegen sind. Warum 
noch mal wollen so viele deutsche Konzerne 
ihre Produktion außer Landes verlagern? 

Wir wollen auch das Positive sehen: Zum 
nächsten Bürokratie-Entlastungsgesetz hat 
die Regierung die Wirtschaft sogar extra ge-
beten, eigene Vorschläge zu machen. Schließ-
lich respektiert man die Sachkenntnis der 
Praktiker. Tatsächlich kamen aus der Wirt-
schaft stolze 442 Vorschläge. Aufgenommen 
hat die Regierung davon bislang – elf.

Ohne die 
Radwege in Peru 

stünde es um 
die deutschen 

Landwirte noch 
viel schlimmer, 

weiß die 
Ministerin

DER WOCHENRÜCKBLICK

Der entschwebte Kanzler
Warum Svenja Schulze die ganze Aufregung nicht versteht, und warum Scholz so guter Dinge ist

b STIMMEN ZUR ZEITb AUFGESCHNAPPT

b WORT DER WOCHE

Der Autor Don Alphonso zeichnet in der 
„Welt“ (17. April) ein ernüchterndes Bild der 
derzeit herrschenden Politikerschaft:

„Das System bringt Figuren ganz nach 
oben, die für Deutschland nichts übrigha-
ben, Vaterlandsliebe zum Kotzen finden, 
für Migranten mehr Respekt als für Ein-
heimische haben, die sie als Kartoffeln be-
leidigen, und die Existenz einer deutschen 
Kultur generell abstreiten. Das regierende 
System ist der Meinung, dass es damit 
recht hat und den damit einhergehenden 
Vertrauensverlust verschmerzen kann, 
solange es nur seine Ziele erreicht.“

Generalleutnant André Bodemann stellt seit 
einem Jahr einen neuen Verteidigungsplan 
für Deutschland auf. Gegenüber der „FAZ“ 
(22. April) erklärt er, was die heutige Lage 
von der im Kalten Krieg unterscheide:

„Früher gab es nur Null oder Eins, Frie-
den oder Krieg. Heute liegt dazwischen 
eine lange Strecke hybrider Bedrohungen. 
Schon heute gilt: Wir sind nicht im Krieg, 
formaljuristisch, aber wir befinden uns 
auch schon lange nicht mehr im Frieden, 
weil wir täglich bedroht und auch atta-
ckiert werden.“

Der Berliner Gastronom Sören Engelmann 
nennt im „Focus“ (22. April) einen Grund, 
warum er das Berliner Traditions-Restau-
rant „Fisherman’s“ schließen muss:

„Wenn ich das so derb sagen darf: Es geht 
der Politik um alles, nur nicht um die hier 
ansässigen Unternehmen. Kein Wunder, 
dass wir im März die höchste Zahl an In-
solvenzen in Deutschland hatten. Wer 
kann, wandert ins Ausland ab.“

Für den Kölner Politikwissenschaftler 
Heinz Theisen ist eine bestimmte Denk-
schule an ihr natürliches Ende gelangt. Bei 
„Achgut“ (19. April) schreibt er:

„Der moralische Größenwahn des deut-
schen National-Globalismus ist nicht 
mehr bezahlbar. In immer mehr europäi-
schen Staaten werden alte Denkmauern 
durchbrochen. Schweden und Dänen 
versuchen, ihre Volksheime zu retten. In 
Italien erwiesen sich ,Postfaschisten‘ als 
ministrabel ... Am Ende des Regenbogens 
angelangt, müssen wir uns dem unbe-
dingten Muss der bloßen Selbsterhaltung 
beugen.“

Max Roland erklärt auf „Apollo-News“ 
(22. April), warum alle Anti-AfD-Kampag-
nen („Kampf gegen Rechts“) gescheitert sind:

„Löst man die Probleme, die die Partei be-
rechtigterweise anspricht und kritisiert, 
löst die etablierte Politik auch ihr Prob-
lem AfD. Das hat man bis heute nicht ver-
standen – und solange das so bleibt, bleibt 
auch die AfD.“

Erstmals ist in Berlin ein Urteil nach dem 
2020 verabschiedeten „Landesantidiskri-
minierungsgesetz“ (LADG) ergangen: 
Die Berliner Polizei muss dem Studenten 
Syed D. eine Entschädigung von 750 Euro 
zahlen. Bei einer Verkehrskontrolle im 
Jahr 2020 soll N. auf dem Fahrrad fahrend 
sein Smartphone bedient haben, was un-
zulässig ist. Auf die Frage, woher er kom-
me, soll der Student „Bochum“ geantwor-
tet haben. Darauf hatte der Beamte nach-
gefragt, woher er „wirklich“ komme. Da-
durch fühlte sich N. „rassistisch“ diskri-
miniert. Nachdem eine Dienstaufsichts-
beschwerde zunächst ergebnislos blieb, 
intervenierte die Leiterin der Berliner 
Antidiskriminierungsstelle. Eine Ent-
schuldigung der Polizei für das Verhalten 
des Kollegen wurde vom Gericht als un-
zureichend betrachtet. Es kam zum Ver-
fahren mit dem genannten Urteil. Dass 
sich der Student und dessen Begleiter bei 
der Kontrolle gegenüber dem Beamten 
aggressiv verhalten haben sollen, wurde 
bei dem Urteilsspruch laut Medienberich-
ten nicht berücksichtigt.     H.H.

„Gemeinsam bilden sie 
ein Trio, das fest 
entschlossen scheint, 
von unserer 
Volkswirtschaft und 
unserem Ansehen in der 
Welt nur Trümmer übrig 
zu lassen.“
Julian Reichelt auf „Nius.de“  
(23. April) über das kongeniale Wirken  
von Robert Habeck, Annalena Baerbock 
und Ricarda Lang
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